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Fuͤnf und fuͤnfzigſte Sitzung .

Karisruhe , den 3. Januar 1823 .

Gegenwärtig :

Die bisher erſchienenen Mitglieder , mit Ausnahme :
Sr . Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ,
Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Le opold und

Maximilian zu Baden ,

Sr . Durchlaucht , des Herrn Fuͤrſten v. Fuͤrſtenberg ,
der Herren Staatsminiſter , Frhrn . v . Ber ſtett und ,

v. Berkheim ,

des Herrn Generallieutenants v. Schaͤffer ,
des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner ,
deg Herrn Staatsraths , Frhrn . v. Baden , und

des Freyherrn v. Gemmingen - Trefchklingen .
Weiter anweſend

die, Herrn Regierungscommiſſaͤre , Staatsratb Frhr .
v. Sens burg und Staatsrath v. Gulat .
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4 Protokolle der Erſten Kammer ,

Unter dem Borfig :

des dritten Vieeepraͤſtdenten , Oberhofmarſchalls Frhrn .
v. Gayling .

Der Vicepraͤſident legte ein Schreiben des

Juſtizammanns Pfiſter in Heidelberg vor , wor —

in derſelbe die in ſeiner , hereits im vorigen Sommer

der Kammer uͤderſandten Druckſchrift
Antrag auf Verbeſſerung des Hypothekenweſens

Heidelberg 1822 . “

untergelaufenen Druckfehler berichtigt .

Beylage Ziffer 140 —
Die Kammer

— 6
ne ie uͤberſandte Druckſchrift in der Bibliothek

aufzuſtellen .
Das Secretariat machte die Amce daß in der

letzten Vorberathung fuͤr die Commiſſion zu Begutach —

tung iit ;

1) Deg Geſetzentwurfs wegen des Conſcriptions —

weſens
deri taatórath : Frhr v. Tuͤrkheim ;

der - Frhr v. Falfenftein , und

der Bisthumsverweſer Frhr . v. arer
2) der Motion deg Staats raths , Frhrn . v. Tuͤrk —

— wegen Verwandlung oa —— Ent⸗
ſchaͤdigungen fuͤr entzogene grundherrliche Gefaͤlle

in Reutſcheine au porteur
der geh: Hofrath Zachariaͤ ,
der Frhr . veGemmingen - Preſteneck und

der Frhr . v. Falkenſtein

gewaͤhlt worden —
Von dem

'

Bicepräfiventen aufgefordert , er -

ftattete der Frhr . v. Falfenftein , Mameng der Pe -



Fuͤnf und fuͤnfzigſte Sitzung vom 3. Jan . 5

titionscommiſſion , Bericht uͤber die Eingabe der Uni

verſitaͤt Freyburg in Betreff einer an ſie von der Amor⸗

tiſationskaſſe gemachten Forderung von 6000 fl.
Beylage Biffero tyr Àr $

Nach einer kurzen Beſprechung zwiſchen den

Frhru . ve Tuͤrk heim, v. Falkenſtein ayy dem

Hofrath v. Rotteck einerſeits ,und dem Praͤlaten

Hebel , Frhrue v. Zyllnhardt und dem geh . Hof —

rath Zachariaͤ andererſeits , worin erſtere die gleich —

baldige Diseuſſton uͤber dieſen Gegenſtand aus dem

Grund gewuͤnſcht hatten , weil die Sache einfach , und

durch den umſtaͤndlichen Bericht hinreichend erlaͤutert ,

auch ſowohl der Geſchaͤftsordnung , als der bisherigen
Uebung in beiden Kammern vollkommen gemaͤß ſey ,
uͤber die Berichte der Petitionscommiſſion gleich nach
ihrer Erſtattung den Beſchluß zu faſſen , die letztern

dagegen eine Vertagung der Berathung auf die naͤchſte
Sitzung dem Intereſſe der Univerſitaͤt Freyburg ſelbſt

fuͤr angemeſſener gehalten hatten , und insbeſondere der

Frhre v. Zyllnhardt darauf aufmerkſam gemacht
hatte , daß die Kammer vielleicht dieſen Gegenſtand

nach der Beſtimmung des Gen 55 der Gefhåftgordnung
behandeln wolle , hierzu ſie ſich aber , da die meiſten

Mitglieder mit der Sache fruͤher nicht befannt gewe -

ſen ſeyen , erſt nach nochmaliger Einſicht des ausfuͤhr⸗

lichen Commiſſionsberichts im Stande finden düͤrfte ,
und nachdem auch von dem Hrn . Regierungscommiſſaͤr ,
Staatsrath Frhrn . v. Sensburg , geaͤuſſert worden ,

daß er zu keiner beſtimmten Erklaͤrung ermaͤchtigt ſey ,
wurde von der Kammer einhellig

beſſchlo ſſen :
die Berathung dieſes Gegenſtands auf die ie
ſte Sitzung zu vertagen .

Nach EEröffnung ber Digeuffion uͤber dieper
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6 Protofole der Eren Kammer .

ſoͤnlichen Herrenfrohnden ſprach zuerſt Hofrath
vi NRotted , alg eingefchriebener Redner , wie folgt :

Ich ſchicke dem ausfuͤhrlichen Vortrage , zu wel⸗

chem ich heute aufgefordert bin , einige einleitende Be —

merkungen voraus :

Eine oͤffentliche Discuſſion kann zweyerley Zwecke

haben : naͤmlich erſtens die wechſelſeitige Verſtaͤndi —

gung der ſich Berathenden , und zweytens die erleich⸗
terte Wuͤrdigung ihrer Abſtimmung und Entſcheidung .
Es mag naͤmlich oftmals geſchehen , daß ſchon vor

dem Anfang der Diseuſſion die daran Theilnehmenden

uͤber die Richtung ihrer Abſtimmung ſich entſchieden

haben , und keiner Belehrung oder Aufklaͤrung weiter

begehren ; wie ich namentlich von mir ſelbſt eingeſtehe ,

daß ſolches ſchon oͤfters bey mir der Fall war , und

heute abermals iſt ; daher mir erlaubt ſeyn wird , das⸗

felbe auch von andern , alg oftmals vorhanden , anzu⸗

nehmen , Aber darum if doh die Digcuffion niht

úberfiůffig ; deun fie fol durh Darlegung der Grün -

de des Abſtimmens dem Publicum fowohl , als der

Regierung und der zweyten Kammer den Geift deg von

uns zu faſſenden Beſchluſſes kund thun , und jeden

einzelnen Stimmenden rechtfertigen .
In Bezug auf beide Zwecke beſchraͤnkt ſich meine

heutige Aufgabe darauf , den Commiſſionsbericht

zu beleuchten . Denn derſelbe enthaͤlt diejenigen

Motive , aus welchen man der hohen Erſten Kammer

die Verwerfung des von der zweyten Kammer ruͤck—

ſichtlich der Herrenfrohnden gefaßten Beſchluſſes anſinnt ,

und deren Entkraͤftung daher mir , der ich dieſem Bez

ſchluß den Beytrit der Erſten Kammer wuͤnſche,
vor allem obliegt ; und dieſelben Motive ſollen zugleich

auch die oſtenſiblen Rechtfertigungsgruͤnde der Verwer —

fung ſeyn : weshalb abermals die Pruͤfung ihres

Gehaltes noth thut .

J
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Sh habe noh einen dritten - Grund , der mih

zu dieſer Form des Streites — obwohl ſie ſchon

wiederholt Das Miffalen deg geehrten Redners , gegen

welchen ich ſtreite , auf ſich zos — beſtimmt , naͤmlich

die Abkuͤrzung der Rede . Ueber die Sahe ſelbſt ,

uͤber die rechtliche und politiſche Berwerfichteit der per -

ſoͤnlichen Herreufrohnden , habe ich bereits im Jahr

1820 in dieſer hohen Kammer ausfuͤhlich geſprochen,
und ich darf wohl ſagen , dieſelbe nicht nur in die

Laͤnge und Breite , ſondern auch in die Tiefe eroͤrtert.

Ich war damals ſo gluͤcklich, daß die zur Pruͤfung des

Geſetzentwurfs uͤber Abloͤſung der Herrenfrohn —
den 2cniedergeſetzte verſtaͤrkte Commiſſion —

auſſer mir aus lauter Standes - und Grundherrn be⸗

ſtehend , und unter dem Vorſitz Seiner Hoheit , des Hrn .

Markgrafen Wilhelm , unſers ſo hochverehrten Praͤſi⸗

denten , arbeitend — meine Anſicht , daß perſoͤnliche

Herrenfrohnden als Ausfluͤſſe der Leibeigenſchaft oder

doch des oͤffentlichen Rechts zu betrachten , demnach

nicht von den Frohndpflichtigen ſelbſt abzuloͤſen ,

ſondern von Staatswegen abzuſchaffen , und der Er ſatz

dafuͤr den Berechtigten aus Staatsmitteln zu lei⸗
ſten ſey , einſtimmig beypflichtete , und daß bey der

Discuſſion in der vollen Kammer dieſelbe Anſicht bey -

nahe — eg fehlte nur an 2 Gtimmen —. den Sieg

errungen haͤtte . Ich kaun demnach vorausſetzen , daß
die in den damaligen Verhandlungen beſprochenen

Sachgruͤnde den meiſten hochverehrten Mitgliedern noch

klar vor Augen ſchweben , und daß mir alſo nichts an⸗

ders mehr zu thun eruͤbrige , als die nunmehr von

einem neuen , und vielumfafenden Standpunct gegen

meine Anfiht erhobenen Einwendungen zu wuͤrdigen ,

und wenn diefelben alg nichtig Dargefelt worden , zu

meinem alten Antrag mit verfárfter Zuverficht $ u -

ruͤckzukehren .
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Freylich , wenn ich uͤber alle Paragraphen und

Saͤtze des Commiſſionsberichts die Betrachtungen , zu

welchen ſie Stoff geben , aufſtellen wollte , muͤßte ich

ein Buch ſchreiben . Ort und Zeit gebieten mir , mich

auf einige Hauptbetrachtungen zu beſchraͤnken.
Dabey beklage ich allerdings , daß mich mein

Schickſal abermals in die Schranken gegen denjenigen

ruft , deſſen Streitgenoſſe weit lieber , als deſſen
Gegner ich waͤre; und zwar nicht nur darum , weil es

allerdings behaglicher iſt , an der Seite eines mit

Waffen der Wiſſenſchaft und der Beredſamkeit ſo treff —

lich ausgeruͤſteten Streiters , als ihm gegenuͤber

zu ſtehen , ſondern vielmehr deßwegen , weil die Na —

tur der Dinge ſowohl als mein Gefuͤhl mir in

ihm einen Streitgenoſſen zu verſprechen ſchienen , und

der Kampf gegen beide mir traurig iſt . Moͤge wenig —

ſtens unſer Streit auf den Umfang dieſes Saales be —

ſchraͤnkt, und jenſeits ſeiner Mauern das collegiale

Freundſchafsverhaͤltniß fortdauernd ſeyn .

Gleich im §, 2 felt der Commiſſtonsbericht einen

Satz auf , der , wenn er wahr waͤre, ſo zu ſagen ſelbſt
den Eintritt ins Gericht verhindern und den Antrag
der zweyten Kammer ohne weitere Pruͤfung als ver —

werflich bezeichnen wuͤrde .

„ Der Ausdruck : Qualitaͤt oder Beſchaffenheit der

perſoͤnlichen Herrenfrohnden — iſt von einem ſehr gro —

ßen Umfange . Und wenn man ihn auch auf Den Urs

ſprung dieſer Frohnden beſchraͤnkt , ſo ſtellt doch der

vorliegende Beſchluß mittelſt dieſes Ausdrucks noch
immer eine Aufgabe auf , welche keine Regierung , waͤre

ſie auch noch ſo unverdroſſen , haͤtte fie auh die Kof -
barkeit der Unterſuchung noch ſo wenig zu beruͤckſichtigen ,
vollkommen zu loͤſen im Stande iſt . “

Ich antworte hierauf : Der Urſprung iſt min —

der entſcheidend , als die Natur , und dieſe ſpringt
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in die Augen , oder iſt doch aus leichter Pruͤfung zu
erkennen ; auf jeden Fall wuͤrde nicht die Regierung
die Muͤhe der Unterſuchung haben , ſondern theils moͤ⸗

gen die Pflichtigen , wenn ſie die Befreyung for —
dern , zu ihrer Darlegung verbunden werden , theils
moͤgen allgemeine Kriterien geſetzlich feſtgeſtellt ,
z. B . ausgeſprochen werden , daß alle Frohnden , welche
nicht von den Herren als rein privatrechtlich er —

tiefen werden , fuͤr ſolche zu achten ſeyen , welche
dem oͤffentlichen Rechte , ſonach der Abſchaffung
anheimfallen . Dte Regierung alfo wird dabey keine

unerſchwingliche Muͤhe haben .
Wenn nun der Commiſſtonsbericht weiter ( im

S. 4 ) der Frage , welche hier eigentlich zu entſcheiden
ſey , einen ungeheuern , ihr gar nicht gebuͤhrenden Um —

fang gibt , wenn er fagt ;
„ Die rage fann und wird auh wegen der wat

genden Herrenfrohnden , wenen der Behuten , der

Grundguͤlten , der Grundzinſen , der Bannpflich —
ten , ja wohl auch wegen der Erbbeſtaͤnde und anderer

Guͤter , die in getheiltem Eigenthum ſind , aufgeworfen
werden ; “ ſo wird dadurch ein Schreckbild anfge —
ſtellt , welches auf Unbegreiflicher , in dem Mund

deg rechtskundigen Berichtserſtatters doppelt auffallen —
der Begriffsverwirrung beruht . Es iſt , als wenn
er geſagt haͤtte : „ Die Frage , ob Leibeigenſchaft
aufhoͤren ſolle , umfaſſe auch die contractmaͤßigen
Dienſtleiſtungen . “ Auch iſt die Annahme , daß
bier blog von Laſten , „ die auf gewiſſen Grund —

ſtuͤcken haften, “ geredet werde , grundfalſch ; da

ja im Gegentheil nur von jenen Frohnden , die nicht
auf ſolchen haften , ſondern blos der Perſon obliegen ,
geredet wird . ( Der Redner verbreitet ſich hier uͤber
den wefentlihen U nterfoied zwiſchen den oben be —
merkten Laſten , und zeigt , daß das Princip der Ab —
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ſchaffung rein perſoͤnlicher Laſten durchaus keine

Anwendung auf jene leide , welche wahrhaft auf

Grund und Boden ruhen . ) Ff es recht , wie

ein politiſcher Zions waͤchter, ſo ungeheuern Laͤr—

men zu ſchlagen , als wenn Alles , und das Heiligſte

in Gefahr waͤre , ſobald von der mindeſten Willfahrung

fúr den Zeitgeiſt die Rede iſt ? — Zum Gluͤck, vaf

NRiemand dem Unheilweiſſagenden glauben wird .

Doch noͤthigt mich der große Umfang , der im Com —

miſſionsbericht aufgeſtellten Frage zu groͤßerer Weit⸗

laͤufigkeit , als der eigentliche Streitgegenſtand erhei —

ſchen wuͤrde . Der Gegner hat denſelben mit unge⸗

heuerer Verſchanzung umſchloſſen , ih muf aud ) meiz

nen Angriff darnach einrichten .

Der Commiffiongbericht behauptet , daß aud die

perſoͤnlichen Frohnden am Ende in die Klaſſe der

dinglichen Laſten gehoͤren, und ſucht es zu erweiſen

aus dem geſetzlichen Begriffe dieſer Frohnden . „ Die

perſoͤnlichen Herrenfrohnden liegen nach dem Satze 710

g. a. beg Landrechtg , denjenigen ob , welche innerhalb

cines Orts oder einer Gemarfung anfåfig find . Sie

werden in demſelben Satze des Landrechts Grun d —

pflichtigkeiten genannt . “ —

er es handelt fich hier niht um den Namen ,

welen ein jetzt abzuſchaffendes Geſetz dieſen Frohnden

ertheilt , ſondern um die Natur der Sache . Auch

hat ſchon das Geſetz von 1820 diefe Natur unum -

wunden anerkannt . In einem Sinn jedoch — der

aber nicht jener des Herrn Berichtserſtatters iſt —

ſind allerdings dieſe Frohnden dinglich , naͤmlich in

ſo fern ſie den Menſchen zur Sache machen , und

ihn an den Grund oder durch den Grund binden ,

D. H. ihn als glebae adscriptum betrachten . Aber nicht

auf beſondere Grund ſtuͤcke, ſondern auf einen

a Drai Je e i e a —— O ESo- OEN DE —
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Bann und auf deffen , wegen deg Mufenthalts
darin 3u Knechten gemachte Einwohner geht dag

Recht der Herren , Oder audy diefed Recht der Her -
ren wird als Appertinenzſtuͤck eines Ritter —

ſitzes anmaßlich geltend gemacht . Hier iſt wieder
kein Grund , der einem Menſchen , ſondern es ſind
Menfhen , die nun gar einem Grunde dies

nen .

Cine Xugnahme ftatuirt gwar der Commiſſions⸗
bericht von feiner aufgefelten Behauptung , nåmlich in

Anfehung derjenigen Herrenfrohnden , welche auf ein -

zelnen erbpfliġtigen Familien haften . „ Sollte
eg noh irgendwo im Sande perfónliche Herrenfrohnden
dDiefer Art geben , fo find diefe , nach dem Geifte deg

die Leibeigenſchaftsgefaͤlle betreffenden Geſetzes vom

Jahr 1820 billig ſofort aufzuheben ; “ denn „ Herren⸗
frohnden dieſer Mit ; ſind ihrem Weſen nach pvas
hoͤrden der Leibeigenſchaft . “

Dieſes iſt ein merkwuͤrdiges Eingeſtaͤndniß .
Ich frage : Welcher Unterſchied iſt zwiſchen einzelnen
erbpflichtigen Familien und einer ganzen Gemein
de ? Sobald eine Bahl von Gemeindsgliedern ſich
loggefauft þat , fo ift der Ueberreft ebenfalls auch: etne

Bahl von erbpfichtigen Familien , und zwar fo wie die

vom Commiſſionsbericht aufgefuͤhrten nur wegen deg

Aufenthalts in einem Banne erbpflichtig : denn

durch Weg zug wird jeder frey .

Ein anderes Eingeſtaͤndniß thut der Eommiſſions —⸗
bericht , indem er bemerkt , daß Herrenfrohnden und

Zehnten , und die ihnen aͤhnlichen Laſten wenigſtens der

Staatwirthſchaft nicht zuſagen , und daß „ ſchon
die geographiſche Lage unſeres Landes aufs
entſcheidendſte gegen ihre Beybehaltung
ſpreche . “
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Aber niht von Dem niedèrn Standpunéet
der geographiſchen Lage , oder uͤberhaupt der

Staatswirthſchaft ſoll die Frage entſchieden wer —

den , ſondern von der richtigern und heiligern des

Rechts ! Nicht dadurch mag man dem Zeitgeiſt

Genuͤge leiſten , daß man ſeinen hohen Forderungen

eine ſtaatswirthſchaftliche Begruͤndung zuſpricht ,
waͤhrend man dies wahre Fundament der Forderung ,
das ewige Recht , durch Sophiſterey und Begriffsver⸗

wirrung unterhoͤhlt . Allerdings — und ih werde darz

auf zuruͤckkommen — iſt die Staatswirthſchaft bey Ge —

waͤhrung jener Forderung weſentlich mit betheiligt .

Aber die erſte Frage bleibt das Recht , und nur die —

ſes kann auch die Principien uͤber das „ Wiſe ? “

der Abſchaffung geben .

Der Berichtserſtatter geht nun ( vom §. 77an )

die Unterſchiede durch , welche bey der vorlle —

genden Aufgabe bald zwiſchen den Laſten , welche an

den Staat und denen , welche an Privatper ſo —
nen cder an Koͤrperſchaften abzutragen ſind , bald

zwiſchen denen , welche ihrem Urſprung nach oͤffentliche

Laſten ſind , und denen der entgegengeſetzten Art , bald

endlich zwiſchen Frohnden und Abgaben , oder

anderen Beſchraͤnkungen des Eigenthums gemacht wer —

den ; und erklaͤrt ſie insgeſammt fuͤr verwerflich .

Doch alle dieſe Unterſchlede ſind , jeder bey ge —

wiſſen Fragen , entſcheidend : Fragt man : welche

von den Laſten , deren Aufhebung im Allgemeinen als

wuͤnſchenswerth und rechtsnothwendig erkannt iſt , laſſen

ſich he icht er abſchaffen ? ſo muß man antworten :

jene , die an den Staat zu entrichten ſind ; fragt

man : welche Laſten duͤrfen abgeſchafft werden ,

D. h: Aber welche behaußtet die Geſetzgebung ihre

freye Autoritaͤt ? — ſo ankwortet man , jeue , wel —
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he wem oͤffentlichen Rechte entſprungen ſind .
Fragt man endlich : Bey welcher Gattung von Abgaben
laͤßt ſich jene Natur oder Urſprung zuverſichtlicher er —

kennen ? So antwortet man : Bep perſoͤnlich en
und Erblaſten leichter als bey den rein dingli —
hen . Alle dieſe Unlerſchiede ſind alſo richtig , und
ein vages Durcheinanderwerfen derſelben ſo wenig , als

ciw einſeitiges Abſprechen daruͤber mag ihre Bedeutſam⸗keit dem ruhigen Forſcher verhuͤllen .
Der er ſte Unterſchied zwiſchen Leiſtungen an den

Stwat und - jenen ran Privaten fol darum

unguͤltig ſeyn , weil jwenn man die : Maafregel , der

Aufhebung nur in Beziehung auf die erſteren ergriffe ,
dadurch eine Ungleichheit entſtehen wuͤrde . Zu
dem Verluſte , welchen der Staat an ſeinem Einkom —⸗

men erlitte , haͤtt ten a uſch diejenigen : unmit -
telbar oder mittelbar beyzutragen , welche

die Amn deren abgenommene Laſt annod
Atr tragen Hattem = Die Antworthierauf ift
leicht und einfach ‘ ? Nicht das Nich t bezahlen an dem

Surogat der⸗ aufgehobenen Laſt , ſondern blos das

Fortbezahlen der nichtaufgehobenen iſt das Un —

recht —„ Alle dieſe Grundlaſten beruhen doch am

Ende , unmittelbar oder mittelbar , auf dem Geſetze “—
ſagt der Commiſſionsbericht weiter . Ich frage : Was

folgt daraus ? — Daher alſo ſollen fie unmiderruf -
lich fegn % Mfo darf der Gtaat - eine ungerechte oder

ab geſchmackte Steuer nicht abſchaffen ? ( Der Redner

eroͤrterte hier ſeine Anſicht durch einige Beyſpiele )
Den zweyten Unterſchied , naͤmlich den zwiſchen

jenen , die dem oͤffentlichen und jenen , die dem

Privatrechte angehoͤren , findet der Commiſſionsbe⸗
richt noch bedenklicher , als den erſten und meint ,

daß ſchon die Beſt mmung des Unterſchieds zwiſchen
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oͤffentlichem und Sonderrecht ſo ſchwierig ſey ,

daß kaum zwey Rechtsgelehrte ſie auf dieſelbe Weiſe

beantworten moͤchten .
Ich ſage : gerade die ſes iſt die Hauptunter⸗

ſcheidung , und ſie iſt klar , wo nicht Chikane oder

Verblendung das Verſtaͤndniß hindern .

Es mag ſeyn , daß in der Anwendung auf

Einzelheiten zwieſpaltige Anſichten moͤgen erhoben wers

den . Aber in den Hauptmaſſen kommen alle Ver —

ſtaͤndigen heut zu Tage uͤberein . Fuͤr die uns vorlie —

gende Frage iſt der Begriff klar und beſtimmt genug .

Dem oͤffentlichen Rechte gehoͤrt alles an , was ( oder in

ſo fern es ) zu ſeiner rechtlichen Entſtehung den Wil⸗

lensact einer oͤffentlichen Gewalt als ſolcher

vorausſetzt ; dem Privat rechte , was auf der Per -

ſoͤnlichkeit und dem Willen ſolcher Rechtsſubjeete ,

die nicht als oͤffentliche Gewalt erſcheinen , beruht .

Die erſten dauern alſo ſo lang , als der allgemeine

Wille , der ihre Baſis und Lebenskraft iſt ; d. h. alſo

als das Geſetz ; die zweyten dauern ſo lang als die

Perſoͤnlichkeit , oder gleichfalls als der Wille der

Berechtigten . Ich will kein Collegium halten , ſon⸗

dern blog fagen , daß jene , welche Alles dem oͤffent —

lichen Recht , und jene welhe Mieg dem Privat -

recht zuweiſen , gleichmaͤßig alle Rechtsbegriffe
umſtoßen ; jene , indem ſie die Gewalt , dieſe , indem

ſie uͤberhaupt das Fact um mit dem Recht verwechſeln ,

und dieſes daher uͤberhaupt abhaͤngig machen von

jenen zwey Potenzen , welche vielmehr dem Rechte

dienen , als daſſelbe beſtimmen ſollen .

Wahr iſt , daß mitunter eine Laſt oder eine Be⸗

fugniß aus dem Gebiete des einen Rechts in jenes

des andern uͤbertreten kann : doch meiſt nur faet iſch

oder durch reinpoſitive Einſetzung , nicht rechtlich oder

ü —— a i — — — EEEE L — — —



Fuͤnf und fuͤnfzigſte Sitzung vom 3 . Jan . 15

naturgemaͤß , und unſere jetzige Aufgabe iſt eben , die

hierin Statt gefundenen Verirrungen der finſtern Jahr⸗
hunderte zu heilen , und jedes Recht wieder in ſeine
Sphaͤre zuruͤckzufuͤhren . Auch mag man mit Grund

behaupten , daß , gleichwie eine urfprånglich reine Pri -
vatfhud dadurch , daf fie an den Staat als Glåu -

biger übergeht , ihre rechtliche Natur nicht veråndert ,
alfo auch eine Gtewer ihre Natur niht verándere ,
wenn auch ihre Erhebung einem Privatmanne Åberlaffen
worden . Dem edlen Huͤllmann haͤtte ich gegoͤnnt , als

Autoritaͤt fuͤr ein freyſtnnigeres Thema , alg jeneg deg

Commiſſtonsberichts , angefuͤhrt zu werden ; und ich will

den uͤbrigen dort genannten eine uns naͤher liegende
Autoritaͤt , die unſers hochverehrten Berichtserſtatters
uͤber die Gemeindeordnung entgegenſtellen .

Derſelbe ſagt S . VIII . ſeines Berichts ſehr wahr
und ſchoͤn: „ Es kann durchaus nicht davon die Rede

feyn , ein blos gefchichtliches Berhåltnig in einer neunern ,
dem Beduͤrfniß un ſerer Zeit anzupaſſenden Geſetz -
gebung beyzubehalten . “ . „ Das oͤffentliche
Recht , ſo bald es zu der ihm gebuͤhrenden Herrſchaft
gelangt , dehnt ſolche aus auf alles , was inerhalb
ſeiner natuͤrlichen Graͤnzen liegt . Wenn daher
in der geſellſchaftlichen Verfaſſung der Gemeinden ſich
Ungleichheiten in Bezug auf , vom Staat herruͤhrende ,
Rechte finden ; ſo weichen ſie nothwendig einer beſſern ,
vom Grundſatz der Gleichheit ausgehenden Geſetzgebung ,
und dieſe verfuͤgt daruͤber , was ihr recht und

räthlich erſcheint . “ — Und dieſes Geſagte laͤßt ſich ,
wenn man den eigentlichen Punct der Vergleichung ins

Auge faßt , auf die Feudallaſten , wie auf die Gez

meindeordnung , anwenden .
Wenn der Commiſſionsbericht ſagt , daß man ſich

„ aus dieſem Irrgarten keineswegs auf dem geſchichtli —
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chen Wege heraushelfen koͤnne , indem man die frag —

lichen Laſten ent weder nach den Begriffen des Zeit —

alters , in welchen ſie ihren Anfang nahmen , oder

nach jenen uUnſeres Zeitalters pruͤfen muͤßte, “ wel —

ches beides zu Inconvenienzen fuͤhre : — ſo antworte

ich darauf : Nicht auf dem geſchichthichen Wege ,

wohl aber auf jenem der Rechtsbegriffe kann

man ſich hinaus helfen ; und zwar , indem man die

Ideen des ewigen Rechts , der ewigen Vernunft ,

vor Augen behaͤlt , nicht aber jene eines beſondern

Ze italters . Die Geſchichte belehrt uns blos uͤber den

factiſchen Urſprung , die Rechtslehre uͤber die

Natur und Eigenſchaft der verſchiedenen Laſten .

Der Commiſſionsbericht meint jedoch , „ durch die Ma —

xime , bey dieſen Laſten den Urſprung zum Maaf -

ſtabe der Rechtsbeſtaͤndigkeit zu gebrauchen , werde in

der That alles Eigenthum , ja ſelbſt ein jedes Ver⸗

haͤltniß des oͤffentlichen Rechts unſicher und ſchwankend

gemacht . “ Aber ich erwiedere : Nicht vom Urſprung

iu concreto oder fuͤr irgend ein individuelle s Ber -

haͤltniß wird geſprochen , ſondern von jenem , welches

als Regel oder vorherrſchende Erſcheinung

bey eiuer ganzen Klaſſe von Laſten erkannt wird , und

noh eigentlicher von demjenigen , welcher aus dem

Begriff ſolcher Laſt dealiſch hervorgeht , d. h. von

der in dieſem Begriff liegenden Bedingung eines

rechtlichen oder rechtsguͤltigen Urſprungs . Bey ſolcher

Deutung hoͤren alle Schwierigkelten und Gefahren

auf ; alles iſt nun licht und klar . Ein jedes Verhaͤlt —

niß beſteht mit jener Kraft und Guͤltigkeit , die es

nach ſeiner allein moͤglichen rechtlichen Entſtehungs —

art haben kann . Sind aber mehrere Entſtehungsarten

moͤglich ; dann erſt wird die Geſchichte zu hoͤren ſeyn ,

um entweder im Einzelnen dem Richter die Ge —

wißheit ( z. B . aus Urkunden ) oder im Allgemei —
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nen dem Geſetzgeber eine rechtsbegruͤndete Ver —

muthung zur Norm ihrer Entſcheidung vorzulegen
Auch der dritte Unterſchied , naͤmlich zwiſchen

perſoͤnlich en und dinglichen Laſten , wird vom

Commiſſionsberichte beſtritten , und derſelbe mit aber —

maliger Begriffsverwirrung als analog jenem zwiſchen
veraͤuſſerlichen und unveraͤuſſerlichen Men —

ſchenrechten erklaͤrt . Aber nicht von un veraͤufſer —
lihen Rechten ift hier eigentlich die Rede , ſondern
nur von angebornen , dD. þe von folchen , die der

Vorfahrer nicht fuͤr den Nachkommen ver —

aͤuſſern kann . Der Commiſſtonsbericht meint nun zwar ,
es ſey , da das Landrecht die Frohndpflicht fuͤr abloͤs —

lich erklaͤrt habe , uͤberall kein Grund vorhanden , dieſe
Frohndpflichtigkeit vorzugsweiſe fuͤr widerrechtlich zu
erklaͤren . Ich erwiedere : Alſo , ſo bald nur eine Branſd —

ſchatzung , einL oͤſe geld aus der Sclaverey beſtimmt
wird , ſo hoͤrt alles Unrecht auf ?

Der Commiſſionsbericht ſagt weiter ( S . XI . ) die

fraglichen Frohndpflichten , ſeyen „ nicht perſoͤnlich
erbliche , und mithin nicht Leibeigenſchaftslaſten . “
Welche Folgerung ! Sie ſind , wenn nicht erblich im

ſtrengen Sinn , doch angeboren , was noch ſchlimmer
iſt , ja , was am ſchlimmſten iſt , ſie ſind Ausfluß der

Luft , der Fluch eines Bezirks , worin man wohnt ,
wenn auch der Bater oder der Gohn alg Freyer aug
der Fremde fam . Nach den Mnfichten deg Herrn Be

ichtserſtatters waͤre auch der vermöge Strandrechts
Gefeſſelte kein Sklave , denn er uͤberkam die Feſſehnicht
erblich .

Nunmehr geht der Berichtserſtatter zur Pruͤ⸗
fungeder zwey Befreyungswege von ſolchen Laſten uͤber,
naͤmlich Abloͤſung und unentgelthiche Abſchaf⸗

Protokolle der J. Kammer . gr Vd, 2
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fung die legte mit Vorbehalt der Entfhådigung aug

Gtaatgmitteln fùr die bisher Berechtigten ) und erflårt

fich entfehieden får den erten , nåmlih fúr das Gp -

fem der AGlófung , und awar unbedingt und aus -

fhliefend . „ Denn wenn man beide Maafregeln mit ein -

ander : vereinigt , oder die eine und die andere nur

nach und nach in Anwendung bringt , fo wird ein Theil
Der Grundeigenthuͤmer vor dem andern beguͤnſtiget —

das Getriebe der buͤrgerlichen Geſellſchaft mehr oder

weniger geſtoͤrt werden . “ — Ich frage hier blos : wel —

che Stoͤrung hat denn die Aufhebung der Manumiſ —

ſionsgelder , des Todfalls , der ungemeſſenen Frohnden

gebracht ? —

Aber die Hauptgruͤnde des Berichtserſtatters fuͤr

das Syſtem der Abloͤſung liegen in folgenden Sätzen :

„ Von Rechts wegen iſt der Grund und Boden Ge -

meingut , Allmend ; indem der Staat dieſes Gemein —

gut in Sondergut verwandelt , oder zu verwandeln ge —

ſtattet , kann er die Bedingungen beſtimmen , unter wel —

chen die Grundſtuͤcke erworben und beſeſſen werden ſol —

len . “ Ich antworte : Wenn dal Eigenthumgrecht auf

Grund und Boden blog vom Staat herrůúhrt , und al -

fo nach defen Belicden gemehrt und gemindert werden

fann , ift dDiefeg nicht noh weit mehr Der Fall mit eins

zelnen Grundrehten , Deren Beftehen nicht einmal

irgend eine naturrechtliche Baſis hat , ſondern in einer

Fiction beſteht ? Ein Grund recht auf Knechtsdien —

ſte ! Ein Grundrecht auf den zehnten Theil deg Pros

Ducts von meinem ScHhweife , und von meinen baaren

Borauglagen ! — Der Berichtserſtatter faͤhrt fort :

„ Wer ein Grundſtüuͤck kauft , zahlt in dem Verhaͤltniſſe

weniger , in welchem Laſten auf demſelben haften .

Wiegnag er ſich nun , um ſich dieſer Laſten zu entledi —
gen auf den Grundſatz der Gleichheit berufen ? “ —
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Nach dieſer Anſicht , erwiedere ich , waͤre jede Grund —
ſteuerperaͤquation ein ſchrehendes Unrecht . Sind
denn alle Grundſtücke gekau ft ? Nicht auch geerbt ?
Und tritt nicht jeder Kaͤufer in das Rechtsverhaͤltnißdes Verkaͤufers ein ? Der Umſtand des wohlfeilern
Kaufs bewirkt alſo wohl eine factiſche Erleichterung ,aber keine Rechts verminderung . Es iſt ein Kauf auf
gut Gluͤck . Was ſoll einem Dritten aus ſolche einem
Kauf fuͤr ein rechtlicher Vortheil oder Rechtsverſtaͤr⸗
kung erwachſen ? — Angekaufte ſteuer freye Grund⸗
ſtuͤcke werden gleichwohl unbedenklich mit Steuer
belegt : alſo ſind die Freyheiten , Daher duch Die
Laſten der geſetzgebenden Gewalt niemals entruͤckt .
Budem find die Frohnden nicht einmal Grundlé ten ,fondern fie haften an der Luft ,

i *

Wie kann man ſich auch Leiſtungen vopbeéhal —
ten , die mehr werth find , als der ganze reineé Er —
trag des Grundes ? Solches waren jedoch Die” Frohn
Den vor der Milderung , die ſie in neubrn Zeiten
erfuhren . Der Ertrag des Grundes und YeP Sklaven
wurden zuſammenge ſchlagen , und beide gehoͤrtendenA e ren ——— die Frohnden mildern
koͤnnen und muͤſſen ; ſo kann und muß man ſie auch
ganz aufpeben ; denn ein nur zur Haͤlft⸗ aufgehobe⸗nes Unrecht wird darum nicht zum Recht ”

aao

Mit gleichviel Erſtaunen als Betruͤbniß liest man
den folgenden Sag : „ Nur dag Syſtem der Abloͤ ſungduͤrfte dem Geiſt , der bine geſetzmaͤßige Regiſe —
rung beſeelen ſoll , entſprechen . In Zelten einer ge⸗
waltſamen Erſchuͤtterung mag wag - andert Shſtem das
willkommenere ſeyn . “ Der Herr Berichtserſtatter wirft
hier unſerer eigenen Regierung Jakobini ſche Gamy -
ſaͤtze vor , weil ſie in dem hier geruͤgten Geiſte ſchon

—
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gehandelt hat ( Abſchaffung der Leibeigen —

ſchaftslaſten ) und zu handeln vor hat ( Geſetzent —

wurf wegen der alten Abgaben . ) Was die lob -

preifung , alfer Berffåndigen und Guten erhielt , wird

pier zum Gegenſtand des bitteren Tadels gemacht .

Ich enthalte mich einer - weitern : Widerlegung , und fra -

ge bloge WaSimacht Revolutionen 2 — Wahrlich nicht

die Rechtsbeachtung , ſondern die Unterdruͤckung des

Rechts . Ohne die Feudallaſten haͤtte Frankreich keine

Revolution erfahren , und alle Graͤuel derſelben ſind

nicht den Vertheidigern der Menſchenrechte , ſon —

dern ihren hartnaͤckigen Feinden zuzuſchreiben . —

Das Beyſpiel Englands ſoll uns belehren ? Wahr —

lich , dort wird ſo viel abentheuerliches Unrecht geuͤbt,

daß die Verkehrheit derjenigen , die ſich alle Augenblicke

auf England berufen ; faum zu begreifen ift . Aber

gewig miht wegen dieſer ſchreyenden Ungerechtig —

keiten und Haͤrten , ſondern ungeachtet derſelben ,

hat England durch die Gunſt manch anderer Umſtaͤnde

ein nach auſſen ſchimmerndes Loos zu genießen Aber

es ſteht auf hohlem Grund , ſo lange die Rechts achtung

fehit !
Der Grundſatz , daß man die in Frage ſtehenden

Lafen unentgeltlich aufzuheben habe , mòchte dem Grund -

ſatze der agraxiſchen Geſetze nahe verwandt ſeyn . “ —

Alſo fuͤrchtet der Herr Berichtserſtatter , aber er vers

miſcht alle Verhaͤltniſſe , und redet , wo nur von Herren -

frohnden geſprochen wind , yon Miteigenthum auf

Grund und Boden . Bey Guͤlten mag ſeine Idee

eine Anwendung finden , aber nicht bey Zehnten ,

und noch weit weniger bey Frohnden . Dieſe wer —

den ja nicht einmal nach dem Maaß des Guundes ,

ſondern nach ganz andern Dingen beſtimmt , z. B . nach
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Perſonen oder Viehzahl . Mit den Argumenten des

Herrn Berichtserſtatters laͤßt ſich volllommen auh der

Zuſtand der Parias rechtfertigen . Die Parias in

die Gemeinſchaft der Menſchenrechte zuruͤckrufen , waͤre

nah ihm ein agrariſches Geſetz .
Wie die Praͤmiſſen , ſo die Schlußfolge :
Der Commiſſionsbericht traͤgt auf Verwerfung

des Beſchluſſes der zweyten Kammer an , und allerdings
mit Recht , wenn die von ihm aufgeſtellten Grundſaͤtze

wahr ſind , und insbeſondere , wenn es wahr iſt , daß

zur Abſchaffung der ungerechten Laſten die Abhoͤſu ng
durch Die Pflichtigen Der einzig geeignete Weg fep , daf

alſo Befreyung von ungerechter Abgabe der Bedruͤckte

nur alsdann anſprechen koͤnne, daß er das Capital
dieſer Laſt bezahlt !

Endlich haͤlt der Berichtserſtatter fuͤr noͤthig , die

Sache noch aus dem Standpuncte des in Baden gel —
tenden Rechts zu beurtheilen . Aber es handelt
ſich ja von einem neu zu gebenden Geſetz ; das al —

te kann da nicht bindend ſeyn . Namentlich hindert
der darin aufgeſtellte Grundſatz der Abloͤſfung die

gerechtere Abſchaffung nicht . Dieſe letzte geſchah
doch 1820 ganz unbedenklich in Bezug auf die Leib —

eigenſchaftslaſten . Warum ſollte ſie nicht auch
bey den Frohnden Statt finden ? Die Abloͤſung iſt
blog dag Minimum defen , wag den Pflichtigen ge -

wåbrt if . Hat niht die Regierung feto ceinen Ge -

ſetzentwurf wegen Abſchaffungaͤlterer Grund :
abgaben auf Unkoſten der Geſammtheit erſt noch
dem gegenwärtigen Landtag vorgelegt ? Der Herr
Berichtserſtatter fuͤhlt den Widerſpruch , in welchem
ſeine Grundſaͤhe mit dem genannten Geſetzentwurf ſte —
hen . Aber hoͤchſt merkwuͤrdig iſt die Weiſe , wie er



A E ER AE EE — Si

22 Protofolle der Erten Kammer .

der ihn druͤckenden Analogie zu entrinnen ſucht . Un —

ter gezwungener Anerkennung der Jdentitåt deg

Grundſatzes die ſer Aufhebung mit jener der gefor —

derten Frohndabſchaffung begnuͤgt er ſich ,

zu bemerken : „ Jenes Geſetz ſey eine Ausnahme

wegen der eigenthuͤmlichen Beziehung jener

Lafen ( wag ift dief ? ) gemacht , fuͤr die Frohnden
aber můffe die Regel Mer Nidhtabfehaffung ) gelten . ”
— Und warum ? „ weil dort nicht die Geſchichte ,

ſondern das Geſſetz uͤber die Abſchaffung entſchied , hier

aber die Geſchichte entſcheiden ſoll . “ — Ich habe wirk⸗

lich recht geleſen , ſo buchſtaͤblich ſteht es im Com —

miſſionsbericht . Aber durch aus nichts anderes ,

ſondern genau daſſelbe , naͤmlich Abſchaffung durch
das Geſetz , verlange ich ja auch in Bezug auf die

Frohnden . Die Geſchichte iſt keine Gewalt , ſie kann

nicht abſchaffen ; nur das Geſetz kann oder ſoll es .

Aber die Geſchichte iſt hier wie dort der recht lhi —
che Beweggrund zur geſetzlichen Abſchaffung .

Nach den Principien des Commiſſionsberichts

muͤßte man gegen jede Verbeſſerung des Steuerſy —

ſtems , gegen jede Abſchaffung einer abſurden Steuer

ſich erheben ; oder man muͤßte wenigſtens den Weg der

Abloͤſung zu ihrer Abſchaffung waͤhlen ! — Denn je —
de Steuer , auch Kopfſteuer und Acciſe , kann ſo gut

als die Frohnd zur Dinglichen Laft gefempelt wers

den ; als Ausfluß der allgemeinen GrundHerr licd -

Feit deg Staats auf fein ganzes Gebiet , als Bedin -

gung deg Wobhbneng auf demfelben , alg Theilung
des Ertrags oder Eigenthums . Es wird ſolchergeſtalt

alles Recht der Einzelnen aufgehoben , und prekaͤr

gemacht ; ( denn warum ſollte nicht jetzt noch geſchehen

koͤnnen , was vor Jahrhunderten geſchah 2) nur das

Thiat
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Unrecht fl heilig , unantafthar , ewig feyn , Die

nachtommenden Generationen follen får und für die

ſich fuͤrchterlich mehrende Strafe alter Suͤnden der Ge -

ſetzgebung oder der factiſchen Anmaßung tragen ; nie —

mals kann ihnen Erleichterung zukommen ! —

Noch bliebe mir Vieles zu ſagen uͤbrig von der

Wichtigkeit fuͤr den Staat , den Grundwerth nicht durch

uͤbermaͤßige Laſten — ſey es daß ſie unmittelbar auf

dem Boden ſelbſt , oder auf Perſonen ruhen — her —

abdruͤcken , das koſtbarſte Nationalcapital nicht alſo

verſchlechtern zu laſſen . Doch allzulange ſchon habe

ich geſprochen . Ich erlaube mir nur noch ceine Be

trachtung .

Eine hohe Kammer moͤge abermals ihre Stel —

lung erwagen , und der oͤffentlichen Meinung
gedenken ! Der Antrag der zweyten Kammer iſt in dem

vorliegenden Puncte rein edelmuüͤthig , liberal im

ſchoͤnſten Sinne des Wortes . Die Repraͤſentanten ſind
— wenigſtens in ihrer eminenten Mehrzahl — den

Herrnfrohnden nicht pflichtig . Aber ſie wollen auf
ihre und ihrer Eommittenten Schultern eine Laſt iber -

nehmen , deren Druck nur auf einen Theil der Staats —

buͤrger ihnen ein Unrecht erſcheint . Sie verzichten

auf ihr Privilegium der Befreyung von dieſer , dem

oͤffentlichen Rechte angehoͤrigen , Laſt . Soll die erſte

Kammer dieſem edelmuͤthigen Antrage ein Veto entge —

gen ſetzen ? —

Uebrigens wuͤrde ein ſolches nicht einmal kraͤftig
ſeyn , da die begehrte Unterſuchung der Quantitaͤt und

Qualitaͤt der Herrenfrohnden eine bloße Regierungs —
maaßregel iſt , welche auch ohne Zuſtimmung der Kam —

mern geſchehen mag . Um deſto bedenklicher erſcheint

alfo dag Ausſprechen des Veto ! —
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Zachariaͤ : Ich muß die erlauchte Verſammlung
um Nachſicht bitten , wenn ich mich uͤber einen Gegen -
fiand verbreite , welcher får die Rammer nicht den fri -
fhen Reiz der Neuheit Haben fann . Doch der Gegen -
fand ift nicht nur an fich wichtig , fondern er haͤngt
auch mit allgemeinen Betrachtungen von der groͤß—
ten Wichtigkeit zuſammen .

Der Eingang zu dem Vortrage des verehrten Nedz

ners vor mir haͤtte faſt den alten Muth in mir ge⸗
laͤhmt ; Vieles war mir aus der Seele geſprochen .
Doch ermannte ich mich wieder , als mich der verehrte
Redner zum Waͤchter auf den Zinnen des Tempels in

dem neuen Jeruſalem beſtellte . Gleichwohl ſoll mein

Bortrag nicht der Perfon , fondern der Sache gelten ,
Bor allen Dingen wird der eigentliche Gtreitpunct

feſtzuſetzen ſeyn ; es muß die Kriegsbefeſtigung voraus —

gehen .

Der vorliegende Beſchluß der zweyten Kammer

hat den Worten nach eine Unterſuchung der Quantitaͤt

und Qualitaͤt der perſoͤnlichen Herrenfrohnden , der Sa —

che nach aber die Aufhebung dieſer Frohnden zum

Gegenſtande . Kein Zweifel , daß die Regierung jene

Unterſuchung Kraft eigenen Rechts und aus eigener
Bewegung anſtellen kann . Aber die Frage iſt die : Ob

die Kammern auf eine ſolche Unterſuchung , und zwar

zu dem nur gedachten Zwecke antragen ſollen ? und die

Entſcheidung dieſer Frage haͤngt wieder von der Be —

antwortung der Frage ab : Ob man die perſoͤnlichen

Herrenfrohnden vor andern aͤhnlichen Laſten , und zwar

unentgeltlich aufheben ſoll ?
Man kann dieſe Frage zuvoͤrderſt aus dem Stan

puncte der Staatsklugheit eroͤrtern . In dieſer Bezie —

hung aber duͤrfte ſie wohl ſchlechthin zu verneinen ſeyn .
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Erſt auf dem Landtage vom Jahr 180 ſind die perſoͤn⸗

lichen Herrenfrohnden nur fuͤr abloͤslich erklaͤrt worden .

Ein ſolches Wanken und Schwanken in der Geſetzge —

bung taugt uͤberhaupt nichts , am wenigſten in dem vor⸗
liegenden Falle . Der Landmann wird irre , er verwei —

gert wohl gar dieſe und aͤhnliche Leiſtungen , wie wir

das Beyſpiel an den alten Abgaben geſehen haben .

Doch will ich die Frage vorzugsweiſe aus dem Stand⸗

puncte deg Rechts unter ſuchen . Ich halte die Auf —

hebung dieſer Frohnden fuͤr die Ertheilung eines Vor

rechts , eines Privilegiums . Man beruft ſich ſo oft
auf den Grundſatz der rechtlichen Gleichheit ; faſt ſcheint
es , als ob man ihn nur dann kennte , wenn er andern

Abſichten entſpricht .
Die Gruͤnde , aus welchen ich mich auf dieſen

Grundſatz beziehen zu koͤnnen glaube , aus welchen ich
zwiſchen den perſoͤnlichen und den walzenden Herren —
frohnden , ſo wie andern privatrechtlichen Grundlaſten ,
keinen Unterſchied machen kann , ſind folgende :

Erſtens : Gibt es denn , nach der jetzigen Lage
der Dinge , einen in der Natur der Leiſtungen
gegruͤndeten Unterſchied zwiſchen Frohnden und Abga⸗
ben , in ſo fern beide privatrechtliche Grundlaſten ſind ?
Wer Geld entrichtet , entrichtet ebenfalls Arbeit ; denn
Geld kann nur durch Arbeit erworben werden .

Zweytens : Alle Herrenfrohnden find unſerem
Rechte nach abloͤslich . Die Frohnden ſind alſo nur
die Zinſen , die får ein Geldcapital zu entrichten ſind .
Sie hoͤren auf , ſo wie das Capital zuruͤckgezahlt wird .

Drittens : Die Herrenfrohnden ſind eine aus

freyem Willen uͤbernommene Laſt . Nur der

iſt frohndpflichtig , welcher ein zur Sron verpflichten -
Deg Grundad erwirbt , der fih in einem frohndpflich⸗
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tigen Orte áufhålt . Darin eben beſteht der Unterſchied
zwiſchen der Frohndpflichtigkeit und der Leibeigenſchaft
ſamt den mit dieſer verbundenen Laſten . Denn mei —
nes Wiſſens wird Niemand befragt , ob er von dieſer
oder von einer andern Mutter geboren ſeyn will . Endlich

Viertens ſcheint mir am allerwenigſten die ur —

ſpruͤngliche rechtliche Beſchaffenheit oder der urfprůng -
liche Rechtsgrund der perſoͤnlichen Herrenfrohnden in

Betrachtung zu kommen , ſo vieles Gewicht auch der

verehrte Redner vor mir gerade hierauf zu legen ſchien .
Wenn wir die heutigen Rechtsverhaͤltniſſe wegen ihres

Urſprungs antaſten wollen , ſo machen wir in der That
der ganzen Vergangenheit den Proceß , ſo vergeſſen wir

der Wohlthaten , welche wir der Vergangenheit verdan —

ken , ſo handeln wir nach den Maximen , auf welchen
die franzófifche Revolution wefentlich beruhte . Ich bin

uͤbrigens weit entfernt , dem verehrten Redner vor mir

den Vorwurf zu machen , als ob er dieſe Maxime zu
der ſeinigen mache , vielmehr zaͤhle ich ihn von dieſem
Vorwurfe gaͤnzlich los .

Wollte man aber auch die perſoͤnlichen Herrenfrohn —
den vor andern aͤhnlichen Laſten beguͤnſtigen , ſo ſcheint
mir doch das Syſtem der unentgeltlichen Aufhebung am

wenigſten Beyfall zu verdienen . Denn ſo viel duͤrfte
wenigſtens gewiß ſeyn , daß dieſes Syſtem nicht mit

dem bedaͤchtigen Geiſte einer geſetzmaͤßigen Regierung
vereinbar ſey . Auch gebe ich etwas auf das Rechtsge⸗
fuͤhl derer , die ſolche Laſten zu tragen haben . Ich ſelbſt
beſitze ein zehntbares Grundſtuͤck . Ich glaube von dem

Staate fordern zu koͤnnen , daß er mir die Abloͤſung
dieſer Laſt geſtatte und erleichtere . Aber die Forderung
wuͤrde ich fuͤr unerlaubt halten , daß die Geſammtheit
die Laſt mir abnehmen ſolle .
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Und ſo glaube ich denn , indem ich in dem Berichte
den einſtimmigen Beſchluß der Commiſſton ausfuͤhrte ,
eine gute Sache nach Pflicht und Gewiſſen vertheldiget

zu haben .

Zum Schluß erlaube ich mir noch an die verehrten
Herren Regierungscommiſſaͤre , die mir zur Seite ſitzen ,

einen Wunſch und eine Frage zu richten

Mein Wunſch iſt , daß die Regierung ſich entſchlie —
ßen moͤge , dem naͤchſten Landtage einen Geſetzentwurf
uͤber die Abloͤſung der Zehnten und der uͤbrigen Grund —

laſten vorzulegen , welche durch die Geſetze vom Jahr
1820 noch nicht fuͤr abloͤslich erklaͤrt worden ſind . Der —

ſelbe Geſetzentwurf koͤnnte vielleicht noch einige Beſtim —
mungen der Geſetze vom Jahr 1820 mildern , oder ver —

vollſtaͤndigen . Sie wuͤrde ſich ſo eine Parthey und auf
eine Art erwerben , welche die ehrenvollſte iſt .

Sodann habe ich ſchon in dem Commiſſionsberichte
einer Art der per oͤnlichen Herrenfrohnden gedacht , wel —
che, da ſie auf einzelnen erbpflichtigen Familien haften ,
offenbar unter dem Geſetze uͤber die Leibeigenſchafts —
gefaͤlle begriffen ſind , und welche gleichwohl in dem
eilften Sen deg Geſetzes vom Jahr 1820 nur fuͤr abloͤs
lich erklaͤrt werden . Ich halte es fuͤr meine Pflicht ,
eine Motion wegen unentgeltlicher Aufhebung dieſer
Frohnden zu machen . Dieſer Erweiterung wuͤrde es

jedoch nicht beduͤrfen , wenn die verehrten Herren Re —

gierungscommiſſaͤre gefaͤlligſt die Muͤhe uͤbernaͤhmen ,
die Sache der Regierung zur Ertheilung einer entſpre —
chenden Antwort vorzulegen . Und darauf iſt meine

Frage gerichtet .

Reg . Com . Staatsrath Frhr . v. Sensburg ;
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Ich habe mich daruͤber ſchon hinlaͤnglich in der zweyten

Kammer geaͤuſſert , und will alſo hier nur auf einige

beſondere Bemerkungen des Herrn Hofraths v. Rotteck

antworten .

Erfteng : Ueber dag Kriterium , wag eigentlich

um öffentlichen Rechte gehört . Wir haben Feine de -

mokratiſche , ſondern eine conſtitutionelle , monarchiſche

Regierung .
Zweytens : Iſt die Unterſtellung , als ob einzelne

Mitglieder einer frohndpflichtigen Gemeinde ihre indi —

viduelle Frohndpflichtigkeit abloͤſen koͤnnten , ganz irrig ,
indem durch dieſe Abloͤſung die Frohndlaſt der uͤbrigen

noch mehr erſchwert wuͤrde .

Drittens : Es handelt ſich hier von einer zwey —

fachen Recherche , von der , welche die Umwandlung unge —

meſſener Frohnden in gemeſſene , und von der , welche die

gaͤnzliche und unentgeltliche Ab ſchaffung der Herrenfrohden

zum Gegenſtande hat ; jene iſt Sache derFrohndpflichtigen
und der Frohndherren ; der Staat kann ſich nur einmiſchen ,
wenn eine guͤtliche Uebereinkunft nicht zu Stande koͤmmt .

Jene iſt zur Zeit bedenklich , weil die Entſchaͤdigung
der frohndberechtigten Standes - und Grundherren , und

der Ausfall in dem Staatsertrag von großer Bedeu —

tung iſt ; nach der Frohndreluition in der Landſchaft

Baar wuͤrde wohl der Ausfall und die Entſchaͤdigung
uͤber 100,000 fi . fommen .

Bey den alten Abgaben , die aufgehoben werden

ſollen , iſt es anders . Dieſe koͤnnen mit vieler Wahr —

ſcheinlichkeit als Steuer gedeutet werden , und es ſind

wenige Gemeinden , die nicht Vortheil davon haben ;
aber die Frohnden , wovon dermal die Rede iff , find

privatrechtlicher Natur , und fönnen niht zum Nah -
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en . theit der Frohndfreyen , die pen Musfall mit deden

ige můften , aufgehoben werden .

eck

Frhr . v. Tuͤrkheim : 8wey Beweggruͤnde wir —⸗

ich ken zuſammen , die Herrenfrohnden als einen nicht
De- lânger zu duldenden Uebelſtand zu verfolgen , und ihre
he gaͤnzliche Abſchaffung zu verlangen , naͤmlich die Anſicht ,

daß ſie ſchon in ihrer Form dem Geiſt der Zeit wider —

( ne ſtreben , welcher nicht mehr zulaͤßt , daß ein Staats —

di⸗ buͤrger dem andern dienſtbar ſeye , und ſodann , daß
ig , man ſie auch in materieller Beziehung unter die aus

yen der Vorzeit ererbten Laſten zaͤhlt , die , wenn fie auch
fruͤher nur theilweiſe druͤckend geweſen ſeyn moͤgen ,

eyz nunmehr , wegen der neuen allgemeinen Gtaatslaften ,

ge - wirklich unertraͤglich ſind .

die Was nun , abgeſehen von dem materiellen Druck ,
en die allgemeinen Forderungen des Beitgeifteg betrifft , fo

en trete ich nur ungerw gegen diejenigen in die Schranken ,

en , welche im Namen deſſelben ſprechen . Die Grundanſich —
nt . ten , welche das Zeitalter — nach Maaßgabe ſeines

ng Standpunetes und ſeiner Beduͤrfniſſe — leiten , haben
nò immer etwas Reelles und Unwiderſtehliches ; daß auch

eut- ich ihnen huldige , glaube ich bewiefen zu baben , und

aft felh der geehrte Redner mir : gegenåber Hat fich auf

ng Aeuferungen von mir berufen , welche alg Veleg dienen

mògensiaber ich unterfcheide wohl zwifchen Diefen Grund -

en anſichten und zwiſchen der Bewegung , welche von der

hrs Maſſe ihrer Anhaͤnger ausgeht ; nur mit dieſer letzteren
nd habe ich eg - pier gu thun .

n ; In dieſer jetzt herrſchenden Tendenz finde ich , neben

nd ſo vielem Lobenswerthen , auch einige charakteriſtiſche
ch⸗ Verirrungen , welche auch hier bey dem Gegenſtand der

Herrnfrohnden bemerklich geworden ſind .
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Fuͤrs Erſte gehoͤrt dahin das oft unuͤberlegte Stre —

ben , Alles auf einmal eben machen zu wollen . Dazu
wird man durch das Beyſpiel unſers großen Nachbar —
ſtaates verleitet , welcher aus einer gaͤnzlichen Umwaͤlzung
neugeſchaffen hervorgegangen iſt . Einer ſolchen Revo —
lution will man ſich zwar bey uns nicht ausſetzen , man
bedenkt ader nicht , daß ohne gewaltſame Aufhebung
aller beſtehenden Rechte in keinem Land die Huͤlfsquellen
hinreichen , um auf einmal das Werk vergangener Jahr⸗
hunderte niederzureißen , und den Boden zu nivelliren ,
ſondern daß dieß nur ſtufenweis nach und nach geſchehen
kann , und daß man die Fruͤchte einer Revolution und

jene eines zeitgemaͤßen , aber geſetzlichen , Fortſchreitens
nimmermehr mit einander vereinigen kann . Es gehoͤrt
in der That mehr Umſicht dazu , als gewoͤhnlich gefun⸗
den wird , um dieſen letztern Weg zu verfolgen , ohne
entweder unwillkuͤhrlich in den Strom einer Revolution

zu gerathen , oder auf der andern Seite das Ziel ganz

zu verfehlen , weil man mit unzulaͤnglichen Mitteln Alles

auf einmal erzwingen wollte . Einen Beweis , wohin die ſes

ungeduldige Treiben fuͤhrt, welches keine Saat reifen
laſſen will , liefert die bey der Berathung des vorliegen —
den Gegenſtands geaͤußerte Klage , daß das erſt auf dem

letzten Landtag angenommene Geſetz uͤber die Abloͤſung
der Herrenfrohnden noch wenig Wirkung geaͤußert habe .
Dieß zeigt , daß der Zweck ſolcher Geſetze , welche nicht
auf den Augenblick berechnet ſind , gar nicht gewuͤrdigt
wird . Ohne der unguͤnſtigen Zeitverhaͤltniſſe zu geden⸗

ken , welche gegenwaͤrtig bey dem ſo druͤckenden Geld -

mangel dem Producenten kaum die Mittel zur Befriedi —
gung der taͤglichen Beduͤrfniſſe laſſen , erlaube ich mir

nur zu fragen : wie ein Frohndpflichtiger , wenn er auch
jetzt das Geld zur Abloͤſung auftreiben kann , dazu auf —
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gemuntert werden fann , wenn er mahrnimmt , wie ein

Project DaS andere verdrängt , und im Mugenblid , da

das Abloͤſungsgeſetz kaum aus der Druckerpreſſe hervor —
gegangen ift , ſchon von unentgeltlicher Aufhebung der

Herrenfrohnden geſprochen wird , — wenn ihm von ei —
ner Menge dienſtfertiger Rathgeber , welche jeden ſolchen
Antrag ſchon als Geſetz betrachten , in den Kopf geſeht
wird , daß er darauf als auf eine unabweisliche Forde —
rung des Zeitgeiſtes zaͤhlen und die Loskaufſumme ſpa —
ren koͤnne ?

Eine andere , und unſtreitig die groͤßte , Verirrung
der Wortfuͤhrer unſerer Zeit iſt die Anmaßung , ohne
geſchichtliche Sachkenntniß auf den Urſprung aller , uns
von der Vorzeit uͤberlieferten, Inſtitute zuruͤckzugehen ,
und ihren Rechtsbeſtand aus einem , aus der Gegenwart
genommenen , Maaßſtab beurtheilen zu wollen . Schon
zum Voraus , ohne die Erfahrung eitler Verſuche ,
leuchtet die Unmoͤglichkeit ein , in dem Dunkel laͤngſt
verfloſſener Jahrhunderte , welche uͤberdieß wenig ſchrift
liche Denkmale hinterlaſſen haben , die Entſtehung ein -
zelner Berechtigungen nachzuweiſen ; nur zur Begruͤn —
dung einer allgemeinen Vorſtellung von dem Entwick —
lungsgang unſerer bisherigen Verfaſſung ſammeln vie
Geſchichtsforſcher die zerſtreuten Spuren , nicht um den
rechtlichen Urſprung und die rechtliche Fortdauer der
einzelnen Erſcheinungen hiernach zu bemeſſen . Es ſtoͤßt
gegen die erſten Begriffe des Rechtes an , einem durch
Jahrhunderte geſetzmaͤßig beſtandenen und anerkannten
Beſitz die unmoͤgliche Nachweiſung ſeiner rechtlichen En —
ſtehung aufbuͤrden , und die Praͤſumtion , welche bey
dieſer Unmoͤglichkeit Alles entſcheidet , gegen ihn aufſtel
len zu wollen . Es bedarf blos der einfachen Aufdeckung
dieſer Rechtsverdrehung , um ihre Bloͤße zu zeigen . Es
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ift in diefer Beziehung in der Sitzung der zweyten Kam —

mer vom ~ & July y. Ş. von Herrn Gtaatsrath Winter

ein wahreg , und — ich darf wohl fagen — ein grofeg

Wort gu feiner Zeit gefprochen morden ; — ich mil darz

auf vermeifen , und freue mich diefer Gelegenheit , in

Beziehung auf fruͤhere Mißverſtaͤndniſſe , die feyerliche

Verſicherung zu geben , daß , wenn ich mit dieſem ach —

tungswuͤrdigen Redner einſt in andern politiſchen An —

ſichten in Widerſtreit gerathen bin , ich mich doch von

dem Vorwurf frey fuͤhle , ihn jemals mit Denjenigen

verwechſelt zu haben , deren Grundſaͤtze er bey dieſem

neuerlichen Anlaß ſo wahr als kraͤftig bekaͤmpft hat .

Um eine ſolche , die rechtliche Ordnung umkehrende ,

Praͤſumtion gegen den bisher geſetzlich anerkannten

Beſitz zu rechtfertigen , behauptet man , daß kein privat —

rechtlicher , uͤberhaupt kein rechtlicher , Urſprung der ſo —

genannten perſoͤnlichen Herrnfrohnden als Regel denk —

bar ſeye , und moͤgliche Ausnahmen im Einzelnen dar —

um bewieſen werden muͤßten , aber keine Vermuthung

fuͤr ſich haben koͤnnen . Was ſoll dieß heißen ? — Wenn

die Behauptung wahr waͤre , ſo haͤtten wir ſtatt eines

rechtlichen Grundſatzes nichts als die willkuͤhrliche ,

von ſubjectiven Anſichten abhaͤngende , Abwaͤgung der

Gruͤnde fuͤr die eine oder die andere Praͤſumtion . Es

waͤre , wie ein Redner vorhin ſich ausgedruͤckt hat ,

nicht der individuelle Urſprung zu unterſuchen , ſondern

die Eigenſchaft der Leiſtung , fuͤr welche eine geſetzliche

Vermuthung nach allgemeinen Kriterien beliebig auf —

geſtellt wuͤrde .

Allein worauf beruht dieſe Behauptung der Unmoͤg —⸗

lichkeit oder Unwahrſcheinlichkeit eines privatrechtlichen

Urſprungs der perſoͤnlichen Herrnfrohnden ? — Weil

heutzutage Privatvertraͤge , wodurch Frohndleiſtungen
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bedungen werden , kaum mit einzelnen Guͤterbeſitzern ge⸗
ſchloſſen werden koͤnnten, glaubt man , oder gibt man
ſich das Anſehen zu glauben , daß auch im Mittelalter
eine Frohndpflicht , welche auf ganzen Gemeinden oder
Bezirken haftet , ihren Entſtehungsgrund nur in Unter -

druͤckung oder mißbrauchter oͤffentlicher Gewalt , und
nicht in einem privatrechtlichen Verhaͤltniß haben koͤn—
ne . Und doch bedarf es nur eines Blicks in die Ge —
ſchichte jener Zeiten , um ſolche Verhaͤltniſſe in Menge
zu finden , welche auf die rechtlichſte Weiſe Frohnden ,
wie andere Laſten , auf ganze Gemeinden , und ſelbſt
auf mehrere Gemeinden , gebracht haben . Es iſt be —

kannt , daß ein großer Theil unſerer Gemeinden blos
durch Anſtedlung von Colonieen auf dem Grundeigenthum
der Gutsherren entſtanden iſt , wobey Leiſtungen aller
Art bedungen wurden , welche gleichfoͤrmig auf alle

diejenigen uͤbergiengen , welche ſich urſpruͤnglich oder
ſpaͤter auf der Markung ſolcher Orte niederließen , und
daß ſolche Leiſtungen entweder ſchon im Entſtehen , oder
durch ſpaͤteres Uebereinkommen 3. B . bey der Meſſung
fruͤher ungemeſſener Frohnden , ſelbſt in einem groͤßern
Complexus mehrerer Gemeinden , auf den naͤmlichen
Fuß regulirt wurden . Aber nicht blos aus dem Grund
eines vorbehaltenen grundherrlichen Obereigenthums
bey der Anfiedlung von Colonen , ſondern auch aus
manchen andern privatrechtlichen Verhaͤltniſſen entſtan —
den ſolche Frohnd⸗ und andere Pflichten fuͤr ganze Ge —
meinden , namentlich fuͤr Ueberlaſſung einer Allmende ,
eines Waldes , und was ſonſt Gegenſtand eines Ueber —
einkommens in einer Zeit ſeyn konnte , wo nicht Alles
um Geld zu bekommen war , und fuͤr das , was jetz
mit letzterem abgethan wird , Leiſtungen aller Art ſti⸗
pulirt .

Protokolle der J. Kammer . ar Bd. w
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Wie laͤßt es fih nun rechtfertigen , wenn , ungeach —

tet dieſer Thatſachen , die Behauptung Hingeworfen

wird , die Herrenfrohnden koͤnnten nur Ausfluͤſſe des

oͤffentlichen Rechts oder eines Privatunrechts ſeyen .

Wer auf ſolche Weiſe uͤber den durch Jahrhunderte als

geſetzlich anerkannten Beſitz abzuſprechen vorſchlaͤgt , iſt

in meinen Augen ein Lehrer des oͤffentlichen Unrechts !

Man nimmt ferner als ausgemacht an , daß die

Herrenfrohnden ihre Entſtehung groͤßtentheils der Leib⸗
eigenſchaft verdanken ; richtiger ausgedruͤckt , kann dieß

nur heißen , daß ſie mit der Leibeigenſchaft aus derſel —

ben Quelle , naͤmlich der Grundherrlichkeit , entſprungen

ſeyen , und ſo wird die Behauptung hier gleichguͤltig ,

wenn ſchon ein großer Theil der Frohndpflichtigen nie

leibeigen war . Ich habe ſchon bey den Verhandlungen

uͤber dieſen Gegenſtand , im Jahre 1819 , bemerkt , daß

die altgermaniſche Leibeigenſchaft im Ganzen , und ohne

die in manchen Faͤllen hinzugekommenen Wirkungen der

Unterdruͤckung und rohen Gewalt abzulaͤugnen , den

Charakter einer , auf dem Mangel freyen Grundeigen —

thums beruhenden , Abhaͤngigkeit des Hinterſaßen von

ſeinem Grundherrn hatte , indem von letztern in den

Zeiten , da das Landeigenthum allein Bedingung und

Maaßſtab der Selbſtſtaͤndigkeit war , feinen Colonen ,

unter mehr oder minder laͤſtigen Bedingungen , Land

zum Anbau uͤbergab ; dieſe laͤſtigen Bedingungen be —

ſtanden theils darin , daß dieſelben hoͤrig , glebae ad -

eripti , wurden , und dieß war das Privatunrecht ,

welches den gelaͤuterten Begriffen der neuern Zeit wei —

chen mußte — theils in Frohnden und Grundlaſten —

und dieſe ſind Privatrecht , und muͤſſen als ſolches ge⸗

achtet werden .

Aus dieſem Verhaͤltniß geht auch hervor , daf die ,
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*
im Gegenſatz der walzenden , perſoͤnlich genannten

Sh Frohnden auf dem Umfang einer Gemarfung , auf wef-
es chem ſich der Grundherr ſolche Leiſtungen von ihren

*
daſelbſt angeſtedelten Bewohnern vorbehielt , nicht auf

* den Perſonen derſelben haften , und daher die Einwen —

iſt dung , daß man nur ſich , nicht aber ſeine Nachkommen

3 ! perfónlich belafen fônne , nicht hierher paft ; denn Ye -

ke
der fann ſich durch Verlaſſung des Bezirks , auf welche

*
bey der Niederlaſſung die Frohndpflicht uͤbernommen

F wurde , derſelben entziehen .

— Endlich wird auch geſagt , daß manche Frohnden

*
aus einer bloßen Schutzherrlichkeit abzuleiten ſeyen .
Wenn dieß aber auch in ſeltenen Faͤllen nachgewieſen

9, werden Fónnte , fo můfte damit nicht dag Patrimonial -
a

verhåltnif verwecfelt werden , welches nihtg alg - juris -
+ diciio domestica war , und ebenfalg auf dem Berhåltnif
aß des Grundherrn beruhte .
ne Ich muß nun noch eines dritten Irrthums er —
er waͤhnen , zu welchem die gegenwaͤrtige Richtung der herr⸗
en ſchenden Ideen ſo oft fuͤhrt , naͤmlich der Anſicht , als

m- fepe eg unbedingte Forderung der Politi , alle Be -

on ſchwerungen des Grundeigenthums , ohne Unterſchied
t auf einmal aufzuheben . Wohl iſt es ein nicht zu bez

* ſtreitender Grundſatz , daß die oͤffentlichen Laſten gleich

k ,
ſeyn muͤſſen, und heutzutage , wo dieſe kaum zu er⸗

*
ſchwingen ſind , kommt darauf allerdings viel an ,

Privatlaſten hingegen ſollen nur nicht erdruͤckend ,
Pe die Induſtrie laͤhmend , ſeyn ; wo ſie es nicht find , be -
— ruͤhren ſie das allgemeine Intereſſe nicht ; wo fie eg
t , aber find , fann der Gtaat dur ) Abloͤſungsgeſetze , ſo
eiz wie durch das Verbot gewiſſer , das Grundeigenthum
— belaſtenden , Vertraͤge fuͤr die Zukunft helfen ; aber eine

ge⸗ Aufhebung derſelben kann nur ſelten raͤthlich werden .

Auf Koſten der Berechtigten kann ſie nicht geſchehen ,
BAjie ,
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ohne dag Recht zu verlegen , und die Bahn der Re —
volution zu betreten . Auf Koſten der Staatsgeſammt⸗
heit aber kann in Zeiten , wie die gegenwaͤrtigen , nur
wenig geſchehen , wenn man nicht , zum Vortheil Ein —

zelner , diejenigen erſchoͤpfen will , welche zur Bezah —
lung dieſer Laſten keine Verpflichtung haben , und wenn
nicht am Ende die Verſchuldeten , mit gleichem Grund ,
vom Staat die Bezahlung ihrer Privatſchulden verlan —

gen follen .
Ob der Pleine Grundeigenthuͤmer mit Lafen be -

ſchwert iſt , welche in der Vorzeit die Bedingung wa -
ren , unter welchen er Eigenthum erwarb und behaup⸗
ten konnte , oder ob er , nach dem heutigen Lauf der

Dinge , mit einer Schuldenlaſt beſchwert iſt , welche
druͤckender iſt als Frohnden und Guͤlden, und am
Ende , wie ſolches in andern Laͤndern der Fall iſt ,
alle Grundſtuͤcke in die Haͤnde der Reichen kommen ,
und die Armen Tagloͤhner werden — dieß iſt ent
weder einerley , oder das Alte verdieut den Vorzug .
Ein agrariſches Geſetz koͤnnte die alten Ungleichheiten
einebnen ; aber es wuͤrden immer wieder neue entſtehen .
Die heutige Art , dieſelben zu erzeugen , hat vor jener
der Vorzeit nur das voraus , daß man es dem Gelde
nicht anſieht , ob der Schweiß des Armen daran klebt,
und daß man ruhig dabey bleibt , wenn man es weiß ;
waͤhrend die Formen , unter welchen das Mittelalter
oft roher , oft aber weit menſchlicher verfuhr , unſer
modernes Gefuͤhl empoͤren .

Indeſſen laͤßt ſich nicht laͤugnen , daß bey dem
Uebe gang zu einer neuen Ordnung der Dinge , welche
druͤckende , vorher unerhoͤrte , Staatslaſten zur Folge
hatte , eine Erleichterunz vieler Landestheile in den
aus dem fruͤhern Zuſtand herraͤhrenden mavigfaftigen
und hoͤchſt ungleichen Laſten um fo mehr nothwendig
war , als unter dieſen letztern auch manche ſind , welche

— — E
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die Stelle der jetzigen allgemeinen Staatsabgaben ver —
treten .

Aber wenn nur nicht blos diejenigen alten Mbga-
ben , welche offenbar den Charakter einer Staats ſteuer
hatten , ſondern auch die zweifelhaften , welche der
Zahl nach weit bedeutender find , aufgehoben werden ;
wenn ferner die Leibeigenſchaftsabgaben , ungeachtet ſie
nah der vorhin gemachten Bemerkung zu den Privat⸗
laſten gehoͤren , bereits unentgeltlich aufgehoben , und
fuͤr andere , namentlich die Herrenfrohnden und die

Grundzinſe , guͤnſtige Abloͤſungsgeſetze gegeben worden
ſind , ſo iſt zum Beſten der Belaſteten , und auf Ro -
ften der Gefammtheit , bor der Hand wohl genug gez
ſchehen , und wir duͤrfen, um in einer Zeit beyſpielloſer
Geldnoth die Steuerkraft nicht vollends zu erſchoͤpfen,
wenigftens får die naͤchſte Landtagsperiode einer miß —
verſtandenen Liberalitaͤt wohl ein Ziel ſetzen , und aus —
rufen : bis hierher und nicht weiter !

Kann aber auf eine Aufhebung der Herrenfrohn⸗
den gegenwaͤrtig nicht eingegangen werden , weder auf
Koſten der Berechtigten , noch auf Koſten der Geſamm
heit , ſo iſt auch nicht abzuſehen , wozu die vorgeſchla —
gene Unterſuchung fuͤhren ſoll , es fey denn , daß die
vorhin geruͤgte Abſicht einer , den Grundfazen des
Rechts und der Geſchichte widerſtrebenden , Praͤ
gegen die Frohndberechtigung aufgeſtellt , und eine vor —
gebliche Unterſuchung blos zum Deckmanel einer rehte
widrigen Aufhebung mißbraucht werden wollte . Auſſer⸗
dem kann die Unlerſuchung zu nichts fuͤhrenz denn
ſelbſt bey den alten Abgaben , wo die Benennung la⸗—
gerbuchmaͤßige Beſchreibung des Gegenſtandes , deſſen
Surrogat ſie ſind , und manche ſpaͤtere Verhandlungen
auf ihre Natur hinweiſen , kommt nichts bey der Unter -
ſuchung heraus ; hier aber , wo die Urquelle erforſcht
werden muͤßte , iſt die Praͤſumtion in der Regel das

mtion
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Einzige , woran man fich halten fann ; Sn den feltenen

befondern Fállen , mo Spuren etwa auf ihre Entftehung

zuruͤckfuͤhren koͤnnten , iſt ſich auf die erregte Aufmerk —

ſamkeit der Pflichtigen zu verlaſſen , welchen man nicht

noͤthig haben wird , durch eine Unterſuchung von Amts —

wegen nachzuhelfen .
Ich kann nach allem dieſem nur auf Verwerfung

des Antrags ſtimmen .

v Rotteck : Ich hatte mir feſt vorgenommen ,

von demjenigen , was ich bereits 1819 und 1820 in

dieſer hohen Kammer uͤber die Herrenfrohnden geſagt

habe , nichts zu wiederholen , und kaum kann ich mich

entſchließen , jenen Vorſatz zu brechen , obſchon ich aus

den wider meinen Antrag vielſeitig erklungenen Ein —

wendungen die Ueberzeugung ſchoͤpfen muß , daß das

damals ins klarſte Licht Geſetzte von den hochverehr⸗
ten Rednern ſich keineswegs gegenwaͤrtig gehalten wurde .

Bey jeder Einwendung , die ich vernahm , haͤtte ich

entgegnen koͤnnen : auf dieſer oder jener Seite der Ver —

handlungen von 1819 oder 1820 , zumal vom letztge⸗
nannten Jahre , theils in meinen Berichtserſtattungen ,

theilg in den måhrend Der Digcuffionen gehalienen Borz

trágen , fteýt die Widerlegung , die Berichtigung , die

Begriffsbeſtimmung , die zur Hebung des Mißverſtaͤnd⸗

niſſes hinreichende Erlaͤuterung . Doch will ich, wenig —

ſtens ſo viel einige der auffallenderen Einwendungen
es noͤthig machen , oder in ſo fern dieſelben mich na —ͤ

her zur Selbſtvertheidigung auffordern , mir eine be —

ſtimmtere Zuruͤckverweiſung erlauben .

Zuvoͤrderſt muß ich jedoch den Herrn Regierungs —

commiſſaͤr daruͤber beruhigen , daß ich — wie er mir

vorwirft — als Kriterium der Gegenſtaͤnde des oͤffent—

lichen Rechts , den allgemeinen Willen des

Volks ſoll angegeben haben . So habe ich nicht
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geſagt . Ich ſagte , was dem oͤffentlichen Rechte ange⸗

hoͤrt , beruht auf dem Geſammtwillen , d. h. dem

Staatswillen , deſſen Organ allein die geſetz - —

maͤßige Staatsgewalt iſt . Ohne hier weiter zu

unterſuchen , wie dieſe Staatsgewalt organiſtrt ſeyn
muͤſſe , um ein lauteres Organ des Staatswillens zu

ſeyn , beſchraͤnke ich mich auf die wiederholte Behaup⸗

tung , daß , was die Staatsgewalt geſetzgebend verfuͤgt,
von derſelben Gewalt auch mag widerrufen werden ,

d. H. daf dag dffentliche Redt , alfo auch +alle einzel :

nen Befugniſſe und Laſten , welche , und in ſo fern ſie
dem oͤffenthichen Recht angehoͤren , von der ſtets

freyen Beſtimmung desjenigen Willens abhaͤngen , wel⸗

cher die alleinige Quelle und Baſis ihres Beſtehens iſt .

Ein anderer Vorwurf deſſelben Herrn Regierungs —
commiſſaͤrs betraf meine Anſicht von den einzelnen

frohndpflichtigen Familien , daß naͤmlich mein

Gleichniß von der frohndpflichtigen Gemeinde , aus

welcher einzelne Familien ſich die Frohndfreyheit erkauft

haͤtten , darum nicht paſſe , weil ſolches vereinzelte Los —

kaufen durchs Geſetz nicht erlaubt werde , ſo lang die

Frohnden nicht fuͤr jedes einzelne Haupt ein beſtimmtes

Maaß erhalten . Ich antworte darauf , daß es zu mei —

nem Zweck genuͤgte , den Fall idealiſch aufzuſtellen ,
und daß der Umſtand , daß das Geſetz das einzelne Los —

kaufen verbiete , oder daß die Frohndpflicht noch kein

beſtimmtes Maaß fuͤr die einzelnen Haͤupter habe , die

ide ale Wahrheit meines Gleichniſſes , und der

— gezogenen Folgerung nicht im mindeſten auf —
ebe .

FO gehe úber zu den G achgrinden
Es fol , nach der Mnficht des Herrn Redners der

Regierung ſchon darum nicht moͤglich ſeyn , einen Erfolg
von anzuſtellenden Unterſuchungen uͤber die Qualitaͤt der

einzelnen Herrenfrohnden zu erhalten , weil oft gange



i a AE a R E AAS T e

ee —— —

40 Protokolle der Erſten Kammer .

Maſſen von Menſchen , ganze Bezirkseinwoh —
nerſchaften in Maſſe der Frohndpflicht urkundlich
unterworfen ſeyen . Ich erwiedere : Ueberall da , wo

wirklich eine ganze Maſſe von Einwohnern ſolcher
Froͤhndpflicht unterliegt , ohne Unterſchied , ob daruͤber

Urkunden vorliegen oder nicht , iſt ohne weitere Unter —

ſuchung klar , daß dieſe Frohnd dem oͤffentlhichen Recht
oder Unrecht , und nicht dem Privatrecht , angehoͤ —
ren . Denn die Einwohnerſchaft eines ganzen Bezirks

macht keine juriſtiſche Geſammtperſoͤnlichkeit aus , welche

da ſich rechtskraͤſtig durch Vertrag verbinden koͤnnte ,

fondern blog eine Summe , einen Haufen von Men -

ſchen , welchen eine Verbindlichkeit zu perſoͤnlichen Lei —

ſtungen nicht anders aufgelegt werden konnte , als

entweder durch bloße Gewalt — etwa von dem Zwing⸗
herrn der Gegend in dem Bereich ſeines Arms — oder

von dem Geſetz ; in beiden Faͤllen alſo nur vermoͤge

oͤffentlichen Rechts oder Unrechts .

Ganz unrichtig iſt ferner die Anſicht , daß die nmicht

frohndbaren Bezirke und Claſſen mit Unrecht auch

zum Mittragen an dem Entſchaͤdigungsbetrag fuͤr
die aufgehobenen Frohnden angehalten werden . Denn

einmal wollen ſie es ja ; die zweyte Kammer hat es

ausgeſprochen ; ſie bitten ſogar um ein Geſetz , welches

ihnen erlaube , ſolche Beytraͤge zu leiſten , weil ſie naͤm⸗

lich lieber zahlen wollen , als ein anerkanntes Unrecht

laͤnger forterhalten , weil ſie die Gleichheit der Be -

laſtung , die Wiederherſtellung des wahren Rechtszuſtan —
des hoͤher ſchaͤtzen, als eine Steuerbefreyung .

Ich komme nun auf die Einwendungen der beiden

andern Redner .

Es iſt die Beſorgniß erhoben worden , daß eine

Abſchaffung der Frohnden das Landvolk unruhig machen

werde , wie denn bereits das Vorhaben der Regierung ,
die alten Abgaben abzufdhaffen , bey pielen Bruen ein
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Widerſtreben , auch gegen die einſtweilige Fortbezahlung

erregt habe . — Dieſe Beſorgniß hat mich an das alte

Sprichwort erinnert , welches ich gerne fuͤr gaͤnzlich vera

altet gehalten haͤtte : „rustica gens optima flens , pes -

sima ridens . “ Hat doch die Aufhebung der Leibeigenſchafts⸗

laſten keine Unruhen hervorgebracht , warum ſollte es jene
der Frohnden thun ?

Wenn derſelbe geehrte Redner keinen Unterſchied

zwiſchen Abgaben und Dienſten — alſo zwiſchen

Frohnden und Guͤlten — erkennen , daher beide gleich⸗

maͤßig dem Privatrecht unterwerfen will , ſo behaupte ich

dagegen , daß der Unterſchied klar ſey , wie der Tag .

Allerdings koͤnnen auch Dienſte privatrechtlich

werden , aber dann folgen dleſelben auch in allen ihren

Beſtimmungen , namentlich in den Regeln der Ver —

erbung , dem Privatrechte . Es wird z. B .—und dief

ift eben der Charafter der walzenden Frohnden — von

den privatrechtlichen Erben des pflichtigen Grundes genau

dieſelbe Laſt getragen , wie der Vorfahrer hatte , und

vom Kaͤufer dieſelbe , wie vom Verkaͤufer . Nicht alſo

bey den Frohnden . Hier moͤgenzwoͤlf Soͤhne oder Erben

eines Vaters , unter welche dennoch alleg Privat :

rechtliche vertheilt wird , jeder zu einer unver —

theilten Frehndpflicht angehalten werden . Sie tra —

gen zuſammen zwoͤlfmal mehr , als der Vater trug ;

wogegen die Frohndpflicht des kinderlos , oder nur

mit Hinterlaſſung von Toͤchtern , verſtorbenen erliſcht ,

alſo nicht auf ſeine privatrechtlichen Erben uͤbergeht . Rechte

und Schuldigkeiten , welche auf dieſe Art vererbt ,
oder vielmehr gar nicht vererbt , ſondern auf jeden
Gebornen perfoͤnlhich gelegt , nicht von einem be —

ſtimmten Grund , gleich einer Schuld oder Hypo —
thek , ſondern von einem Bezurk oder Bann abhaͤn —

gig gemacht werden , koͤnnen nicht privatrechtlich nach

ihrem Urſprung ſeyn ; es iſt kein privatrechtlicher Titel
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gedenkbar , der ſie ins Leben gerufen haͤtte , nur
dag Gefeg fonnte eg ,

Auch ift es febr unrichtig , zu fagen , fic iber

nåâbmen ja die Laft freywillig , weil fie in dem Bann
oder auf dem Grunde mwilfüprlidh verblieben , dem

folhe Laft anflebe . Denn ob man ihnen auch das
flebile beneficium der Auswanderung lafe , cb auh im
weiten Amerika voch ungebaute Gtreden liegen , an die
man fie verweifen Éónne ; fo find Taufende niht ecin -
mal im Stande , Dahin zu gelangen ; fie find durch
Mittellofigfeit an die Heimath gebunden , welche die

Natur und die Geburt ihnen anmwieg , und , von mwek

cher. getrennt gu werden , får fie fo viel måáre , alg

Untergang . Nikt mehr freymwilig wohnen fie alfo in
dem frohndbaren Bezirk , als der Schiffbruͤchige frey —
willig an das Ufer ſchwimmt , welches ihn vom Waſſer —
tod rettet . Mit gleichem Grunde koͤnnte man zu
ihm ſagen , wenn man nach dem Strandrecht ihn
zum Sklaven machte : du biſt ja freywillig an dieſe
Kuͤſte geſchwommen , wo einmal dieſe Laſt beſteht , du

haſt ſie alſo freywillig uͤbernommen !

In ſolchen Dingen iſts nun allerdings vergoͤnnt ,
die Stimme der ewigen Vernunft , des ewigen
Rechts zu hoͤren . Ohne Anmaßung einer den Men —

ſchen niemals erreichbaren Vollendung moͤgen wir doch

mit Ueberzeugung annehmen , daß heut zu Tage uͤber

die Weſenheit des buͤrgerlichen Vereins , uͤber Rechte
und Schuldigkeiten eines Staatsbuͤrgers klare und evi —

dente Principien erkannt ſind , und allerdings moͤgen
wir als Repraͤſentanten der ewigen Vernunft diejenigen
Edlen und Weiſen erkennen , welche zuerſt ſolche Leuchte
erhoben , und in ihrem hellen Geiſt , in ihrem großen
Gemuͤth die Bahn und den Antrieb zur Zerbrechung
der Sklavenketten gefunden . Es ift heute das Zeital —

ter der erleuchteten Geſetzgebung und des klar

a
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angefchauten Rechtes , In einer ſolchen Zeit duͤrfen

wir nicht nur , ſondern wir ſollen und muͤſſen die

moͤglichſte Verbeſſerung des buͤrgerlichen Zu⸗

ſtandes durch Abſchaffung der als Unrecht erkannten

Einſetzungen einer barbariſchen Zeit zu bewirken ſuchen ,
und unverantwortliche Kleinmuͤthigkeit waͤre es , aus

uͤbertriebenem Mißtrauen in die Erkenntniß , welche die

Frucht der vorangeſchrittenen Wiſſenſchaft iſt , uns ſol⸗

cher heilſamen und als Rechtsnothwendigkeit ſich dar —

ſtellenden Reformen zu enthalten .

Mit nichten werden durch ſolche nach Verbeſſe⸗

rung ſtrebende Prineipien Revolutionen befoͤrdert .

Im Gegentheil bringt nur das Wiederſtreben ge —

gen den Zeitgeiſt , das hartnaͤckige Feſthalten an den

aus finſtern Jahrhunderten herſtammenden Einſetzungen

ſolche Revolutionen hervor . Wohl , wenn mit den bar⸗

bariſchen Einſetzungen auch die Finſterniß , welche

ſie erzeugte , kann feſtgehalten werden , mag es ange⸗

hen . In Indien wo dem Geiſt kein Fortſchrelten er—⸗

laubt iſt , mag auch das Verderbniß der buͤrgerlichen

Geſellſchaft , die Niederdruͤckung der Parias noh Fahr -

hunderte oder Jahrtauſende lang fortbeſtehn . Nicht at -

ſo bey uns ; die Wiſſenſchaft hat ung aufgeflårt , der

Geiſt uuſerer Voͤlker iſt vorangeſchritten ; er hat das

Unrecht erkannt , das in unſern ererbten Inſtitutionen

herrſcht . Solche Voͤlker ford ern die Verbeſſerung

ihres Zuſtandes , und Widerſtand gegen ſo gerechte For

derung erzeugt Gefahr eines gewaltſamen Ausbruchs .

Aber man wil dem Fortihreiten zum Beſſern eine

heilfame Beſchraͤnkung fetzen . Man will vor Uebertrei —

bung warnen . Doch wie ? — Die beiden Redner ſtel —

len dafuͤr ganz entgegengeſetzte Principien auf .

Der Eine meint , man ſolle nur ſchrittweiſe eines

nach dem andern thun ; der andere verwirft jede theil —

weiſe Abſchaffung als ein Unrecht , und will nur eine
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ganz allgemeine zulaͤßig finden . Zwiſchen dieſen
beiden entgegengeſetzten Syſtemen iſt kein rettender
Durchgang moͤglich. Die Hoffnung des Vaterlands freun⸗
des muß nothwendig an einer oder der andern Klippe foei -
tern . Offenbar find beide Principien falſch , und kein
anderes ſoll aufgeſtellt werden als das ohne Verzug und
Widerſtreben ſo viel Unrecht abzuſchaffen , als man
nach dem Maaß der Erkenntniß und der Kraft jeweils
vermag . Ja , ich moͤchte die Beſchraͤnkung nach der
Kraft ſogar weglaſſen , und unbedingt die Abſchaffung
aller als Unrecht erkannten Einſetzungen fordern ; weil
die Kraft zum Rechtthun wohl niemals ermangeln kann ,
und weil es uͤberall abgeſchmackt iſt , eine Laſt , welche
bisher von z. B . 10,000 Buͤrgern getragen wurde ,
fuͤr unerſchwinglich zu balten , wenn ſie auf die Ge —
ſammtheit ſollte vertheilt werden .

Was hilft es , mit Kunſt und Scharfſtun Moͤg —
lich keiten aufzuſtellen , wie etwa einige Herrnfrohn —
den privatrechtlich moͤchten entſtanden ſeyn , oder auch
einige wirkliche Beyſpiele davon in der Geſchichte auf —
zufinden ? Da , wo ſolches Statt fand und erſcheint ,
d, b. bewiefen vorliegt , da mag dag Privatrecht walten s
aber ſolche einzelne Beyſpiele heben die Kraft der Regel , die
aus der allgemeinen Geſchichte , oder aus der Natur jener La⸗
ſten geſchoͤpften Vermuthungen oder Begriffe , und die da —
aus fließenden Rechtsanſpruͤche aller uͤbrigen Belaſteten
nicht auf . Der Umſtand , daß einige Herren bey Vergebung
ihres Grundes ſich Frohnden oder Zehnten ausbedungen ,
aber dabey uunterlaſſen haben , ſolchen Vorbehalt urkund⸗
lich feſtzuſetzen , kann allen uͤbrigen , welche blos durch
das Geſetz oder die Gewalt in die Dienſtbarkelt ka —
men , nicht nachtheilig ſeyn . Jene Herren moͤgen ſichs
ſelbſt zuſchreiben , daß ſie gerade ſolche Leiſtungen
ſich ausbedungen , welche ſonſt ſchon vermoͤge Geſe⸗
tzes von vielen andern zu entrichten ſind , und daß
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fie gleichwohl fuͤr keine Beweismittel der privat —

rechtlichen Schuldigkeit ihrer Pflichtigen ſorgten . Sie

haben ſich alſo freywillig mit dem allgemeinen Geſetz

begnuͤgt , in die Claſſe der Frohndherrn ſchlechtweg ge —

ſtellt , und theilen alle Gunſt und Ungunſt der rein ver⸗

moͤge oͤffentlichen Rechts Berechtigten . Es mag ſeyn ,

daß viele Zehnten durch Vorbehalt beym Verkauf eines

Grundes errichtet worden ſind . Weil aber die allge —

meine Natur dieſer Laſt , und ihr in der Geſchichte
erſichtlicher Urſprung im Allgemeinen ſie auf das

oͤffentliche Recht , auf Geſetz oder Gewalt zuruͤckfuͤhrt,

ſo theilen auch jene Privatzehnten dieſelbe Natur , ſo

lang ſie nicht als privatrechtlich durch genuͤ—

gende Beweismittel ſich darſtellen . Auch gibt es

Rechte , und dieſes iſt namentlich bey den meiſten per⸗

ſoͤnlichen Herrnfrohnden der Fall , die , ſo wie ſie
wirklich beſtehen oder beſtanden , d. h. mit

dieſen Eigenſchaften , Erwerbs - und BVererbungs —

regeln u. ſ. f. unmoͤglich auf privatrechtlichem Wege

gültig entfiehen fonnten , umd daher nothwendig auf

òffentlichem Recht , — oder auf gar feinem Rehte —

beruhen .
Durhaug alle Cinmendungen , welche die verehr :

ten Redner gegen die Abſchaffung der Herrnfrohnden

vorgebracht haben , ſtreiten eben ſo gut gegen die Ab —

ſchaffung der Leibeigenſchaft im ſtrengen Sinne , und

ihrer Laſten . ( Der Redner fuͤhrt dieſes in Beyſpielen

aus ) . Wer ihretwillen die Abſchaffung der Herrnfrohn
den verwirft , bricht auch den Stab uͤber jene edlen

Geſetze , durch welche ſchon Karl Frie drich die Lie —

be der Zeitgenoſſen und die Verehrung der Nachwelt

erworben , und deren Vervollſtaͤndigung im Jahr 1820 den

Beyfall beider Kammern und die Lobpreiſung der Nation

erhalten hat . Genug ! es giebt keinen Vergleich , keinen Mit —

telweg zwiſchen ſtarr hiſſt or iſchem und rein vern uͤnf—
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tigem Redt , uud der Kriege der zwifhen beiden fih
erhoben , fann niht anders fich enden , alg mit
dem volfiåndigen Giecg deg einen oder deg andern .

Auch ſcheint wohl niht zweifelhaft , wohin der Sieg
fih wenden merde : aber Ruhm wird nur bey denjeni - ,
gen feyn , welhe mwillig fich auf die Seite deg ewigen
Rechts gefhlagen , und niht durch vergeblichen Wider -

fiand feinen Triumph werden - verzögert haben .

Se , Durhlauht , der Herr Får v. Limen -

tein : Mit den Anſichten des verehrlichen Redners

vor mir kann ich mich nicht einverſtanden erklaͤren .

Die Gruͤnde , weßhalb ich glaube , daß die perſoͤnlichen
Herrnfrohnden nicht ohne gehoͤrige Entſchaͤdigung abge —
lögt werden koͤnnen, ſind ſchon von mehreren Rednern

dieſer Kammer ſo umfaſſend und ausfuͤhrlich eroͤrtert

worden , daß es uͤberfluͤſſig ſeyn wuͤrde , noch etwas

weiteres in dieſer Beziehung hinzuzufuͤgen .
Die Geſchichte muß — wie fruͤher bemerkt wur —⸗

de — auch hier unſere treueſte und ſicherſte Lehrmei —
ſterin ſeyn ; denn aus ihr geht hervor , daß Frohnden
von den Frohndpflichtigen gegen Einraͤumung von ge —

wiſſen Vortheilen uͤbernommen wurden , die ihnen ihre
Herrn oder Frohndberechtigten in fruͤhern Zeiten ge —

ſtatteten ; folglich beruhte die Frohndpflicht auf Ver —

traͤgen , die nicht einſeitig aufgehoben , und noch weni —

ger ohne alle Entſchaͤdigung abgeſchafft werden koͤnnen .

Aber auch jener Aeuſſerung eines verehrten Mit -

glieds dieſer Kammer : daß wenn man alles bisher Be⸗

ſtandene nach Willkuͤhr aufheben , und nach Gefallen
ber dag Privateigenthum deg Einzelnen fohalten und

walten fónne , dief der erte Weg zu Revolutionen fey ,
mug ih von ganzem Herzen beppiichten , und idh will

mich gegen diefe Marime auf alle Art und Weife hier -
mit im Allgemeinen verwahrt haben ,
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Da uͤbrigens meine Stellung in dem vorliegenden

Falle mir verbietet , mich weiter auf die in Frage ſte —

hende Discuſſton einzulaſſen , indem ich meine Anſichten

uͤber die im Jahre 1820 der Kammer vorgelegten Ge —

ſetzentwuͤrfe uͤber Abſchaffung der Leibeigenſchaftslaſten
und Abloͤſung der Grundguͤlten , Zinſen und Dritttheils —
pflichtigkeit , ſo wie der Herrnfrohnden in der ſiebenten ,
achten und neunten Sitzung jenes Jahrs ausgeſprochen
habe , und mich — in Folge derſelben — veranlaßt

ſah , eine Wahrung meiner Rechte deßhalb zu Proto -
koll zu geben ; ſo muß ich mich , da die in Frage ſte —

henden perſoͤnlichen Herrenfrohnden ganz connex mit je —
nen Abloͤſungsgeſetzen ſind , auch hier wieder auf je —

ne Verwahrung beziehen , und namentlich auf meine

Eingabe deghalb an Ge Kinigliche Hoheit , den Grof -

þerzog , vom 24 . July 1820 verweifen , welhe fih in

den Verhandlungen der Kammer von jenem Jahr © .

133 — 136 aufgezeichnet findet .

$ n Uebereintimmung mit meiner damaligen Ers

klaͤrung muß ich ſonach wuͤnſchen , daß es mir vergónnt

ſey , auch dießmal wieder nicht ſtimmen , ſondern mein

Votum bey der Abſtimmung uͤber die perſoͤnlichen Her —

renfrohnden ſuſpendiren zu duͤrfen .

Frhr . v. Falkenſtein : Aus allen bisherigen

Verhandlungen uͤber die Herrenfrohnden iſt mir klar

geworden , daß die Behauptungen uͤber ihren Urſprung

groͤßtentheils auf Vermuthungen , auf bloßen Hypothe —
ſen beruhen . Wie man aber mit Recht auf ſolche
ſchwankende Syſteme gewiſſe Regeln zur Abſchaffung
der fraglichen Dienſtpflichten gruͤnden kann , vermag ich
nicht einzuſehen .

So viel iſt nun einmal gewiß , daß die Herren —

frohnden durch gerechte Erwerbstitel der Einzelnen , und

durch den Beſitzſtand eine reine privatrechtliche Natur
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angenommen haben , und in dieſer Eigenſchaft ſtehen
fe , jedoch mit der feſtgeſetzten Ablosbarkeit , unter dem

Schutze unſerer bisherigen Geſetze und der Conſtitu⸗
tion .

Wenn die Herrnfrohnden laͤſtig ſind , ſo ſind ſie
es nicht allein fuͤr den Pflichtigen , ſondern eben ſo
auch fuͤr den Berechtigten . Abgeſehen davon , daß in
der Art der Leiſtung derſelben und bey dem Umſtande ,
daß oͤfters mehr dafuͤr gegeben wird , als ſie werth

ſind , wenig Vortheil fuͤr den Berechtigten herauskoͤmmt ,
ſo hat man dieſelben nun einmal in ein ſo uͤberaus

gehaͤſſiges Licht zu ſtellen geſucht , daß dadurch der

Beſitz dieſen Dienſtpflichten hoͤchſt unangenehm , und die

Vertheidigung ſolcher Eigenthumsrechte eine herbe Pflicht
geworden iſt .

Haͤtte man daher nun den Vortheil der Berech —
tigten und der Pflichtigen im Auge , ſo muͤßte eine

Aufhebung dieſer Frohnden gegen Entſchaͤdigung aus

Staatsmitteln unter ſolchen Umſtaͤnden fuͤr beide Thei —
le ſehr erwuͤnſcht ſeyn , und die Erſteren koͤnnten ſich
wohl auch dabey das Opfer gefallen laſſen , ſelbſt mit

an ihrer Entſchaͤdigungsquote beyzutragen . — Allein

hoͤchſt ungerecht und unbillig waͤre es , auf dieſe Weiſe
einerſeits die Laſt der Steuerpflichtigen zu vermehren ,
und andererſeits den groͤßten Theil der Staatsbuͤrger
in einen Verband , und zu einer Laſt beyzuziehen , wo -

zu ſie niemals eine rechtliche Verpflichtung hatten .
Den beſten und gerechteſten Weg , die Herrnfrohn —

den abzuſchaffen , hat uns die Conſtitution und das

darauf gegruͤndete Geſetz vom Jahr 1820 vorgezeich —
net . Weiter zu gehen , halte ich weder fuͤr thunlich
noch gerecht , und darum kann ich mich auch mit den

angetragenen Vorbereitungsmaaßregeln , beſonders in ſo
fern ſie koſtſpielig ſind , nicht vereinigen , und ſtimme
daher fuͤr den Commiſſtonsantrag .
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en Reg . Com . Staatsrath Frhr . v. Sensburg ; ai
m Der Herr Hofrath v. Rotte ” behauptet , nicht gefagt ji
u⸗ zu haben „ Wille des Volks, “ ſondern „ Wille des

Staats . “ Wenn demſo iſt , ſo ceſſirt meine erſte Be -

ſie merkung .
ſo Den Wunſch des Herrn geh . Hofraths Zach a⸗ |
in riaͤ werde ich zur Kenntniß der Regierung bringen ; piii
e, fie wird gerne entgegen fommen , und die- nõthigen IN
th Recherchen bis zum fånftigen Landtag anfellen . | [i
t , u
is Zachariaͤ : So ungern ich auch uͤber den vor —
er liegenden Gegenſtand der Berathung ein zweytesmal —90—
ie um das Wort bitte , ſo ſind doch von dem verehrten
ht Mitgliede , welches guert in der Sache gefprochen Hat , 9

einige Aeußerungen gefallen , die ih niht ohne Ant : KERANI
h⸗ wort laſſen kann . 94

1e Ich hatte die zu eroͤrternde Hauptfrage zuvoͤrderſt iii

is aus dem Standpuncte der Staatsklugheit betrachtet , ij
i⸗ ob ich wohl vielleicht beſſer von einem NRothrechte —
ch geſprochen haͤtte. Ich hatte dabey des Einfluſſes er —

it waͤhnt, den das Schwanken in der Geſetzgebung auf
1

n den Landmann haben fónne , Man bhat geglaubt , dag jfe ih das bekannte Sprůdhwort : Rustica gens , optima 1
1, flens etc . im Auge gehabt habe . Mber fern fep von mir |
w dieſer Verdacht . Yh bin felbft ein Landmann . Fh 1

4 ehre dieſen Stand ; er iſt ehrwuͤrdig ; er naͤhrt und 9
kleidet uns alle . Aber zur Ehre des Landmanns ſagte I

1- ih eg , Dag er dDurh das Schwanken in der die
$ Flohuden und Abgaben betreffenden Geſetzgebung am
Jz eren an feiner Schuldigkeit irre gemacht werde .
h Denn Ules , wag ipn umgibt , if ewig unveraͤn —⸗ —9
n derlich. i

ii
o Jedes Jahr kehrt der Fruͤhling , kehrt der Som — AN
e mer wieder . Fom wird eine Regierung verdåchtig , die —90

heute das , morgen etwas Anderes will und verlangt . [i
Prorofpile det i , Kammer -ge BI . 4 ai
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Xh wil niht auf die fo - tweitlåufige Frage ein -

gehn : Ob und mwiefern eS rathfam fey , im Gtáate

ploͤtztiche und durchgreifende Neuerungen zu machen ?

Aber ich wuͤrde mißverſtanden worden ſeyn , wenn man

mir die Meinung beylegte , als ob die Vergangenheit
uͤberall nicht vor den Richterſtuhl der Gegenwart ge —

hoͤrte. Nur ſo ſollte meiner Meinung nach die Frage

nicht geſtellt werden : ob ein geſetzlich beſtehendes Rechts —

verhaͤltniß ſeinem Ur ſprunge nach rechtsguͤltig ſey ,
oder niht ? Zwar if derim Cemmiſſionsberichte ( 5. . )

aufgeſtellten Alternative ein drittes Recht , das ewlge

Recht , das Recht der Vernunft , entgegengeſetzt wor —

ten . Aber ſeit Jahrtauſenden lógt man an der Fra -

ge : Was it Wahrheit ? Wer mådhte fih zu behaup =
ten getrauen , Daf feine Gtimme die Deg ewigen Rech -
teg fey ? ú

Der verehrte Redner fcheit die unentgeltliche

Aufhebung der perſoͤnlichen Herrenfrohnden hauptſaͤch—
lich auf folgende zwey Rechtsgruͤnde zu bauen . 1) Dieſe

Frohndpflichtigkeit iſt eine Art von Leibeigenſchaft ;

2) Wenn auch durch die Maaßregel der Geſammtheit
eine neue Laſt auferlegt wird , ſo haben doch dlejeni —

gen ſich fuͤr die Uebernehmung der Laſt erklaͤrt , welche
im Namen des Volkes zu ſprechen berechtiget ſind .

Allein das , was fuͤr den erſteren Grund an —

gefuͤhrt wurde , ſchien mir ſo weit zu gehn , daß alle

Verbindlichkeiten , welche das Geſetz auflegt , als Leib -

eigenſchaftslaſten zu betrachten ſeyn wuͤrden . Denn alle

dieſe Verbindlichkeiten uͤbernimmt der , welcher ſich im

Lande aufhaͤlt .
Der letzte re Grund beruht , ſo ungern ich auch

dieſe Saite beruͤhre , auf der falſchen Vorausſetzung ,

daß man das Verhaͤltniß zwiſchen dem Volke und der

zweyten Kammer nach der Rechtsregel beurtheilen koͤn⸗

ne : Mandaus et mandatarius hahentur pro una persona !
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Ich erlaube mir hier noch eine angefochtene Stelle

des Commiſſtionsberichts zu erlaͤutern . Vielleicht trifft

mich das Wort des Dichters : Obscurus ſßo , dum bre -

vis esse laboro . Mber den Tadel der Un folgerichtig —
feit glaube ich nicht zu verdienen , wenn ich das Ge -

ſetz wegen der alten Abgaben billige , und gleichwohl
nicht den Grundſatz diefeg Cefezes auf den vorliegen -
den Fall anwende . Ich billige jenes Geſetz deswegen ,
weil es dem Theile des Landes Gewinn bringt , den

das Geſetz wegen der Bezirksſchulden in Verluſt ſetzt ,
weil eg alfo die durch dag eine Gefeg gefòrte Gleich -
heit herſtellt .

Schließlich wiederhole ich die fruͤher gethane Fra —

ge . Meine Motion wårde nicht eine borlánfige Un -

terfitchung , foudern die Aufhebung der gedachten
Herrnfrohnden , zum Gegentande haben .

Grir . v. Weffenberg : Meines Erachtens gibteg feine

Magaßregel , die demPrivatvortheile der Berechtigten
zu Herrenfrohnden entſprechender waͤre, als die Aufhebung

ſaͤmmtlicher Herrenfrohnden gegen Entſchaͤdigung aus der

Staatskaſſe . Kaͤme daher blos der Privatvortheil Der

Berechtigten in Betracht ; ſo koͤnnte ich ihnen nichts
beſſeres rathen , als aus allen Kraͤften auf die baldige

Ausfuͤhrung dieſer Maaßregel zu dringen . Allein es

verdient hier nicht blos das Intereſſe der Berechtigten ,
und auch niht das der Pflichtigen allein Erwaͤgung ,
ſondern es fragt ſich vor Allem : ob es mit der Ge —

rechtigkelt vereinbarlich ſey , die Aufhebung der ſaͤmmt⸗

lichen Herrenfrohnden auf Koſten der Geſammtheit ,
mithin ſehr Vieler , die bisher bey der Sache gar nicht ,
weder als Berechtigte , noch als Pflichtige betheiligt
waren , zu bewerkſtelligen . Durch Alles , was daruͤber

ſchriftlich und mündlich , obgleich mit vielem Scharf⸗
ſinne , geſagt worden , habe ich mich nicht uͤberzeu —
gen koͤnnen, daß ſich dieß mit der Gerechtigkeit ver⸗

4 ”
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cinbaren lafe . Der Nere Hofrath v. Rotte hat

awar den Zuftand derjenigen , die biéher nicht frohnd -
pflichtig waren , ein Privilegium genannt . Aber

cin ſolches Éöunte nur dann Statt finden , wenn er -

wieſen waͤre, daß die Frohndpflichtigkeit eine allgemei⸗ —
ne Staatslaſt ſey , zu deren Tragung jeder Staatsbuͤr —⸗

ger verbunden waͤre . Dann waͤre die Befreyung von
der Frohndpflicht allerdings ein Privilegium , das ſich

zur Aufhebung eignen wuͤrde . Aber ſo lange nicht er —

wieſen iſt , daß die Frohndpflicht eine allgemeine Granate

laſt ſey , kann auch von einem Privilegium hier nicht
die Rede ſeyn . Uebrigens ſtimme ich ganz der Anſicht
des Herrn geh . Hofraths Zachariaͤ in Hinſicht derjeni —
gen Frohnden bey , die auf einzelnen erbpflichti —
gen Familien haften , und ich moͤchte darauf an -

tragen , daß die von der zweyten Kammer beſchloſſene
Bitte auf die Unterſuchung ſolcher Herrenfrohnden und

ſofort auf die Uebernahme ihrer Entſchaͤdigung auf
die Staatskaſſe beſchraͤnkt werde . Denn ſolche Her —
renfrohnden ſind als wahre Ausfluͤſſe der Leibeigen —
ſchaft anzuſehen , und ich ſehe keinen Grund , warum

ſie nicht ebenſo aufgehoben werden ſollten , wie das

Geſetz vom Jahr 1820 es in Hinſicht aller Leibeigen —
ſchaftsgefaͤlle anordnet .

Frhr . v. Zyllnhardt : Ohne den vielſeitigen
und erſchoͤpfenden Eroͤrterungen , welche dieſem Gegens
ſtand bey wiederholten Veranlaſſungen gewidmet wor —

den ſind , im Allgemeinen etwas beyfuͤgen , und ohne

etwas Neues fagen zu molen , erlaube ich mir nur

wenige Bemerkungen , um mein Votum bey der Mb -

ſtimmung zu motiviren .

Die erſte : Waͤren die Leiſtungen , von denen hier
die Rede iſt , ſchon entſchiedenes Unrecht , ſo koͤnnte es

auf eine Unterſuchung ihrer Quantitaͤt oder Qualitaͤt ,
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wie fie in dem Antrage der zweyten Kammer verlangt
wird , nicht weiter ankommen . Wird aber auf ihre

Quantitaͤt Ruͤckſicht genommen , ſo iſt es wohl unbe —

zweifelt , daß die Geldabgaben , deren Verminderung

der Gegenſtand des allgemeinen Wunſches iſt , und

welche ſchon durch die Uebernahme der Bezirksſchulden
und Abſchaffung der alten Abgaben , wahrſcheinlich ſehr
bedeutend werden erhoͤht werden , eine betraͤchtliche Ver —

mehrung erfahren wuͤrden . — Die fwepte : der G. TI

unſerer Verfaſſungsurkunde ſetzt die Abloͤſung feſt ,
und bep einer andern Gelegenheit wurden die Gefah —
ren entgegen gehalten , wohin das leiſeſte Ruͤtteln an

ihrem Inhalt oder Wortlaut , oder auch nur eine Fra —

ge nach dem Grunde einer ihrer Beſtimmungen fuͤhren

wuͤrde . — Die dritte : Ich halte es fuͤr ſehr bedenk —

lich , wenn der naͤchſte Landtag umwirft , oder den Um —

ſturz deſſen vorbereitet , was der unmittelbar voraus :

gegangene gebaut hat . Was uͤbrigens die Berechtig —

ten , wenn fie ſich auf dieſen Standpunct beſchraͤnk —

ten , zu wuͤnſchen haben wuͤrden , haben , meines Be —

duͤnkens , die Frhrn . v. Weſſenberg und v. Fal —⸗
kenſtein richtig bezeichnet .

v. Kettner : Auf die aproximative Berechnung
des jaͤhrlichen Werthanſchlags der Herrnfrohnden durch

den Herrn Staatsraths v. Sens burg zu 100, ood fl .

muß ich eine kurze Bemerkung beyfuͤgen, wodurch die

Herrnfrohnden in einer etwas mildern Geſtalt erſchei⸗

nen , als diejenige iſt , in welcher ſie uns bis dahin

dargeſtellt worden ſind , erſcheinen . Ich getraue mir

Materialien zur einer Berechnung zu liefern , wodurch

der Werth jener Vortheile , welche die Frohndpflichti⸗
gen gegen ihre Frohnden zu genließen haben , mehr als
150,000 ff , fobin 50,000 fi . mebr betrågt , dtg . vër

Anſchlag des Frohndwerths iſt . Um einſtweilen einen
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Vorbegriff , aus welchem die Richtigkeit meiner Behaup⸗
tung entnommen werden kann , zu geben , fuͤhre ich ein

Beyſpiel ganz aus der Naͤhe an .
Die frohndpflichtigen Gemeinden in der Umge⸗

bung des hieſigen Hardwaldes leiſten jaͤhrlich fuͤr den

beplaͤufigen Werth von 6 bis 8000 fl . Frohnden ; ſie
empfangen dagegen aber an Genuͤſſen aus dem Wald

wenigſtens 40,000 fl. , und wuͤrden ſohin der Frohn —
den nicht entbunden ſeyn wollen , wenn auch zugleich
die Vortheile , welche ſich darauf bedingen , aufhoͤren
ſollten .

Wenn uͤbrigens die Behauptung des Herrn Hof —
raths v. Rotteck xꝛichtig waͤre, daß die Staatsge⸗ —
walt nehmen koͤnne , was ſie gegeben hat , ſo koͤnnte ſie
ale laͤſtige Dienſtbarkelten auf einmal niederſchlagen ,
oder wenigſtens Frohnden und Dienſtbarkeiten aufhe⸗
ben , wo ſie ſich wechſelſeitig bedingen . Das Princip
ſcheint mir aber zu gefaͤhrlich , um demſelben huldigen
zu koͤnnen, uͤberhaupt vereinige ich mich mit der Mei -

nung des verehrlichen Redners vor mir .

Reg . Com . Staatsrath Frhr . v. Sensburg ; :
In den Berechnungen uͤber die baare Frohndreluition
ſind die Abgaben an die Froͤhner von dem Werth der

Frohnden ſchon in Abzug gebracht , ſo daß die Redem —

tionsſumme ad 4000 fl. jaͤhrlich als vertragsmaͤßiger
reiner Werth anzuſehen iſt ; indeſſen will ich das Re —

fultat dieſer Frohndredemtions verhandlung nicht alg ganz
zuverlaͤſſige Baſis fuͤr ausgebreitetere Verhandlungen die⸗

fer Art behaupten , fo wenig ih behaupten mit , daf
nicht auch noch fuͤr Abſchaffung der Frohnden ein - Zeit -
punet kommen werde . Fuͤr jetzt mag man fih mit
dem , Sprichwort : Eile mit Weile beruhigen , Man mug `
der Zeit abhorchen , wie die jetzt ſchon zu deckenden

Ausfaͤlle ohne Beſchwerde wirklich gedeckt werden koͤn—

— — — — — uz
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nen . Das iſt der einzige richtige Maaßſtab , wornach

auch noch andere Abgaben und Leiſtungen abgeſchafft
werden koͤnnen .

v. Rotteck Nur auf einige der weiter vorge —

kommenen Einwuͤrfe , welche naͤmlich die auffallendſten

Mißverſtaͤndniſſe darthun , will ich noch in Kuͤrze ant-
worten .

Wenn der Herr Regierungscommiſſaͤr ſagt , daf

die Regierung ſich die Maxime festina lente gewaͤhlt,

und allerdings die allmaͤhlige Abſchaffung der ungerech⸗

ten Laſten vorgenommen habe , ſo frage ich : warum

denn das heftige Widerſtreben gegen eine Bitte der

zweyten Kammer , welche noch gar nichts anders als

blos vorlaͤufige Unterſuchung will ? — Die Un⸗

terſuchung iſt doch wohl keine Uebereilung , und alle

Bedaͤchtlichkeit in weitern Schritten bleibt ja vorbehalten.

Der Herr geh . Hofrath Zachariaͤ glaubt daß ,

wenn man die Frohnden fuͤr Leibeigenſchafts laſten

erklaͤrt , man auch alle Staatslaſten fuͤr ſolche er —

laͤren koͤnne . Allein dieſes iſt falſch . Wahre Staats⸗

laſten muͤſſen, dem Rechtsgebote gemaͤß, immer nach

dem Geſetze der Gleichheit vertheilt werden , und

in ſolchem Falle erſcheinen ſie rein als geſellſchaft⸗
liche Pflicht und niht atg Knechtſchaft .

Derſelbe Redner hat eine Motion zu Gunſten

vereingelter frohndpflichtiger Familien brevi manı durch

die Retzierungscommiſſion an die hoͤchſte Stele zu brin

gen gedacht . Die Conſtitution und die Geſchaͤft
nung wiſſen nichts von einem widen Wege

T

mag die hohe Regierung von jerm - im Diefent Saate

gefprohenen Wort , wie von irgend einer , audern An —

regung , DEN Anlaß nehmen zur Vorlage einer Teror

nung , oder eines Entwurfes , — aber zur Motion wird
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darum ſolches Wort niht . Uebrigens geſtehe ich ,
daß ich noch immer keinen Rechtsunterſchied wahrneh⸗
me zwiſchen z. B . 20 frohndpflichtigen Familien und
einer Gemeinde und 100 Familien oder der Geſammt⸗
heit : denn ſeitdem die Manumiſſionstaxen ab —
geſchafft ſind , duͤrfen auch die vereinzelten erbpflichti⸗
gen Familien frey anderwaͤrts hinziehen .

Mit Recht hat der Herr Staatsrath v. Zyln —
hardt bemerkt , daß die Bitte um Unterſuchung der
Quantitaͤt der Herrnfrohnden einige Rechts ungewiß⸗
heit andeute , indem , wenn dieſe Frohnden alle Unrecht
ſind , ihre groͤßere oder geringere Menge auf den
Entſchluß der Abſchaffung micht von Einfluß ſeyn duͤrfe.
So edelmuͤthig und großmuͤthig der Hauptbeſchluß oder
die Haupttendenz der zweyten Kammer war , ſo halte
ich doch dieſe gerechte Form als ein Mißtrauen in die
Kraft , Recht zu thun , verrathend fuͤr etwas kleinmuͤthig,
und nimmer wuͤrde ich dazu eingeſtimmt haben . In⸗
deſſen kann dadurch die Beurtheilung der Hauptſache
Feine Aenderung leiden .

Der Herr Landoberjaͤgermeiſter v. Kettner haͤlt
die Lehre , daß die Staatsgewalt alles dasjenige neh⸗
men koͤnne, was ſie allein verliehen , fùr gefaͤhrlich.
Allein mit Unrecht . In repraͤſentativen Staaten wenig⸗
ſtens iſt keine Gefahr . Auf dem Wege der Geſe tz⸗
gebung , und nur von diefem ift die Rede , iſt ' s
faſt pſychologiſch unmoͤglich, daß Unrecht geſchehe ;
denn was alſo verordnet wird , geſchieht nach einem
allgemeinen Princip , welches , wenn es unge⸗
recht iſt , alle Staatsangehoͤrigen , und alſo alle Mit⸗
ſtimmenden mit demſelben Unrecht bedroht . Wer , in -
dem er Geſetze macht , zugleich uͤber oder gegen ſich
ſelbſt verfuͤgt , iſt ein zuverlaͤßiger Stimmfuͤhrer , und
jedenfalls . gålte dann der Gag : volenti nou fit injuria ;
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Endlich hat noch ein von mir hochverehrter Redz

ner ſich gegen mich erklaͤrt . Er kann die Frohnden

nicht als eine Staatslaſt alſo auch ihre Uebernahme

auf die Schultern der Geſammtheit nicht fuͤr gerecht er —

fennen . Ich antworte darauf : Nicht eigentlich die

Frohnden , welche naͤwlich wohl aus dem oͤffentlichen

Rechte ſtammen , aber jetzt nicht mehr dem Staate

geleiſtet werden — ſind eine Staatslaſt , wohl aber

die ihrer Abſchaffung folgende Entſchaͤdigungs —
pflicht . An und fuͤr ſich iſt das Geſchaͤft durch
die Abſchaffung geendet . In dem Begriff der⸗

ſelben liegt keine Entſchaͤdigungspflicht . Aber durch
den 14 . Artikel der deutſchen Bundesacte , welcher ſol —

che Berechtigungen als Privatrechte erklaͤrt und garan —

tirt hat , iſt eine poſitive Schuldigkeit fuͤr unſern Staat

entſtanden , diejenigen , welchen durch die Ausuͤbung ſei⸗
ner geſetzgebenden Gerechtigkeit Nachtheil leiden , zu

entſchaͤdigen ; und dieſe Schuld iſt dennoch eine

Geſammtſchuld , alſo auf die Geſammtheit zu verthei⸗ —
len . Ich fuͤhre hier blos die deutſche Bundesacte an ,

weil dieſe fuͤr uns abſolut bindend iſt , indem ich es

dahin geſtellt ſeyn laſſe , ob auch außer ihr noch
en natuͤrlicher oder poſitiver Titel der Entſchaͤdigungs⸗
pflicht koͤnne geltend gemacht werden .

Uebrigens geſtehe ich , daß , als auch dieſe hoch —

verehrte Stimme ſich gegen mich erhob , und ich alſo

erſah , daß ich durchaus keine Genoſſen meiner An —

ſicht , ſondern lauter Widerſacher in dieſem Saale habe ,
daß fage id , ben folcher Wahrnehmung ein Gefåht ded

Traurigkeit und des Kleinmuths mich uͤberfiel . Richt
als ob ich mich nicht laͤnger zu vertheidigen wuͤßte —
im Gegentheil halte ich meine Gruͤnde fuͤr unwi —

derlegt und unwiderlegbar , und alle Cinwendungen da —

gegen auf bloßem Mißverſtaͤndniß beruhend , — aber ich
habe die Luſt zur Vertheidigung verloren , und lege
betrübt die Waffen nieder ,
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Frhr . v . Tuͤrkheim : Es iſt eine gewoͤhnliche
Selbſttaͤuſchung , daß man bey der Vertheidigung von

Anſichten , fuͤr welche man ſehr eingenommen iſt , es

nicht bemerkt , wenn man ſich im Zirkel hefumdreht .

Zu dieſer Erinnerung geben mir die wiederholten Aeuſ —
ſerungen des Redners vor mir , uͤber die Unmoͤglich —
keit privatrechtlicher Entſtehung der ſogenannten per —

ſoͤnlichen Herrnfrohnden , Veranlaſſung ; ich will aber

daruͤber nichts weiters ſagen , da Diseuſſionen in die —

ſer hohen Verſammlung nicht zur klaren Ausſcheidung
und erſchoͤpfenden Verfolgung einer Reihenfolge pole —
miſcher Bemerkungen und Gegenbemerkungen geeignet

ſind , und weil zumal der Streit uͤber hiſtoriſche An —

ſichten hier nicht geſchlichtet werden kann . Man —

chen iſt freylich die Geſchichte nur eine dienſtbare Magd

fuͤr ihre Syſteme , — hier moͤgen unbefangene Kenner

entſcheiden .
Nur mit ein paar Worten antworte ich auf zwey

Bemerkungen , welche mir neu vorgekommen ſind . Es —

wurde zur Rechtfertigung einer gegen die Berechtigten

aufzuſtellenden Praͤſumtion bey ver flar vorliegenden

Unmoͤglichkeit des Beweiſes geſagt : Warum haben ſie
die Urkunde der Erwerbung nicht beſſer aufbewahrt ?
Mit Umgehung deſſen , was hierüber aus allgemeinen

Rechtsgrundſaͤtzen erwiedert werden kann , und ſchon

oft geſagt worden iſt , ſetze ich eben ſo ernſthaft , als

es mit dieſer Frage gemeint ſeyn konnte , eine andere

entgegen , naͤmlich : warum hat der Staat damals nicht

dafuͤr geſorgt , daß jeder leſen und ſchreiben konnte ?

Ferner wurde bemerkt , die gegen die Aufhebung der

Herrnfrohnden angefuͤhrten Gruͤnde haͤtten eben ſo gut

gegen die aus der Leibeigenſchaft abgeleiteten Gefälle an —

gefuͤhrt werden koͤnnen , und doch ſeye man mit der

Aufhebung dieſer letztern einverſtanden geweſen . Ich
antworte : ja , ſie waͤren auch auf die Leibeigenſchafts —
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he gefaͤlle anwendbar , bis auf einen , naͤmlich den , daß

in man eben darum , weil foon . diefe Tegtere aug blofer i

es Billigkeit und Liberalitaͤt aufgehoben worden , jetzt nicht |

t . noch weiter gehen duͤrfe , ſondern dieß allenfalls der |
f - Zukunft anheimſtellen müuͤſſe. |
f - |

r⸗ Frhr . v. Weſſenberg : Auf eine Bemerkung |
er des Herrn y. Rotte mig ih ein Wort erwiedern . |

j Daß naͤmlich der Anſpruch der Frohndberechtigten auf

ig Entſchaͤdigung im Falle der Aufhebung der Herrenfrohn⸗

e⸗ den nur auf der Garantie der deutſchen Bundesacte

et bernhe , kann ich nicht zugeben . Offenbar beruht dieſer

n = Anfpruch auf dem Landrehte ( Art . 710 ) wodurch die

n⸗ Berechtigung der Herrenfrohnden als Privatrecht er -

3d klaͤrt, und unter den Schutz des buͤrgerlichen Geſetzes
er geſtellt wird . Durch die deutſche Bundesaete erhaͤlt pii

diefe Recht nicht ſeine Begruͤndung , ſondern hoͤchſtens
f

ey nur eine neue Gewaͤhrſchaft fuͤr einzelne Claſſen , da ,

Do wie Herr y. Notte ſelbſt eingeſtanden hat , die Frohnd⸗

en pflicht nicht als allgemeine Staatslaſt angefejen mwer-

en den kann ; ſo kann ich mich auch unmoͤglich von der

fie Gerechtigkeit einer Maaßregel uͤberzeugen , wodurch die

3 Entſchaͤdigung dafuͤr der Geſammtheit aufgelegt wuͤrde .

en Uebrigens wiederhole ich jedoch in Anſehung ſolcher

yn Herrenfrohnden , die als Ausfluͤſſe der Leibeigenſchaft
( $ anzuſehen ſind , meinen Wunſch und Antrag , die hohe

re Regierung moͤchte ſolche Herrenfrohnden , nach gepflo⸗
t gener Unterſuchung , auf gleiche Weiſe , wie die andern

Leibeigenſchafts gefaͤlle, aufzuheben veranlaßt werden .
|

er ji

ut Frhr . v. Türfpeim : Yh trage noh eine Bez Ka
n - merkung nach iber die erfte Rede des Herrn Hofraths 90
er v. Rotted . bat nåmlih mit Unrecht- bez siii
ch hauptet , die Antraͤge der Cemmiſſton vom Jahre 1820 { i
$ » haͤtten mit ſeinen heute geaͤuſſerren Grundfaͤtzen bber : yp

eingeſtimmt .
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v. Rotteck : In der Sache nichts mehr ! Nur

wegen des letztern factiſchen Verhaͤlhtniſſes be —

þaupte icd) tiederholt , Daf gang genan fo , wie
ich es fruͤher anfuͤhrte , in der Commiffion im
Jahre 1820 der Beſchluß gefaßt worden , an die hohe
Kammer den Antrag zu fielen , daß die Abſchaffung
der perſoͤnlichen Herrenfrohnden gleichmaͤßig, wie jene
der Leibeigenſchaftslaſten , geſchehen , und daher den Be —

rechtigten der Erſatz aus Staatsmitteln geleiſtet wer⸗
den moͤchte. Zwey Commiſſionsberichte lauteten in die —

ſem Sinn , und gruͤndeten ſich auf die von mir vor —

getragenen Anſichten ; ich berufe mich auf das erſte
und zweyte Heft der gedruckten Verhandlungen vom

genannten Fahre , durch deren Leſung ein Jeder ſich
von der Wahrheit meiner Behauptung uͤberzeugen kann .

Auf die vom pohen Pråfidium gehaltene Um -

frage erklaͤrte ſich die Kammer einhellig ( mit Ausnah⸗ —
me deg Hofraths Yy Rotted ) får den Commiffiong -
antrag .

Die Stimme Sr . Durchlaucht , des Herrn Für -
ſten v. Loͤwenſtein hatte geruht .

Hiemit wurde die Sitzung geſchloſſen .

Bahari .

v RotteE ,
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utr Beylage ifer 141 , ;

þe- i

ie oN
im j i |

be Berit der Petitions : Co mmiffion piii

ng ber
|

è die Borfelung der Univerfitát Freyburg , Die von der
|

Amortiſationskaſſe an fie gemachte Forderung

E von booo fi. betreffend .

or⸗ Erſtattet

ſte von dem Freyherrn v. Falkenſtein .
om

ich
in . Die Univerſitaͤt Freyburg beſchwert ſich in einer

m⸗ an die hohe Erſte Kammer gerichteten , ausfuͤhrlichen Vor —

hz ſtellung , daß die Amortiſationskaſſe ein Capital von

$ » 6000 fi. an fie nachfordere , welches die Uniyerfitåt

in den Xapren 1792 und 1793 , şur Zeit alg diefetbe
|

TA in Folge der franzófifhen Revolution im obern Elfafi

ein jåhrlicheg Einfommen von 13,000 fl. verlor , von

den Schwaͤbiſch⸗Oeſtreichiſchen Landſtaͤnden zu Edin⸗

gen , mit Genehmigung des Kaiſerlich Oeſtreichiſchen
Hofes , als unverzisnlichen Vorſchuß erhalten habe .

Es wird ferner angefuͤhrt , daß obſchon die Uni⸗

verſitaͤt in mehrern , bey den hoͤchſten Staatsbehoͤr⸗
den eingereichten Geſuchen gebeten habe , die fraglichen

6000 fi . ihr eben ſo unbedingt nachzulaſſen , wie es

mit einer gleichen Summe geſchehen ſey , welche die⸗

ſelbe in den folgenden Jahren aus der naͤmlichen
Quelle , und zu dem naͤmlichen Endzweck , als Aus —

hilfsbeytrag erhielt , und ungeachtet dieſelbe ſpaͤter ſo —

gar ſich unter der Bedingung des Nachlaſſes dieſes

Capitals auf eine — gegen den Großherzoglichen Ci —

vil⸗ - Fiscus im Rechtsſtreite ſich befindliche Entſchaͤdi⸗
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u a ,

gungsforderung , wegen eines vom Staate erfauften
Gutes , Berzicht zu leiſten ſich erboten habe , fo fey
Doh jedesmal auf ibr defifalifiges Anfachen , und naz
mentlih unterm gten October dieles Jahrg sub Nro .
2361 aug dem Großherzoglichen Staatsminiſterium
eine abweisliche Reſolution erfolgt .

Dieſemnach fehe fih die Univerſitaͤt veranlaßt ,
ſich an die hohe Erſte Kammer mit der Bitte zu
wenden :

„ Dieſe Flnanzangelegenheit der Univerſttaͤt in

Berathung ziehen , und den Antrag an Ge , Rå -

nigliche Hoheit auf unbedingten Nachlaß des zu -
ruͤckverlangten Vorſchuſſes beſchließen zu wollen . “

Dieſe Bitte wird im Weſentlichen durch folgende
Gruͤnde unterſtuͤtzt :

Die Amortiſationskaſſe gruͤnde ihre Forderung an
die hohe Schule zu Freyburg auf den Thatumſtand ,
daß der Großherzogliche Commiſſarius bey der Aus —

einanderſetzung der Schwaͤbiſch⸗- Oeſtreichiſchen Land —

ſchaftsangelegenheiten im Jahre 1806 ſich den Poſten
von Bayern und Wuͤrtemberg als actiyum þabe auf -
rechnen laſſen , in welcher Eigenſchaft dann derſelbe
der Amortiſationskaſſe zugewieſen worden fey .

Da nim aber die hohe Goule von der Abtre -

tung der fraglichen Schuldforderung nichts gewußt ,
mithin ibre Einwilligung nicht dazu gegeben habe , ſo
koͤnne dieſelbe auch nicht jenen Einwendungen praͤjudi —
eiren , welche der hohen Schule vor dem Jahre 1806

gegen den Kaiſerlich Oeſtreichiſchen Hof zugeſtanden
waͤren , haͤtte dieſer letztere an ſie die naͤmliche Anfor⸗
derung gemacht .

Dieſe Einwendungen , welche auch jetzt noch fuͤr
die hohe Schule geltend ſeyn muͤßten , beſtuͤnden in

Folgendem :

mma ——— —

———
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a Der Beweggrund , aug melhem die hohe

Schule von den Schwaͤbiſch - Oeſtreichiſchen Staͤnden

Subſidien verlangt habe , ſey der durch die franzoͤſiſche
Revolution erlittene Verluſt der Guͤter und Einkuͤnfte
im obern Elſaß , im Betrage von jaͤhrlichen 13,000 fl.

Ertrag geweſen ; ein Verluſt , der eine ſo bedeutende

Luͤcke in den Finanzen der Univerſttaͤt gebildet habe ,

daß dieſelbe bey denen durch den Krleg ohnehin ver —⸗

mehrten Auszaben nur durch auſſerordentliche Einnah —

men haͤtte muͤſſen ausgefuͤllt werden . So wie die hohe

Schule , als eine zum Wohl des Landes bluͤhende Lehr —

anſtalt , ſich in ihrer damaligen bedraͤngten Lage fuͤr

berechtiget gehalten habe , eine Unterſtuͤtzung zu vers

langen , eben fo habe es wohl die Abſicht der Schwaͤ —

biſchOeſtreichiſchen Staͤnde nicht ſeyn koͤnnen , der ho⸗

hen Schule dieſe Unterſcuͤtzung durch ein bloßes Anlei -

hen der fraglichen 6000 fl. zukommen zu laſſen , in⸗

dem dieſer augenblickliche Vortheil mit dem augen —

ſcheinlichſten Nachtheil , naͤmlich der Angrelfung des

Urfonds , um Ruͤckzahlung leiſten zu koͤnnen , verbun —

den geweſen waͤre .

Wollte man aber die Vermuthung geltend ma —

chen , als haͤtten die Schwaͤbiſch - Oeſtreichiſchen Staͤnde

zwar die Abſicht gehabt , der hohen Schule mit Subſi —

dien Aushilfe zu leiſten , jedoch mit dem , daß die —

ſelben zuruͤckbezahlt werden ſollen , ſobald die Hohe

Schule ihre verlornen Einkünfte wieder wuͤrde erhal —
ten haben , ſo muͤſſe auch dieſe Einwendung zerfallen ,
wenn man in Erwaͤgung ziehe , daß die Univerſitaͤt ,

ungeachtet aller angewandten Muͤhe und Koſten , nie

wieder in ihr Beſitzthum eingeſetzt worden ſey .
b. Die Schwaͤbiſch⸗Oeſtreichiſchen Landſtaͤnde haͤt—

ten der hohen Schule nicht nur einmal , ſendern fuͤr
die Jahre 1794 und 1795 zum zweytenmal 6000 fl .
bewilllget , und es ſeyen daher im Jahr 1800 nicht
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6000 , ſondern 12,000 fl. an den Großherzoglich Badi -

ſchen Staat abgetreten worden . Dennoch ſey von ſe
Seite der Großherzoglichen Regierung von der Ruͤck — ſe
zahlung der letzten 6000 fl . wegen des bey dieſer Un — de

terſtuͤtzungsbewilligung gebrauchten Ausdrucks : Aus⸗ bi

hilfsbeytrag abſtrahirt worden . Die Entſcheidung ch
aber uͤber die Eigenſchaft der erhaltenen Unterſtuͤtzung w

koͤnne nicht von dem Wortlaute eines zufaͤllig gebrauch —⸗ K

ten Ausdrucks , eines Ausdrucks , der von einem Drit —

ten ; ohne Zuthun der Univerſitaͤt , in der naͤmlichen An—⸗ al

gelegenpeit nur einmal , und dag anderemal niht ge - al

braucht wurde , abhaͤngig gemacht , ſondern dieſelbe €

måfe vielmehr aug der Natur der Sahe Hergeholt p

werden , 3i
cœ Gegen die etwaige Zumuthung , die fraglichen fo

booo fl , aug dem erft im ahr 1820 erhaltenen Doz w

tationszuſchuß von 15,000 fl. zuruͤckzuzahlen, muͤſſe bemerkt

werden , daß dieſer Zuſchuß nicht unter dem Titel als b

Entſchaͤdigung fuͤr die Elſaͤßer Revenuͤen , ſondern abs m

geſehen davon , zur mehrern Emporbringung der hohen

Schule bewilliget worden , und daß ferner derſelbe d

durd die unentbehrlichſten Beduͤrfniſſe der hohen Schule ni
bereits gang erfhópft fey . ti

d. Endlich erhelfe aus einer Stelle des an die Di

tånde unterm 17 . July 1792 erlaſſenen Kaiſerlichen f

Genehmigungsdecrets uͤber die erſte Aushilfe , auf wel - 3
che allein ſich die Ruͤckzahlungsforderung gruͤnde , daß E

wohl nicht die hohe Schule , ſondern vielmehr der ir

Kaiſerliche Hof als Schuldner der Staͤnde zu betrach — Ç

ten fen . ei

Diefe Stele laute folgendermafen

„ Daß dieſes Anerbieten ( der Staͤnde ) als ein €

„ unverzinslicher Vorſchuß , und mit Vorbe⸗ a

„ halt eines , nach Umſtaͤnden vielleicht noͤthigen , v

„ weitern Vorſchuſſes anzunehmen ſey . “ u

———
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tbi- Diefemnacdh Enne behauptet werden , daf dér Kai -

sm . ſerliche Hof der Univerſitaͤt dieſen Aushilfsbeytrag auf |

ck⸗ ſeinen Credit bey den Schwaͤbiſch⸗Oeſtreichiſchen Staͤn⸗ |
Unz den verſchafft , und fich denfelben in Aufrechnung habe |

pr bringen lafen , wofùr die hohe Schule dem Kaiſerli⸗ |
ung chen Hofe eben ſo zum Danke verbunden worden ſey ,
ung wie fuͤr mehrere unmittelbar aus der landesherrlichen
ich⸗ Kaſſe gefloſſenen Beytraͤge .
rit⸗ Von einer Verbindlichkeit zur Wiedererſtattung ſey

An⸗ aber niemals , und um ſo weniger die Rede geweſen ,

ge- als die pohe Schule uͤber die fragtihe Summe feine

tbe Schuldurkunde ausgeſtellt habe . Auch ſey an dieſelbe

jolt bey der Uebergabe des Landes Breisgau an den Her —

zog pon Modena in Folge des Luͤneviller Friedens —
hen ſchluſſes , von keiner Seite eine Anforderung gemacht
Do⸗ worden .
erkt Die Commiſſion glaubt nun die Wuͤrdigung der
als

vorſtehenden Gruͤnde durch Folgendes ausſprechen zu
ab⸗ muͤſſen:

ben Es liegt in dem vorzuͤglichſten Intereſſe eines je —

elbe den Staates , hoͤhere Lehranſtalten , welche in ſo man —⸗

ufe nigfaltigen Verzweigungen zum allgemeinen Wohl bey - f

: tragen , niht finfen zu lafen , und Diefelben , in Zeiten |
die der Noth und der Bedrdraͤngniſſe , kraͤftigſt zu unter —

hen ſtuͤtzen. Von dieſem Grundſatze geleitet , haben ohne

vel⸗ Zweifel der Kaiſerlich - Oeſtreichtfche Hof , und die

daß Schwaͤbiſch⸗Oeſtreichiſchen Staͤnden , der hohen Schule ,
der in der Epoche , als dieſelbe die ſo hoͤchſt bedeutende

ach⸗ Einbuße eines jaͤhrlichen Einkommens von 13,000 fl .
erlitt , obenbemerkte Summe bewilliget .

Nicht nur bey jenen 6000 fl . , welche die Hohe
ein Schule unter dem Titel Aushilfsbeytras , ſondern 90

rbe⸗ auch bey jenen , die ſie zwey Jahre fruͤher als un —

gen, verzinslichen Vorſchuß erhielt , ſcheint es die ai
unverkeunbare Abſicht geweſen zu ſeyn , derſelben eine

Protokolle der 1. Kammer . ar Bd. 5
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Aushilfe , oder Unterſtuͤtzung zu leiſten , mithin eine

Wohlthat zu erweiſen .
Es fragt ſich nun , hat dieſe Abſicht , und der

vorgeſetzte Eundzweck erreicht werden koͤnnen , wenn bey

der Bewilligung des fraglichen —— die Vedin :

gung eines Ruͤckerſatzes Statt hatte ?
Allerdings haͤngt die Beantwortung dieſer Frage

von der Vorfrage ab : in wie fern war es der hohen

Ghule moͤglſich, dieſen Ruͤckerſatz zu leiſten , ohne fich

wehe zu thun ?
Waͤre die hohe Schule in den Beſtitz ihrer uͤber —

rheiniſchen Guͤter wieder eingeſetzt worden , ſo bliebe

hieruͤber wohl kein Zweifel uͤbrig , allein ! dieſes war

niht der Fall ; und die hehe Schule mußte nicht nur

fortan die verlornen , bedeutenden jaͤhrlichen Revenuͤen

entbehren , ſondern ihre Lage wurde durch die damali —

gen langen Kriegsjahre , und die damit auf ihren
Guͤtern vermehrten Ausgaben immer bedraͤngter .

Haͤtte die hohe Schule unter dieſen Umſtaͤnden

die ihr unverzinslich vorgeſchoſſenen 6000 fl . zurͤck⸗

zahlen muͤſſen , ſo haͤtte dieſer Vorſchuß offenbar nicht
nur aufgehoͤrt , eine Wohlthat fuͤr ſie zu ſeyn , ſondern

derſelbe waͤre vielmehr durch die Nothwendigkeit , den —

ſelben aus ihrem Stammvermoͤgen zurückzuzahlen ,

aͤuſſerſt beſchwerend , und nachtheilig fuͤr ſie geworden .

Es ſcheint auch , daß der Kaiſerliche Hof und die

Schwaͤbiſch - Oeſtreichiſchen Staͤnde dieſe Cabe von dies

fer Seire betrachtet haben , weil nicht nur eine , zwey

Jahr ſpaͤter auf — Weiſe, und aus gleicher Ver⸗

anlaſſung bew

e Summe die Benennung Aushilfs —

beytrag erhielt , ſondern weil die hobe Schule niemals

zur Ausſtellung einer Schuldurkunde über dieſen Vor —⸗

ſchuß augehalten wurde , und weil endlich , waͤhrend deg

ſo langen Zeitraums bis gur Abrtretung des Landes
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Breisgau , von der hohen Schule dieſer Vorſchuß niemals

zuruͤckverlangt wurde .

Ein Hauptbeweis aber , daß es die Abſicht und

der Wille des Kaiſerlich - Oeſtreichiſchen Hofes und der

Schwaͤbiſch- Oeſtreichiſchen Staͤnde war , der hohen
Schule den fraglichen Vorſchuß nachzulaſſen , und daß
derſelbe auch ſo angeſehen wurde , ſcheint in dem Um⸗

ſtand zu liegen , daß auch bey der Uebergabe deg Lan -

des Breisgau an den Herzog von Modena derſelbe
von feiner Seite her in Auregung gebracht worden iſt .

Wenn nun die hohe Schule , und zwar nicht mit

Unrecht , behauptet , der zufaͤllige Umſtand , daß der

fragliche Poſten dem Großherzoglichen Commiſſarius von

Bayern und Würtemberg alg acuvum aufgerechnet wor -

den ſey , keine Zahlungsverbindlichkeit fuͤr ſie begruͤnde ,
und ihre Einwendungen nicht entkraͤfte , ſo ſcheint die

ſes um ſo eher zugegeben werden zu muͤſſen , als dieſe
Aufrechnung wohl nicht Statt gehabt haben wuͤrde ,
wenn die Sache naͤher eroͤrtert , und vorzuͤglich die

Univerſitaͤt hieruͤber gehoͤrt , oder einvernommen wor —
den waͤre .

Da uͤbrigens wegen des erſt im Jahr 1820 erha ' “⸗
tenen Dotations⸗ - Zuſchuſſes aus den von der hohen
Schule angefuͤhrten Gruͤnden eine Zahlungsverbindlich —
keit fuͤr diefelbe nicht wohl hergeleitet werden kann ,
da ferner die fragliche Forderung in dem Haushalt
der Amortiſatinoskaſſe , wo ſie wahrſcheinlich bisher

unter dem ſehr zweifelhaften Poſten nachgefuͤhrt wurde ,

keine Sirung verurſachen duͤrfte , ſo glaubt die Com —

miſſton in Erwaͤgung aller dieſer Gruͤnde auf Willfah
tung Der Bitte der hohen Schule zu Freyburg antra

gen zu muͤſſen .

ox



Sechs und fuͤnfzigſte Sitzung .

Karlsruhe , den 4 . Januar 1823 .

Gegenwaͤrtig :

Die bisher erſchienenen Mitglieder , mit Ausnahme :

Sr . Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Leopold und

Maximilian zu Baden ,

Sr . Durchlancht , des Herrn Fuͤrſten von Fuͤrſtenberg ,

der Herren Staatsminiſter , Frhrn . v. Berſtett und

v. Berkheim ,

des Herrn Generallieutenants v. Schaͤffer ,

des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner ,

des Herrn Staatsraths , Frhrn . v. Baden ,

des Herrn Staatsraths , Frhrn . v. Zyllnhardt , und

des Freyherrn v. Gemmingen - Treſchklingen .
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Unter dem Vorſitz

des dritten Vicepraͤſidenten , Oberhofmarſchalls Irhrn .

v. Gayling .

Der Vicepraͤſident legte eine Mittheilung der

zweyten Kammer in Betreff des Staatshaushalts pro

18 ° % vor ;

Beylage Ziffer 142

und

Unterbeylage zu Ziffer 142 .

Die Kammer

beſchloß :
dieſelbe an die Budgets Commiſſion abzugeben .

Die Discuſſion uͤber den Bericht der Petitions⸗

Commiſſion wegen einer Forderung an die Univerſttaͤt

Freyburg wurde hierauf eroͤffnet .

Frhe . v. Tårfheim : Die Univerfitåt Freyburg
fann in der vorliegenden Angelegenheit , in welcher ſie

die Verwendung der Hohen Kammer in Mnfpruh nimmt ,

die zuverfichtliche Hoffnung eines guͤnſtigen Erfolgs

auf eine doppelte Eigenſchaft gruͤnden , in welcher ſie

hier erſcheint ; einmal als Parthey , welche aus Gruͤn⸗

den des Rechts und der Billigkeit von einer an ſie

gemachten Forderung der Staatskaſſe entbunden zu wer —

den verlangt ,— und ſodann , wenn auch in Beziehung

auf dieſes Verhaͤltniß je noch ein Zweifel uͤbrig blei —

ben koͤnnte , als Staatsanſtalt , welcher der Staat ,

abgeſehen von Rechtsgruͤnden , am Ende doch zu Huͤlfe

kommen muͤßte, wo ihr etwas zugemuthet wird , was

zu leiſten ihre Huͤlfsmittel , ohne Gefaͤhrdung ihrer

Beſtimmung , nicht hinreichen .
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Wag in ihren Verhaͤltniß als Partey gegen
die Staatskaſſe fuͤr ſie ſpricht , iſt von dem Hexrn
Berichtserſtatter ſo klar und vollſtaͤndig vorgetragen worz

den , daß ich nur noch einige beſondere Umſtaͤnde an —

fuͤhren will , welche zur vollſtaͤndigen Wuͤrdigung der

an ſie gemachten Forderung ng dienen .

Es iſt actenmaͤßig und anerkannt , daß das Motiv zu
den , von den ſchwaͤbiſch -oͤſtreichiſchen Staͤnden der Uni —

verſitaͤt Freyburg bewilligten , Aushuͤlfen kein anderes ,
als der Verluſt ihrer Einkuͤnfte in dem Elſaß war ,

wodurch ploͤtzlich ihre Exiſtenz bedroht wurde . Im
Jahre 1793 , als die kaiſerliche Armee im Elſaß ſtand ,
und man deſſen vollſtaͤndige Beſetzung erwartete , wurde

ſich in der kaiſerlichen Genehmigung der Aushuͤlfe des

Ausdrucks , unverzinslicher Vorſchuß bedient ; in dem

folgenden Jahr , als jene Hoffnung aufgegeben war ,
hieß es blos Aushuͤlfe . — Die Abſicht war Augen —
ſcheinlich beidemale dieſelbe , — die natuͤrliche Bedin —

gung , unter welcher die Aushuͤlfe allein Vorſchuß wer —
den konnte , die Wiedererlangung der elſaßiſchen Be —

ſitzungen . Dieſe wurden nicht wieder erlangt , die

Univerſitaͤt gieng mit dem Breisgau an einen neuen Lans

desfuͤrſten , den
- m von Modena , uͤber, — waͤh⸗

rend Schwaͤbiſch — — welches die Aushuͤlfe
gegeben hatte , dem iae lieb ; gleichwohl wurde nie

an eine Forderung gedacht . Erſt nachdem das Breis —

gau an Baden , Schwaͤbiſch⸗Oeſtreich an Baiern und

Wuͤrtemberg gekommen war , und man in den Acten

von 1793 den Ausdruck , Vor ſchuß gefunden hatte , ließ
ſich bey einer zwiſchen den drey Staaten gepflogenen
Auseinanderſetzung , der Badiſche , der Verhaͤltniſſe un —

kundige , Commiſſarius den ſogenannten Vorſchuß im

Jahr 1793 von 6000 fl . als Actirum aufbuͤrden , und

blog darum , weil dieß nun einmal geſchehen iſt , ſoll
die Univerſitaͤt , welche fuͤr dieſes Verſehen nichts kann ,

— ⏑⏑⏑ . —
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und vorher nicht befragt worden war , — welche bey

der fortdauernden Entbehrung der fruͤher aus dem

Elſaß bezogenen Einkuͤnfte ſpaͤter, als die Unterſtuͤtzun⸗

gen ausblieben , Schulden machen mußte , jet die

auf ihrer Namen in den Buͤchern der Amortiſations⸗

kaſſe laufenden 6000 fleazahlen .
Es wurde endlich , bey der Unmoͤglichkeit baarer

Zahlung , der Vergleichsvorſchlag gemacht daß das

Aerarium auf dieſe 6000 fl ; die Univerſitaͤt dagegen

auf eine im Rechtsweg gegen erſteres betriebene Ent⸗

ſchaͤdigungsforderung , wenn ich nicht irre von roooo fi . ,

fuͤr entzogene Freyheiten eines vom Staat erkauften

Gutes verzichten ſolle .

Ohne in das Detail dieſer Entſchaͤdigungsforde —

rung einzugehen , bemerke ich nur , daß die Univerſi⸗

taͤt von dem Aerarium ein Gut erkauft , oder gegen

ein Geldeapital uͤbernommen hatte , daf ilir bey die⸗

fem Kauſe Frohnde und andere Freyheiten imit in

Anrechnung gebracht , ſpaͤter aber aufgehoben wur⸗

den , und Daf niht zweifelhaft it , ob die Staatčanz ,

ftat bey Ddiefem Handel mit dem Gtaate verkuͤrzt wor⸗

den ſeye , ſondern nur , ob ſie auf dem Weg Rechtens

Schadloshaltung erlangen koönne ? bii

Zweymal iſt nun die Univerſitaͤt von Seiten

des hohen Staatsminiſteriums ſelbſt aufgefordert wor —

den , fih au erklaͤren , ob ſie auch die Fragliche Ent⸗
ſchaͤdigungsſorderung gegen Nachlaß Der 6800 ufl . ſo⸗

genaunten Vorſchuß der Schwaͤbiſch⸗Oeſtreichiſchen Staͤnde

verzichten wolle ? Eine ſolche Aufforderung ſollte denn

doch nach der unter Privaten geltenden Regel feh

als verbindtiches Vergleſchſsanerbieten , von Zeiten des

proponirenden Theils , betrachtet werden : Bedemale

hat ſich die Univerſitaͤt dazu berelt erklaͤrt , und jedes .

mal wurde hierauf die Propoſition , auf Veranlaſſung

des Finanzminiſteriums , welches die 6000 fl . nun
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einmal nicht ausſtreichen zu wollen ſcheint , nach der

Beyſtimmung des andern Theils wieder zuruͤckgenom⸗
men . Ich enthalte mich aler weitern Betrachtungen
uͤber dieſe Thatſachen .

Nun aber , abgeſehen davon , daß es gegen Recht
und Billigkeit iſt , von der Univerſitaͤt dieſe 6000 fl .
zu fordern , — ſie kann ſie nicht zahlen , die Staats —

anſtalt , welcher man im Fall des Beduͤrfniſſes doch
aus allgemeinen Mitteln zu Huͤlfe kommen muͤßte ,
iſt unvermoͤgend , ſie der Staatskaſſe zu erſetzen . Sie

hat , nachdem ſie lange muͤhſam mit dem Ueberreſt ih —
rer ehemaligen Einkuͤnfte eine kuͤmmerliche Exiſtenz ge —

friſtet hatte , vor zwey Jahren aus der GStaatskaſſe
einen jaͤhrlichen Zuſchuß von 15,000 fl. erhalten , aber

nicht růckwaͤrts bis in den Zeitpunkt des Verluſts der

Elſaͤßer Beſitzungen , auch nicht um Schulden zu be —

zahlen , ſondern zu literaͤriſchen Zwecken ; es wurde
ein Etat daruͤber vorgelegt , derſelbe genehmigt , und

dieſem nach uͤber den ganzen Zuſchuß zu neuen Mug -

gaben disponirt ; ſie hat nichts davon uͤbrig , ſie befin⸗
det ſich uͤberdieß als Guͤterbeſitzerin bey dem auſſer⸗

ordentlichen Druck der gegenwaͤrtigen Zeiten ſelbſt im

Laufenden nicht gedeckt , wenn gleich in ihrem Normal —

Etat Einnahme und Ausgabe im Gleichgewicht ſtehen ;
ſie iſt alſo eher im Fall , Schulden zu machen , als ab —

zuzahlen , und ſelbſt , wenn irgend ein Richter ſie zur

Zahlung der 6000 fl . verurtheilen koͤnnte, ſo muͤßte
ſie als Anſtalt des Staats von dieſem ihrem angebli —⸗
chen Glaͤubiger die Mittel verlangen , ihn ſelbſt zu

befriedigen .
Nach allem dieſem glaube ich , darauf antragen

zu muͤſſen , daß die hohe Kammer die Vorſtellung der

Univerſitaͤt mit dringender Empfehlung aus dem Ge —

ſichtspunkte des Rechts und der oͤconomiſchen Unver —
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t moͤgenheit dem Großherzoglichen Staats miniſterium
ts uͤbergebe .
u

Frhr . v. Weſſenberg : Ich haͤtte ſehr gewuͤnſcht,
t daf ein Herr Regierungscommiſſaͤr hier auweſend waͤre,

fs um úber die Thatfachen fich zu åufern , die der Com -

z miſſionsbericht darſtellt , und die der Here Curator der

h Univerſitaͤt , Frhr v. Tuͤrkheim , ſo eben noch mehr ins

Licht geſetzt hat . Die Nichtanweſenheit eines Regie⸗

e rungscommiſſaͤrs , obgleich die { hon in unſerer letzten

Sitzung Anweſenden zur Ertheilung ſolcher Auskunft
aufgefordert wurden , machen es mir indeſſen wahr⸗
ſcheinlich , daß ſie gegen jene Thatſachen nichts Erheb⸗

liches vorbringen koͤnnten . Haben aber dieſe Thatſachen

ihre Richtigkeit , ſo ſcheint mir dieſe Sache ſehr klar .

Der Vorſchuß der oͤſtreichiſchen Regierung war kein

Darlehen , ſondern augenſcheinlich nichts als eine

Deckung des Deficits , welches die franzoͤſiſche Revolution

der Univerſitaͤt durch den Verluſt ihres betraͤchtlichen
Einkommens im Elſaß verurſacht hat . Dieß wird noch

durch den Umſtand beſtaͤtigt , daß mehr als einmal

ein ſolcher Vorſchaß bey der Fortdauer des Deficits

geſchehen iſt . In der That iſt es ſchwer zu begreifen ,

wie der Badiſche Commiſſaͤr bey der Verhandlung der

vorderoͤſtreichiſchen Landesſchulen ſich einen dieſer Vor —

ſchuͤſſe pr 6000 fl. als eine Activforderung des Staats

hat koͤnnen aufrechnen laſſen . Allein in keinem Fall

waͤre es gerecht , dieſen Mißgriff der Univerſitaͤt zum

Nachtheil gereichen zu laſſen . Waͤre ſie befragt wors

den , ſo haͤtte die von ihr ertheilte Auskunft uͤber den

wahren Thatbeſtand ohne Zweifel den Mißgriff ſelbſt

verhindert . Nach dieſen rechtlichen Verhaͤltniſſen ſtimme

ich dafuͤr : daß die Anforderung an die Univerſitaͤt
von der hohen Kammer får unbegruͤndet erklaͤrt, und

dieſe Erklaͤrung ſofort der zweyten Kammer mitgetheilt
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werde , um fie dann , nach ihrem nicht zu bezwelfelnden
Beytritt als Beſchluß der Staͤndeverſammlung an die

Regierung gelangen zu laſſen .

Frhruv . Falkenſtein erklaͤrt , daß er unter die
Motive des Commiſſionsantrags mehrere Rechts —

gruͤnde , und ins beſondere die wohl durchzufuͤhrende
Behauptung , daf , menn irgend bier von einem Daro

lehen und von einem Schuldner die Rede ſeyn koͤnne,
ſolcher Schuldner nicht die Univerſitaͤt , ſondern der

Kaifer fey , nur Darum nicht aufgenommen habe ,
weil diefetbe fh eher gur Geltendmachung yor cinem

Tribunal , alg vor der Kammer eigneten , und weil

Dte uͤbrigen Gruͤnde ſchoͤn entfcheldend genug der Pe -
tition dad Wort fpråchen .

v. Rotteck : Die gruͤndliche Darſtellung , welche
der verehrte Herr Berichtserſtatter von dem Stand

der hier vorliegenden Sache gegeben , und der edle ,

preiswuͤrdige Eifer , womit der Herr Curator der Uni —

verſttaͤt Freypurg die Rechte des , ſeiner naͤhern Jir -
ſorge anvertrauten , Gemeinweſens vertheidiget , und in

ſonnenklares Licht geſtellt hat , entheben mich der Ver —

pflichtung / noch ein Weiteres daruͤber zu ſprechen , ob —

wohl ich in der Eigenſchaft als Abgeordneter der Uni —

verfitát Freyburg dazu eine - befondere Mufforderung
gehabt bätte . . Jh frene mid defen aug einem zwe -

fachen Grundes einmal , weit i lieber von allge -
meinwen Dingen fpreche , alg pon fokben , die nici -

ner eigenen : Perfon nåher liegen , oder die Intereſſen
eines Koͤrperss , dem ich eng verbunden bin , betref -
fen , und dann , weil der eben vorliegende Gegenſtand
nur truͤbe und niederſchlagende Betrachtungen in mir

erwecken koͤnnte . Wohl darf ich mich nun der Hoff —
nung uͤberlaſſen , daß die hohe Kammer aus den ihr
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dargeſtellten Umſtaͤnden die Gerechtigkeit der von Der

Univerſitaͤt Freyburg eingelegten Bitte erkennen , und

davon uͤberzeugt ſeyn wird , es ſey ſelbſt in dem Fall ,

wenn durch eine kuͤnſtliche oder gezwungene Deutung

dem in Frage ſtehenden Geſchaͤfte die Eigenſchaft eines

der Univerſitaͤt gemachten Vorſchuſſes koͤnnte beyge⸗

legt werden , gleichwohl unvereinbar mit dem Ruhm

einer großmuͤthigen , den Wiſſenſchaften holden , die

Billigkeit nicht minder als das ſtrenge Recht ehrenden

Regierung , einen ſolchen Vorſchuß unter den obwal⸗
tenden Umſtaͤnden wieder zuruͤckzufordern . Aber noch

unabweislicher erſcheint die Bitte um Loszahlung , wenn

man aus der unbefangenen Wuͤrdigung des Thatbe —

ſtandes entnimmt , daß hier eigentlich nicht ein Vor —

ſchuß , ſondern eine Aushuͤlfe begehrt und bewilligt
ward , und daß der Ausdruck „ unverzinslicher
Vorſchuß, “ welcher in dem kaiſerlichen Annahms —

Decret an die Gtånde enthalten if , mwenn irgendeine ,

hoͤchſtens die Wirkung haben Éônnte , den Kaifer ,

nicht aber die Univerſitaͤt zum Schuldner der Staͤnde

zu machen . Ged an Privaten oder an Koͤrperſchaf⸗

ten zu leihen , waren die Gtånte niht gewohnt , mwobl

aber an den Kaiſer und dieſer , ( welchem die , auch
ſtets großmuͤthig erfuͤllte Pflicht , die Univerſitaͤt zu

erhalten , oblag, ) behielt ſich ſelbſt in dem Annahms —

Decret noch weitere , aͤhnliche Vorſchuͤſſe vor ,

wenn ſie noͤthig werden ſollten . Daß nun die Abrech⸗—

nung mit dem Kaiſer nicht erfolgt iſt , beruͤhrt die

Univerſitaͤt Freyburg nicht ; ſie hat das Geld nicht
als Darlehen empfangen , und keine Schuldurkunde
ausgeſtellt . Mit Recht hat der Herr Berichtserſtatter
von dieſem Umſtande , deſſen Ausfuͤhrung ſich eher vor

ein Tribunal als vor die Kammer eignet , keine

weitere Erwaͤhnung gethan ; aber es mag derſelbe we —

nigſtens ſo viel beweiſen , daß das Conſiſtorlum , wenn
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es auf dem Wege dieſer Petition nicht zur Erfuͤllung
ſeines Begehrens gelangen ſollte , pflichtgemaͤß , weil

zur Wahrung der Intereſſen und der Rechte der ihm
anvertrauten Univerſitaͤt eigens berufen , ſelbſt vor dem
Tribunal dieſelbe vertheidigen muͤßte. Ein ſolcher
Rechtsſtreit koͤnnte unmoͤglich der hohen Regierung an -

genehm ſeyn , und auch die Univerſitaͤt wuͤrde dieſen
Weg nur trauernd betreten , weil allerdings die Noth —
wendigkeit , es zu thun , erklaͤrbar nur durch eine
wider ſie obwaltende , unguͤnſtige Stimmung , fuͤr fie
weit ſchmerzlicher ſeyn wuͤrde , als der Verluſt einer

zehnmal groͤßern Summe .

Sn Mnfepung der Form , in mwelher der Petition
àu entſprechen ſeyn moͤchte , ſtimme ich dem Antrage
des Herrn Staatsraths v. Tuͤrkheim , als dem fuͤr jetzt
vollkommen und allein geeigneten , durchaus bey . Wohl
erkenne ich mit Dank die edle Abſicht des Herrn Bis -

thumsverweſers bey ſeinem Vorſchlage , die Sache auch
an die zweyte Kammer gelangen zu laſſen . Allein auſ⸗
ſerdem , daß ich glaube , ſchon die oͤffentliche Beſpre —
chung der Sache an und fuͤr ſich werde hinreichen , die —

ſelbe zum Ziele zu fuͤhren , und außerdem , daß billig
Anſtand zu nehmen waͤre, durch eine ſo liquide , da —

bey im Betrag nicht ſehr bedeutende Sache , die in je —
der Stunde fuͤrs Land koſtſpieligen Arbeiten beider

Kammern mehr als unumgaͤnglich noͤthig iſt , in Mne

ſpruch zu nehmen , iſt noch zu bemerken , daß das ſchnell
heranruͤckende Ende des Landtags , und die noch vor —

liegende große Menge unerledigter und hochwichtiger
Geſchaͤfte bey der zweyten Kammer derſelben kaum die

Zeit laſſen werde , mit dieſer Petition ſich zu beſchaͤf⸗—
tigen . Sie bliebe alſo ganz auf ſich erliegen ,
gerade durch das Mittel , das man zu ihrer kuͤnftigen
Durchfuͤhrung gewaͤhlt haͤtte. Uebrigens wuͤrde in dem

ſchlimmſten , doch kaum glaublichen Falle , wenn naͤm⸗
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tich die Fuͤrſprache der hohen Erſten Kammer allein die

Streichung der Forderung bey der Hopen Regierung

nicht bewirken ſollte , eine abermalige , durch beide Kam —

mern laufende , Verhandlung der Sache am naͤchſten

Landtage noch immer geſchehen koͤnnen .

Zachariaͤ : Ich ſage zuvoͤrderſt der hochverehrli⸗
chen Verfammlung den ſchuldigen Dank fuͤr die Auf -

merffamteit , welche fie får meine Bitte gehabt hat , die

Berathung Åber den vorliegenden Gegenftand big zu der

heutigen Sitzung auszuſetzen . Meine Abfiht bey Die -

fer Bitte war die , ùber die Gahe defo unterrichteter

abzuſtimmen . Auch wuͤnſchte ich mir das Vergnuͤgen

zu bereiten , die Angelegenheit der Univerſitaͤt Freyburg
als die eigene zu vertheidigen .

Der Fall , von welchem die Bittſchrift handelt , iſt

ſehr einfach . In den goer Fahren deg vorigen Fahr -

hunderts bewilligten die Schwaͤbiſch⸗Oeſtreichiſchen Staͤn⸗

de mit Zuſtimmung des Kaiſers , der Univerſitaͤt Frey -

burg einen unverzinslichen Vorſchuß , oder eine Bey⸗

huͤlfe von 6000 fl . Abſichtlich laſſe ich vie rechtliche
Natur dieſer Bewilligung noch unbeſtimmt . Dieſe

6000 fl . fordert jetzt die Badiſche Regierung zuruͤck.

Die Hauptfrage iſt die , ob mit Recht ?
Nun kann und will ich nicht bergen , daß uns al⸗

lerdings 3 Haupturkunden fehlen , um ein rechtlich ge⸗

nuͤgendes Urtheil uͤber dieſe Sache zu félen . Wis haz

ben nicht

Erſtens : Das Schreiben , in welchem die Uni —

verſitaͤt um jene Bewilligung batz eben ſo wenig ha —

ben wir

Zweytens : Den Beſchluß der Staͤnde , welcher
die Bewilligung enthielt , und endlich

Drittens fehlt uns auch die Urkunde , in wel —

cher der kaiſerliche Hof die Bewilligung annahm , oder
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beſtaͤtigte. Indeſſen , da die Thatſachen , welche in der
Bittſchrift angefuͤhrt werden , ſchon deßwegen Glauben

verdienen , weil ſie von einer oͤffentlichen Anſtalt be —

hauptet und bezeugt werden , da der verehrte Curator
der Univerſittaͤt dieſelben Thatſachen beſtaͤtigt , ſo ſcheint
mir der Abgang jener Urkunden die Unterſtuͤtzung der
Bitte nicht verhindern zu koͤnnen .

Anlangend die Sache ſelbſt , ſcheint mir die For —
derung der Regierung an ſich allerdings rechtlich be —
gruͤndet zu ſeyn . Nach dem eigenen Anfuͤhren der

Univerſitaͤt genehmigte der kaiſerliche Hof die Bewilli —

gung der Staͤnde als einen „ unverzinslichen Vorſchuß . “
Man muͤßte auf die gebrauchten Worte uͤberall kein

Gewicht legen , oder ihnen Gewalt anthun , wenn man
die 6000 fl . nicht fuͤr ein Darlehen halten wollte .

Aber eben ſo richtig duͤrfte es wohl ſeyn , daß ,
nach den in der Vorſtellung angefuͤhrten Umſtaͤnden, die

Ruͤckzahlung des Darlehens von der Bedingung abhaͤn —⸗

gen folte , daß die Univerſitaͤt wieder zu dem Beſitze
der Einkuͤnfte gelangte , die ſie aus dem Elſaß bezo —
gen hatte . Dieſe Bedingung iſt bis jetzt nicht einge —
treten , mithin kann auch die Univerſitaͤt noch zur Zeit
nicht zur Ruͤckzahlung angehalten werden .

Vielleicht koͤnnen ſtrenge Civiliſten , — wie es

deren wohl gibt , — gegen dieſes Reſultat Einwendun —

gen machen . Indeſſen glaube ich nicht , daß man ge —
gen eine Anſtalt , wie die Univerſitaͤt Freyburg , in Faͤl —
len dieſer Art die ganze Strenge des Rechts anwen —

den ſollte . Auch ſagen ja die Rechte ausdruͤcklich, daß
man einen jeden Vertrag nach dem vermuthbaren Wil -

len der Parteyen auslegen ſolle .

Ich habe uͤbrigens nur den Hauptpuneét her —
qausgehoben . So kann ich z. B . nicht der Behaupt —
tung beytreten , als ob nicht die Univerſitaͤt Freyburg ,
ſondern der Kaiſer , als welcher die Bewilligung an —
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Der genommen habe , der Schuldner ſey . Denn befannt -

ben lich wurde ein Landtagsſchluß nur durch die Zuſtim —

Bei mung des Fuͤrſten rechtskraͤftig .

siog Nach allem dieſem verſteht es ſich von ſelbſt , daß

idt meine Meinung nur dahin gehen Fönne , vag die Borz

Der ftefung der Uniyerfitát Freyburg von der Kammer zu

unterftigen fey . Die Gtreitfrage ift alein die , ob

or- fie blog mit einer Empfehlung an dag Staatgminifte =

be⸗ rium abzugeben , oder ob ſie mit einer , an Se . Koͤ⸗

der nigliche Hoheit gerichteten , Vorſtellung zu begleiten ,

is und daher zuvoͤrderſt der zweyten Kammer mitzuthei⸗

. “
len ſey .

Waͤre ich nun auch ein Zoͤgling , oder ein Lehrer , oder

äh der Curator Der Univerſitaͤt Freyburg , ſo wuͤrde ich doch
als Mitglied der Regierung nicht fuͤr den Antrag der

aß, Univerſttaͤt ſtimmen koͤnnen , ſo bald er nur auf dem

die eritern Wege an die Regierung gelangte .

an⸗ Denn die in Fage ſtehende Forderung iſt ein an

ige die Amortifationskaſſeüberwieſenes Activum . Nur

zo⸗ dann aber duͤrfte die Regierung berechtigt ſeyn , eine

ge - ſolche Forderung ſchlechthin oder vergleichsweiſe zu er -

ejt lafen , mwenn fie rie Zuftimmung der Kammern erhal -

ten hat . Man erwaͤge die Folgen , zu welchen es fuͤh—

es ren koͤnnte , wenn die Kammern der Regierung in die —

in - fer Vezichung ein grófereg Redt beplegten .

ge - Ich muß mich daher fuͤr die zweyte Art der Un —

ál - terſtuͤzung , oder fuͤr den Vorſchlag des Herrn Vig -

en⸗ thumsverweſers , Frhrn . v. Weſſenberg , erklaͤren .

ağ |

il⸗ v. Rotteck : Ich erinnere den verehrten Red -

ner an den Umſtand , daß das Staatsminiſterium ſchon

ets zweymal der Univerſitaͤt den Antrag gemacht hat ,

jf
die befagte Forderung gegen eine andere , von dem

rg , Herrn Staatsrath v. Tuͤrkheim in ſeinem Vortrag be —

ii - ſchriebene , Gegenforderung aufzuheben . Es iſt dabey



ros e

ERANA EW í Wd:

30° Protofofle der Erften Rammer .

gewig niht uͤber die Graͤnze ſeiner Befugniß hinaus —⸗

getreten . Der Umſtand , daß eine an und fuͤr ſich nich —

tige Forderung der Amortiſationskaſſe uͤberwieſen wird ,
kann das Recht oder die Schuldigkeit der Regierung ,
von derſelben abzuſtehen , ſo bald ſie darin Nichtigkeit
erfennt , nicht aufheben , cder von der Bedingung des

Buftimmeng beider Kammern abhångig machen . Wie

oft und vielfåltig wirden font die Kammern mit fol -
hen Dingen bepeliget werden ! Håtte die Regierung
iþren gweymal gemachten Antrag niht wieder zurůds

genommen , fo wåre die Sache gar nicht vor die Kam -

mern , weder vor die Erfte , noch vor die zweyte , gekom —
men . JH mwicderhole daher meinen Antrag , weil ich
ihn , wegen Dringlichfeit und Kérge der Zeit , fùr
den einzigen , dem Zweck entſprechenden , halte . Sonſt
wuͤrde ich mit Freude die Sache an die zweyte Kam —

mer gehen ſehen . Noch nie habe ich derſelben einen

Berathungsgegenſtand vorzuenthalten geſucht , und wuͤr —

de es am weunigſten bey dem vorliegenden thun .

Frhr . v . Tuͤrkheim : Ich wuͤrde mich mit Ver —

gnuͤgen dem Antrage anſchließen , eine , an Se . Koͤnigl .
Hoheit gerichtete , Vorſtellung der zweyten Kammer zum

Beytritt mitzutheilen , wenn ich nicht beſorgen muͤßte ,
daß die dadurch nothwendig werdenden Foͤrmlichkeiten ,

bey der Maſſe noch zu bearbeitender Geſchaͤfte , und dem

nahe bevorſtehenden Schluſſe des Landtags , dort keine

Erledigung der Sache mehr geſtatten werden . Blos

aus dieſem Grunde habe ich den kuͤrzern Weg der em —

pfehlenden Mittheilung an das Großherzogliche Staats —

miniſterium vorgeſchlagen . Die Sache ſpricht uͤbrigens
ſo ſehr fuͤr ſich ſelbſt , daß die Univerſitaͤt ſchon da —⸗

durch , daß dieſelbe hier zur Sprache gebracht worden

iſt , nach meiner Ueberzeugung Alles gewonnen hat .

Auf die geaͤuſſerte Bedenklichkeit , daß die Regie —



82

rd ,

ig,
eit

es

zie

ol⸗

ila

Sechs und fuͤnfzigſte Sitzung vom 4. Jan . 81

rung auf die in Frage ſtehende Forderung , weil ſie der

Amoͤrtiſationskaſſe zugewieſen iſt , nicht ohne Beyſtimmung
beider Kammern verzichten koͤnne, bemerke ich nur , daß ,

der Natur der Sache nach , derſelben die Vertretung

der Amortiſationskaſſe in taͤglich vorkommenden rechtli⸗

chen Verhaͤltniſſen nicht entzogen werden , und an eine

ſtaͤndiſche Verhandlung gebunden ſeyn kann . Die Amor —

tiſationskaſſe hat viele zweifelhafte , ſtreitige und inerxi —

gible Poſten in ihren Buͤchern , und unter dieſen ſtehen

gewiß auch die in Frage ſtehenden 6000 fl. Die Ver —

tretung derſelben vor Gericht durch die Fiscalats eom —

miſſton , die Beurtheilung ihres rechtlichen Fundaments ,

und die Abſchließung von Bergleihen muf der Regie -

rung ġberlaffen werden , und wid auch tn Dåufig vor -

kommenden Faͤllen wirklich von ihr beſorgt . Indeſſen

wuͤrde ich ſehr wohl zufrieden ſeyn , wenn die Bitte

an die Regierung dahin geſtellt wuͤrde , entweder

auf die fragliche Forderung zu verzichten , oder

wenn ſie Anſtand naͤhme , es fuͤr ſich allein zu thun ,

wenigſtens die Eintreibung bis zum naͤchſten Landtage

zu verſchieben , wo ſodann die Sache auf dem Wege

der in beiden Kammern zu pflegenden ſtaͤndiſchen Be —

rathung erledigt werden moͤge .

Frhr . v. Weſſenberg : Der Herr geh . Hof —

rath Zachariaͤ hat die wahren Gruͤnde , die mich zu

meinem Anirage geleitet Haben , richtig auggefprochen .

Ich gieng dabey von der Ueberzeugung aus , daß der

bezeichnete Weg am leichteſten und ſicherſten ans RIGI

fúhren werde . , Dief glaube ih noh . Wenn jedoch
der hier anmefende Curator der Univerfitåt , der mit fo

warmem Yntereffe ihrer Sache fich annimmt , und das

verehrte Mitglied der hohen Schule , das in unſerer

Mitte ſitzt , beharrlich dafuͤr haͤlt, daß der Weg der

bloßen Empfehlung an das Staatsminiſterium eben ſo

Protokolle der 1. Kammer . ar Vd. 6
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leicht und noch baͤlder zum Ziele fuͤhre; ſo beſtehe ich
keineswegs auf meinem Antrage . Denn mir iſt ledig —
lich darum zu thun , daß dem gerechten und billigen
Anſuchen der Univerſitaͤt entſprochen werde , und zwar

ſowohl aus den angefuͤhrten Rechtsgruͤnden , als wegen
des oͤconomiſchen Zuſtandes der Lehranſtalt . Denn es

iſt beiden Kammern aus fruͤhern Verhandlungen wohl
bekannt , daß der Etat der Univerſitaͤt es ihr nicht
moͤglich machen wuͤrde , die Ruͤckzahlung der fraglichen
6000 fl . zu leiſten , indem der ihr bewilligte Zuſchuß
gerade deßwegen verwilligt wurde , um ihr damals er -

wiefeneg Deficit zu deden .

v. Rotteck erklaͤrt , daß er hier niht nach einer

erhaltenen Inſtruction , ſondern lediglich aus eigener

Ueberzeugung geſprochen .

Ser Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v . Loͤwenſtein ,
pflichten den fruͤhern Aeußerungen bey , daß das Recht
der Univerſitaͤt hinſichtlich der , an ſie gemachten , Sor -
derung feinem Zweifel unterliege , und glauben eben -

fals , daf die RKúrze deg jet noch Dauernden Landtags
feinen andern , alg den von dem Frýrn . v, Túrfheim
bezeichneten , Weg zu Willfahrung der vorliegenden Pez

tition erlauben môchte .

Frhr . v. Falkenſtein tritt dieſer Anſicht bep ,
und behauptet wiederholt die Unbedenklichkeit der Strei —

chung der befragten Forderung , ſowohl nach den Eigen —

ſchaften derſelben , als nach den natuͤrlichen und geſetz —
lichen Verhaͤltniſſen der Amortiſationskaſſe .

Zachari a :ͤ Nur deßwegen bitte ich in dieſer Sa —

che noch einmal um das Wort , weil die vorliegende
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ich Streitfrage mit einem allgemeinen Grundſatze unſeres

ig - Verfaſſungsrechtes in der genaueſten Verbindung ſteht .

jen $ h mweif eg feher mohl , dag die Regierung in

var dem Befize deS Rechtes iſt , dber Forderungen , welche

zen an die Amortiſationskaſſe uͤberwieſen ſind , Vergleiche
es abzuſchließen . Aber hier iſt die Frage davon : ob ein

ohl ſolches Recht von der Kammer foͤrmlich anerkannt wer⸗

icht den ſoll ? Einem ſolchen Anerkenntniſſe koͤnnten leicht
hen noch weitere Folgen gegeben werden . Das ſind die

u Bedenklichkeiten , welche mich beſtimmen , den andern

er⸗ Weg , die Mittheilung der Sache an die zweyte Kam

mer , vorzuziehen .

ner Frhr . v. Tuͤrkheim : Unter Beziehung auf die

ner vorhin angegebenen Gruͤnde , aus welchen ich glaube ,

daß der Regierung die Verzichtung auf die fragliche
Forderung , oder , wie die Sache jegt ſteht , die Com —

A penfation mit einer Gegenforderung der Univerſitaͤt uͤber⸗

cht laſſen werden muß , bemerke ich nur wiederholt , daß ,

or⸗ wenn je gegen dieſe Anſicht Zweifel gehegt werden ſoll⸗

en - ten , der Uniyerfitåt Freyburg auch durch die Bitte , fie

g8 bis zum naͤchſten Landtage mit jeder , ohnehin unaus —

im fuͤhrbaren , Capital - oder Zinsforderung zu verſchonen ,
pez hinlaͤnglich geholfen waͤre .

Frhr . v. Weſſenberg : Obſchon ich , bie geſagt ,

ey, auf meinem Antrage nicht beſtehe , ſondern mir auch

ei⸗ den andern Weg , wenn ihn die hohe Kammer vorzieht ,

en - gefallen laſſe , ſo muß ich doch bemerken , daß die Kuͤr —

etz⸗ ze der Zeit unſerer Verſammlung mir als kein hin —

reichender Beweggrund gegen meinen Antrag erſcheine .

Denn nichts hindert , daß dieſe hohe Kammer jetzt nach

5a - dem Antrage den Beſchluß faſſe , und daß ihm dann

de auch ohne große Weitlaͤufigkeit in der zweyten Kam —

mer beyhgetreten werde , da die Sache ſo einfach und

6 s
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klar iſt , daß ſie wohl kaum einer fangen Erörterung
mehr bedarf .

v. Rotteck : Dafuͤr , daß die Regierung ihr Recht ,
inerigible oder nach dem Titel nichtige Forderungen
aufzugeben , nicht mißbrauche , buͤrgt die Verantwort —

lichkeit der Miniſter , und die jeweilige Rechnungsvor —
lage an die Staͤnde . Die Streichung dieſer Forde —
rung wird ſicherlich gebilligt werden von den Kammern .

Daß aber wirklich keine Zeit mehr eruͤbrige zur Mit —

theilung der Sache an die zweyte Kammer , das lehrt
die Geſchaͤftsordnung , welche in ſolchem Falle verlan —

gen wird , daß vorerſt noch in unſerer Kammer der

Wey der Motion eingehalten werde , alfo eine Borbe -

rathung , ein nochmaliger Bericht , eine nochmalige Dis —

euſſton Statt finde , und daß ſonach in der zweyten
Kammer der Antrag an die Abtheilungen verwieſen ,
eine Commiſſion erwaͤhlt , ein Berichtserſtatter ernannt ,
der Bericht erfattet , die Diıgcuffion gepflogen merde ,

Wer nun wei , wie viele Gefhåfte noh vom Som -

mer ber unerledigt bep der zweten Kammer liegen ,
und wie viele Zeit die nicht abweislichen Geſchaͤf⸗
te , namentlich die Geſetzentwuͤrfe , bey ihr noch
in Anſpruch nehmen , der wird meine geaͤuſſerte Be —

ſorgniß gewiß wohl begruͤndet finden .

Auf die vom hohem Praͤſidium geſtellten Fra —
gen

beſchlhoß
die Kammer

1) einhellig
daß der Petition nach dem Antrage der Com —

miffion zu willfahren ſeye ;

2) mit 9 gegen 4 Stimmen :

daß der Antrag des geh . Hofraths Zacharia ,ͤ
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ng die Sahe im Wege einer Motion zu beban
deln , niht anzunehmen , und endlich

3) mit 10 gegen 3 Stimmen

bt, daf Diefelbe Dagegen , nah Des Frhrn , v. Tir

yen beimg Antrage , mit Empfehlung an Dag Ho:
tt he Staatsminiſterium zu uͤbergeben ſey

or: Die Digcuffon úber - die Gewerbeordnung

de⸗ wurde hierauf eroͤffnet .
rn .

tit Frhr . v. Falkenſtein ſchlaͤgt vor , ſchrittweiſe
pt g úber die einzelnen Wånfe der zweyten Kammer zu
Me digcutiren , wobey jedoch unbenommen bliebe , zuerft hber

ver die allgemeine Anfichpt , ber Gewerbe uͤberhaupt , zu

T ſprechen.
—

en Bahari und der Frhr . v . Tuͤrkheim bemer — [0
en , fen , dag die allgemeinen Anſichten gleich beym erſten Ri
nt , Artikel werden vorgetragen werven Fönnen . a
de.
n Badari : Nur deswegen erlaube ih mir bie

G

en , hochverehrliche Verſammlung auf die Wichtigkeit des N
áf ; vorliegenden Gegenſtandes aufmerkſam zu machen , weil Zt
och ich die Nachſicht der Kammer fuͤr einen laͤngeren Vor — pA
jez trag u gewinnen wiufchre . Die zu erórternde Grage X

intereffirt unmittelbar den ganzen gewerbtreibenden —
ra⸗ Stand , alſo mehrere tauſend Familien im Lande , mit — —

telbar den geſammten Staat .

Ich will Einiges uͤber das Geſchichtliche des Ge —

genſtandes vorausſchicken . So wird ſich die dermalen

zu eroͤrternde Frage am beſten herausſtellen . Ich wer

i .
de uͤbrigens , der Kuͤrze wegen , die Gewerbszuͤnfte je —

derzeit Zuͤnfte ſchlechthin nennen .

Die allgemeine Entſtehungsurſache der Zuͤnfte if
der Eigennuntz der Menſchen . Handwerker und Kaufleu —

te , ſuchen die Zahl der Mitwerber zu verringern ihren Era

Aro~
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O
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werb vorzugsweiſe auf ihre Nachkommen zu bringen .
So entſtanden zu allen Zeiten und bey ſo vielen Voͤl—

kern Zuͤnfte oder Kaſten — denn beide unterſcheiden

ſich nur in Beziehung auf die Strenge , mit welcher

ſie denſelben Grundſatz in Anwendung bringen , —

Koͤrperſchaften , deren Zweck ein Alleinhandel iſt . So

entſtanden ſie auch in Deutſchland , waͤhrend des , an

neuen Geſtaltungen ſo reichen , Mittelalters . Wer moͤchte
die Zuͤnfte in dieſer Beziehung ehrwuͤrdige Einrichtun —
gen des Alterthums nennen ?

Doch in Deutſchland hatten die Zuͤnfte noch ei —

nen andern Sinn und Zweck ; ſie waren zugleich poli —

tiſſche Koͤrperſchaften . Faſt in allen Staͤdten des

deutſchen Reiches waren ſie kriegeriſche Genoſſenſchaften
zur Vertheidigung der Stadt gegen auswaͤrtige Feinde ;

ſte waren zugleich Verbindungen , welche dem Adel in

den Staͤdten entgegengeſetzt , endlich faſt uͤberall die

Verwaltung des ſtaͤdtiſchen Gemelinweſens an die Buͤr —

gerſchaft brachten . In ſo fern nehmen die Zuͤnfte eine

der erſten Stellen in der Geſchichte des Aufbluͤhens
des Buͤrgerſtandes ein . Sie brachen die Macht des

Adels , ſchufen einen dritten Stand .

Und da erlaube ich mir ein nicht unbemerkens —

werthes Beyſpiel von der Wandelbarkeit menſchlicher

Dinge , von dem veraͤnderten Geiſte der Zeit heraus —

zuheben . Obwohl kein Feind dem Adet fo tiefe , fo

bleibende Wunden gefhlagen hat , als Die Zûnfte , fo

paben wir doch gehoͤrt, daß der verehrte Herr Berichts -

erſtatter , obwohl ſelbſt von Adel , den Zuͤnften ein ſehr
warmes Lob ertheilte .

Nach und nach , beſonders im fuͤnfzehnten und

ſechszehnten Jahrhunderte , verlor ſich die politiſche Be —

deutung der Zuͤnfte immer mehr und mehr , ob ſie wohl

ſelbſt in einigen Staͤdten des Landes noch jetzt nicht

ganz untergegangen iſt . Dagegen wucherte deſto mehr
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en . das Unkraut , der monopoliſtiſche Geiſt entwickelte ſich

oͤl⸗ deſto unverhohlner . Er wurde nicht mehr durch das

yen beere Princip , durd die Thetlnahme der Bånfte an

jer oͤffentlichen Angelegenheiten niedergehalten , oder ver⸗

— edelt . So entſtanden die zahlloſen Handwerksmiß —

So braͤuche .

an Das zog ſehr bald die Aufmerkſamkeit der Regie —

X rungen auf ſie . Man ſuchte jene Mißbraͤuche abzuſtellen .

in⸗ Endlich legte man ſich auch die Frage vor : wozu denn die

Zuͤnfte dem Staate nuͤtzten? Und man glaubte ſie end⸗

ei⸗ lich nur als polizeyliche Anſtalten beybehalten zu

fie koͤnnen, oder beybehalten zu muͤſſen. Fn dieſem Geiſte

es arbeitete man nunmehr an der Verbeſſerung des Zunft⸗

en wefng , balo mit mehr , bald mit weniger Glif . Ardh

e ;
die Schrifiſteller bemaͤchtigten ſich der Aufgabe . Die

in Zahl der Aerzte und die Manichfaltigkeit der ange —

die wendeten und vorgeſchlagenen Heilmittel ſchien auf den

ip - nahen Tod des Kranken hinzudeuten . In der That

ne wurden auch in einigen Staaten die Zuͤnfte gaͤnzlich

ng aufgchoben . So felt fich alfo die Streitfrage Der -

es malen ſo :
Soll der Staat vollkommene Gewerbefreyheit

$ - verftatten , mit Borbehalt der Ausnahmen , wel-

er che in beſondern Faͤllen , aus beſondern Gruͤn⸗

g - den , nothwendig feyn fönnen ? oder

fo
Sol der Staat die Gewerbe feiner unmittelba —

fo ren Leitung unterwerfen ? Sey eg mittelfi einer

$ - zweckmaͤßigen Zunftverfaſſung oder durch ande —

hr
re Mittel und Behoͤrden?

Ich muß mich nun aus folgenden Gruͤnden zu

nd dem Gruͤndſatze der vollkommenen Gewerbefreyheit , theils

6 im Allgemeinen , theilg wag unferen Staat betrifft , be -

hl
kennen .

ht Billig zieht man vor allen Dingen die Erfah —

E
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rung au Rathe . — Da leuchtet nun zuvòrderf dag

Beyſpiel Frankreichs vor . In dieſem Reiche be —

ſteht ſchon ſeit 30 Jahren Gewerbefreyheit und man
kann ſich aus Chapilal ' s trefflichem Werke uͤber den

Nationalreichthum Frankreichs von den Fortſchritten
unterrichten , welche dort die Gewerbe in den letzten
30 Jahren gemacht haben . Allerdings iſt dieſer Er —

folg , wie der Commiſſionsbericht richtig bemerkt , noch
durch andere Urſachen herbeygefuͤhrt worden . Allein ,
da ehemals in Frankreich das Zunftweſen die Grund —

lage der geſammten Gewerbspolizey war , ſo muß man

auch zugeben , daß die Aufhebung des Zunftweſens ei —

nen Hauptantheil an jenem Erfolge hat . Ein anderes

Beyſpiel iſt Preußen . In dieſem Staate ſind bereits
im Jahr 1810 unter dem bekannten Miniſterio des

Frhrn . v . Stein die Zuͤnfte aufgehoben worden . Man

hat ſie nicht wieder hergeſtellt , ungeachtet ſo manche

Neuerungen der damaligen Zeit wieder umgeaͤndert
worden ſind . — Auch Englands Beyſpiel ſpricht
fuͤr den Gruͤndſatz, den ich vertheidige . In den alten

Staͤdten dieſes Reichs beſtehen Zuͤnfte ; mehrere dieſer
Staͤdte ſind nach und nach in Verfall gerathen , einige
( the rotten boroughs ) big gu einigen Haͤuſern zuſam —

mengeſchwunden . Die neueren Staͤdte haben keine

Zuͤnfte , und unter dieſen Staͤdten ſind gleichwohl die

groͤßten Fabrikorte des Landes , z. B . Birmingham ,
Mancheſter . — Selbſt in unſerm Lande gibt es , wie

ich aus den Verhandlungen der zweyten Kammer ge⸗
lernt habe , einen Bezirk , wo die Zuͤnfte unbekaunnt

find , opne dag man ſie vermißte , — Schoͤnau im

Wieſenthale .
Ich will mich, des Zweckes eines Streitgeſpraͤches

eingedenk , niht uͤber die allgemeinen Grundſaͤtze
verbreiten , welche der Gewerbefreyheit das Wort ſpre —
chen. Nur uͤber den Zuſammenhang , in welchem ſie
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ağ mit dem Geiſte unſerer Verfaſſung ſteht , ſeye es mir

bes erlaubt , Einlges zu bemerken . Die politiſche Frey -

an Deit if an fih ein Uebel ; denn fie foftet Beit , Wbeit

jen und Geld , die theuerfen Gåter , die der Menfch hat .

ten Aber fie erhålt dadurch einen Werth , einen unendlichen
ten Werth , dag. fie die Negierung måchtig , den Bürger

Ep - im bůrgerlichen Leben frey macht . Unterlafen wir nun ,

och die buͤrgerliche Freyheit in irgend einer Beziehung zu

in , begruͤnden oder zu erweitern , ſo iſt der Aufwand den

DE unſere Verfaſſung verurfacht , in fo fern ein verlore -

an ner Aufwand . Eg işt þier niht von Neuerungen die

ei⸗ Rede , welche die oͤffentliche Sicherheit gefaͤhrden. Viel —

eg mehr hatten von jeher alle . Revolutionen darin ihren

tg Grund , daf fich die Unterthanen niht im bårgerlichen
eg eben nach Gefalen regen und bewegen fonnten .

an Endlich darf man die vorliegende Aufgabe nicht
þe vercinzelt , fondern man mug fie im Zufammenhange
ert mit allen Den Aufgaben betrachten , welche nadh dem - F

Ht ſelben Grunde zu entfeeiden find . Die Kammer ] A
en þat fich fùr vie Studirfreyheit erklaͤrt ; ſie hat ſchon p =

g in mehreren Gållen darauf Bedacht genommen , den —1

ge Grund und Boden von der Dienſtbarkeit zu befreyen ; A
m- tie Befórfterung der Privatwaldungen ift der Gegen - —*

1e fand eineg lebhaften Gtreitgefpråch $ gewefen ; in allen V
ie dieſen Fållen pandelte eg fih um eine und diefelbe SA
* Frage .
ie Doch man kann alles dieſes zugeben , und gleich — *
e⸗ wohl behaupten , daß man , da nun einmal Zuͤnfte bey —*
nt uns beſtehen , dem Grundſatze der Gewerbefreyheit nicht

m ſofort huldigen koͤnne . Mit Recht fragt der Com⸗ Ti

miffiongbericht : ob man denn allen Einrichtungen der ay
$ Borzeit fofort oder auf einmal den Krieg anfůndigen F
se wolle ? e]

= Jh antworte : Wenn fich die ganze Maffe von

7 Borfielungen , Die biher bey einem Bolfe im Umlauf
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waren , ploͤtzlich veraͤndert , ſo kann die Erſcheinung nicht
ausbleiben , daß auch alle ſeine geſelligen Einrichtungen
weſentlich umgeſtaltet werden . So nahmen alle Ber -

faſſungen deutſchen Urſprungs eine andere Wendung
und Ritung , als fih die Deutfhen zu dem Chrifen -
thume bekannten , und ſpaͤter im fuͤnfzehnten und ſechs⸗
zehnten Jahrhunderte , als damals ganz neue Kennt —

niſſe und Anſichten und Syſteme in Umlauf kamen .

Wir befinden uns in einer aͤhnlichen Lage . Wir ha —
ben der Vergangenheit den Krieg angekuͤndigt . Aber die

Frage iſt in einem jeden einzelnen Falle die : Ob
wir verſuchen ſollen , den Feind auf einmal in einer

offenen Feldſchlacht zu beſiegen , oder ob wir ihn viek

mehr , durch eine Reihe kleiner Gefechte , durch die

leichten Truppen zu ermuͤden und zu ſchwaͤchen haben .
In dem vorliegenden Falle nun duͤrfte die erſte Art
des Angriffs unbedingt den Vorzug verdienen .

Denn den andern Plan , den Plan , auf welchen
ſowohl die Vorſchlaͤge der zweyten Kammer , als die

Vorſchlaͤge des Commiſſionsberichts berechnet ſind , halte
ich uͤberall nicht fuͤr ausfuͤhrbar . Wo iſt wohl der

Staat , welcher einen aͤhnlichen Plan ausgefuͤhrt haͤtte ?
Die Vorſchlaͤge der zweyten Kammer gehen auf Gee —

werbsfreyheit mit Zuͤnften , und die Vorſchlaͤ —
ge unſerer Commiſſion auf Zuͤnfte mit Gewerbe —

freyheit . Mein Tadel gilt nicht etwa dem Scharf —
ſinne der Maͤnner , welche an dieſen Vorſchlaͤgen gear —
beitet haben . Der Tadel gilt der Sache ſelbſt . Das

Unvereinbare laͤßt ſich nicht vereinigen . So lange es

aber Zuͤnfte gibt , werden ſie der Gewerbefreyheit , und

ſelbſt einer milden Gewerbspolizey , unuͤberſteigliche Hin —
derniſſe in den Weg legen . Das haben die bekannten

Reichs ſchluͤſſe vom Jahre 1731 und 1772 erfahren .
Ich komme zu den Gruͤnden , welche man gleich—
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icht wohl fuͤr eine blos ſtufenweiſe Herſtellung der Ge —

gen werbefreyheit angefuͤhrt hat .

jers Man ſagt : das Volk ſeye fuͤr die vollkommene

ung Freyheit der Gewerbe noch nicht reif . Es hat mich
en⸗ geſchmerzt , dieſen Grund zu leſen . Weht denn auf

hs⸗ dem rechten Rheinufer eine ſo ganz andere Luft , als

nf : auf dem linken ? Weiß auh der ungebildete Mann

en , niht , welche Waare die beere fey ? Können wir dem

ha⸗ Gewerbsmanne nicht zutrauen , daß er wiſſen werde , fuͤr
die die Bildung ſeiner Kinder Sorge zu tragen ? Und doch
Ob haben wir die Studirfreyheit får unbedenklich gehal⸗
ner ten . Doch raͤumt unſere Verfaſſung dem Volke ein

tel- Recht ein , defen gehoͤrige Ausuͤbung die allerſchwerſte

die Aufgabe iſt , — das Recht , an der Verwaltung der

en . Etras und Gemeindeangelegenheiten unmittelbar Theil

Art zu nehmen !
Man fuͤrchtet ferner die Verarmung der weniger

hen geſchickten Handwerksmeiſter und ihrer Familien . —

die Aber dieſe Gefahr fuͤhrt auch der von der zweyten
ilte Kammer entworfene , ſo wie den von der Commiſſion
der verbeſſerte Plan mit ſich . Denn was bleibt von dem

te ? Alleinhanel der Zuͤnfte noch viel uͤbrig , wenn nach
e + diefen Planen der Zutritt zu der Meiſterſchaft erleich —

laͤ⸗ tert , der Unterſchied zwiſchen Stadt und Land aufge⸗
j ez boben , der Verkehr mit Handwerkserzeugniſſen von

irf - einem Orte jum andern geftattet wird ! — Yegt ha -

ar⸗ ben wir doch wenigſtens an dem Vermoͤgen der Zuͤnfte
aS einen Stamm , der an vielen Orten zur Unterſtuͤtzung

es armer Handwerksmeiſter hinreichen duͤrfte Wenn erſt
nd ſpaͤter die voͤllige Gewerbefreyheit ausgeſprochen wird ,

in⸗ ſo wird die Zahl der Huͤlfeſuchenden leicht noch weit

ten groͤßet ſeyn . Uebrigens muß ich mich ausdruͤcklich ge⸗

gen den Grundſatz erklaͤren , als ob das Vermoͤgen der

ch⸗ Zuͤnfte als ein Privateigenthum der Zunftgenoſſen zu

betrachten waͤre. Mag es , ſo lange die Zunft beſteht ,
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dem Privateigenthume gleich zu achten ſeyn . So wie
die Zunft anfgehoben wird , kann das Geſetz uͤber die —

ſes Vermoͤgen, mit billiger Beruͤckſichtigung der Pri —
vatintereſſen , verfuͤgen .

Andere minder wichtige Gruͤnde will und darf
ich nur beplânfig beråhren . Gibt es fine Zuͤnfte
mehr , ſo wird das Land nicht mehr , wie bisher , mit
wandernden Handwerksburſchen uͤberſchwemmt werden ;
Almoſen ziehen an . Sollte die Aufhebung der Zuͤnfte
in Beziehung auf die Nachbarſtaaten einige nachthei⸗
lige Folgen haben , was ich kaum fuͤr moͤglich halte ,
fo fann man fich durch Zoͤlle helfen .

Ich ſchließe mit dem Antrage :
Er ſten s : den Hauptautrag des Commiſſtons —

berichts dahin zu veraͤndern ,
daß die Regierung um einen Geſetzentwurf
gebeten werde , welcher den Grundſatz der Ge

werbefreyheit durchfuͤhre , und mit den , etwa

nothwendigen Ausnahmen , z. B . fuͤr Apo⸗
theker , fuͤr das Wirthsgewerbe , fuͤr den Holz —
handel , begleite .

Zweytens , wegen der einzelnen Vorſchlaͤge der
zweyten Kammer und des Commiſſionsberichts zur
Tagesordnung uͤberzugehen .

Frhr . v. Falkenſtein : Aus der ſo ſchoͤnen und

erfhòpfenden Darftelung der , den Commiffiongantrå -
gen entgegengefegten , Anfichten ™ deg verehrten Herrn
Redner vor mir , Habe ih die Ueberzeugung erhalten ,

daf eg fein leichtes Unternehmen iſt dagegen den

Commiſſionsbericht zu vertheidigen ; indefen liegt mir
alë Berichtserſtatter die Pfliht Dazu ob , und vb -

gleich mit ungleihen Waffen fåmpfend , wil idh vie

Erfuͤllung derſelben dennoch verſuchen , ſo gut ih eg

vermag ,
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Die Commiſſion hat im Allgemelnen dem Grund —⸗

ſatze einer unbedingten Gewerbefreyheit gehuldigt , und

in fo fern ſtimmen ihre Anſichten uͤber den vorliegen —
den Gegenſtand mit jenen des Herrn Proponenten
uͤberein . Es handelt ſich daher nur um die Entſchei⸗
dung der Frage : ob die unbedingte Gewerbefreyheit
jetzt gleich ausgeſprochen werden , oder aber , ob man

blos vorbereitend zu Werke gehen ſoll ?
Die Commiſſion haͤlt den letzten Weg zur Ver —

beſſerung des Gewerbeweſens fuͤr den beſten , und wenn

dieſelbe dabey auf die einſtweilige Beybehaltung der

Zuͤnfte antraͤgt , ſo denkt ſie ſich dieſe letztere in einem

gelaͤuterten , und von allen Mißbraͤuchen gereinigten

Zuſtande , in einem Zuſtande , wo dieſelben in zweckmaͤßi⸗
ger Wechſelwirkung mit den Gewerbraͤthen , fuͤr die Erzle —
hung und Ausbildung der Gewerbbefliſſenen , fuͤr die Erz

haltung eines zweckmaͤßigen Verhaͤltniſſes zwiſchen Meiſter
und Geſellen , fuͤr die gute Verwaltung und Verwendung
deg Zunftvermoͤgens , kurz fuͤr Alles Sorge tragen ,

und zum Gegenſtande ihrer Wirffamfeit machen fol -
len , wag får dag Gewerbwefen im Einzelnen fowopl ,
alg im Ganzen , erfprieflih und förderlich ift .

Sest gleich durch Einfuͤhrung einer unbedingten
Gewerbefreyheit alle Schranken oͤffnen , wuͤrde die

bereits beſtehende Unordnung noch groͤßer machen ,
und wenn die Commiffion in dieſer Beziehung von

der mangelnden Empfaͤnglichkeit fuͤr dieſen Zuſtand
geſprochen hat , ſo war es keineswegs in jenem un —

guͤnſtigen Sinne , welchen der verehrte Herr Redner

dieſer Bemerkung beylegte .
Weit entfernt , behaupten zu wollen , daß unſere

Landsleute nicht einer eben ſo hohen Ausbildung und

Runftfertigfeit fähig waͤren , wie die Bewohner ande —

rer Laͤnder , bezieht ſich dieſe Empfaͤnglichkeit nur

auf den , durch die Einfuͤhrung einer unbedingten Ge —
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werbefreyheit berborgebrachten neuen und . ungewohnten
Zuſtand , wo auh der junge unerfahrne Handwerfer
aller bisherigen wohlthaͤtigen Leitung entbehren muß ,
und wo es fuͤr manchen Handwerksmann , bey aller

angebornen Faͤhigkeit , zu ſpaͤt ſeyn wuͤrde , ſich eine

groͤßere Ausbildung anzueignen , um dadurch die nach —

theiligen Folgen einer vermehrten Concurrenz von ſich
abzuwenden . Endlich hat ſchon der Commiſſionsbericht
auf den Widerſpruch aufmerkſam gemacht , welcher
in den Antraͤgen der zweyten Kammer in Beziehung
auf die Verwendung des Zunftvermoͤgens zu liegen
ſcheint . Auch wuͤrden die ſchwer zu beantwortenden

Fragen bey Aufhebung der Zuͤnfte entſtehen : Wer ſoll
das Zunftvermoͤgen verwalten und beſorgen ? wie iſt
die Theilnahme hieran in Zukunft zu beſtimmen , wenn
der bisherige Verband aufgeloͤst wird , beſonders da ,
wo eine und dieſelbe Zunft vereinigt waren ?

Alle dieſe Gruͤnde und Bedenken ſind es , welche
mir nicht erlauben , mich mit dem Antrage des ver —

ehrten Redners wegen der jetzt gleich einzufuͤhrenden
unbedingten Gewerbfreyheit zu vereinigen , und ich muß
mir vorbehalten , dieſe Gruͤnde bey den einzelnen Be —

ſtimmungen fuͤr eine neue Gewerbeordnung mehr aus
einander zu ſetzen , und naͤher zu beleuchten .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Mit ſo vieler Einſicht

und Gruͤndlichkeit auch in den bisherigen Verhand —
Ingen die Gebrechen unſeres Zunftweſens , und die

Vorzuͤge einer Gewerbfreyheit im Allgemeinen heraus —

gehoben wurden , ſo finde ich doch , daß dabey eine wich —
tige Frage , wodurch man ſich uͤber den Grund abwei —

chender Meinungen allein verſtaͤndigen kann , zwar in
der zweyten Kammer beruͤhrt , aber ihre Entſcheidung
umgangen worden iſt , naͤmlich , ob das , was jetzt
verlangt wird , blog Volbereitung fuͤr den Uebergang
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guj einer gang unbedingten Gewerbefreyheit , oder jegt

fhon das an und fúr fich råthliche Maag derfelben

ſeyn ſoll ? Ich ſehe in unſeren Verhaͤltniſſen feinen

Grund , auf halbem Weg zu einem vorgeſteckten Ziele
ſtehen zu bleiben , und wozu ich ſtimme , das ſehe ich
nicht blos als Vorbereitung an , ſondern als etwas ,

das beſtehen kann .

Unter der Vorausſetzung , daß man ſich fuͤr den

Grundſatz der Gemwerbfreyheit , und niht får Gewerbg -

dwang enticheiven werde , handelt e fih im Grund

von der Wahl zwiſchen zwey Syſtemen :

dem Patentſyſtem , deſſen Charakteriſtiſches darin be —

ſteht daß man mit oder ohne Ausweis uͤber erlangte Befaͤhi⸗

gung jedem , welcher ein Gewerbe treiben will , dazu vom

Staate die Erlaubniß gegeben wird , ohne daß eine Ver —

bindung der Gewerbetreibenden unter ſich Statt faͤnde
— und einem gelaͤuterten Zunftſyſtem , oder wie

man es ſonſt nennen will , welches ſich ohne Hinnei —

gung zum Monopol dem erſtern nur darin entge —

genſtellt , daß eine Verbindung der Gewerbtreibenden

unter ſich zur Feſthaltung einer gewiſſen Ordnung , hin⸗

ſichtlich der Erlernung und deg Gewerbbetriebg , myter -

halten wird ,

Die Wahl zwiſchen beiden Syſtemen laͤßt ſich
aus verſchiedenen Geſichtspuncten eroͤrtern , es iſt

dabey zu bemerken , daß das letztere , indem es die

Ausuͤbung eines Handwerkes an gewiſſe Regeln bindet ,
die Freyheit derſelben immer mehr als das erſtere be —

ſchraͤnkt , wenn gleich dieſe Regeln von der Art ſind ,
daß es Keinem unmoͤglich wird , ſie zu erfuͤllen .

Die Ruͤckſicht auf buͤrgerliche Freyheit , oder moͤg—

lichſt uneingeſchraͤnktes Recht der einzelnen Staatsbuͤr⸗

ger , ſpricht allerdings dem Patentſyſteme mehr das

Wort , indem es einem jeden die ungebundene Wahl
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eines Erwerbszweigs uͤberlaͤßt ; wenn indeſſen die

Eingreifung deſſelben aus andern Ruͤckſichten auf das

Allgemeine gewiſſen Regeln unterworfen wird , ſo iſt
dadurch das Recht des Einzelnen auch nicht verletzt .

Aus dem Geſichtspunet des Nationalreichthums
iſt ebenfalls moͤchlichſte Zwangloſigkeit in der Wahl ,
ſo wie in der Ausuͤbung eines Gewerbs , als das

ſicherſte Mittel zur Vervollkommnung und Ausbrei —

tung der Induſtrie , und daher als vorherrſchende
Ruͤckſicht , zu detrachten ; jedoch iſt auch Soliditaͤt der

Arbeit dabey eine weſentliche Bedingung , und dieſe
wird durch abſolute Ungebundenheit eben nicht befoͤr—
dert , vielmehr durch zweckmaͤßige Vorſchriften fuͤr die

Erlernung geſichert .
Eben dieſe Soliditaͤt der Arbeit iſt auch in Be —

ziehung auf Staatspolizey , welche vorzuͤglich das In —
tereſſe des Publicums , und deſſen Sicherung vor Ge —

faͤhrdung ins Auge zu faſſen hat , zu beruͤckſichtigen
Dadurch , daß man die Erlernung und Ausuͤbung der

Gewerbe an eine gewiſſe Ordnung , an Formen bindet ,
werden nur Abenteurer und Betruͤger abgehalten , ohne

daß der fleißige und rechtliche Arbeiter dadurch in

ſeiner Induſtrie gehemmt wuͤrde .

Auſſerdem erfordern aber polizeyliche Ruͤckſichten
auch eine Aufſicht uͤber die Ausuͤbung der Gewerbe

uͤberhaupt , und diejenigen insbeſondere , durch welche
die Sicherheit und Geſundheit des Publicums in ho —ͤ
herm Grade gefaͤhrdet werden koͤnnte . Dieſe Aufſicht
muß aber in den meiſten Faͤllen auf eine Beurtheilung
durch Sachverſtaͤndige gegruͤndet werden .

Zu allen dieſen Zwecken laͤht ſich am beſten eine

Verbindung der Gewerbtreibenden einer Gattung , unter

Aufſicht der obrigkeitlichen Behoͤrden , benutzen , welche
ſo geordnet ſeyn muß , daß ſie blos dazu dienen , qber
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die ——

das
feinem ’ monopolifirenden Koͤrperſchaftsgeiſt Nahrung

iſt geben kann .

Dieſe Ruͤckſichten, welche ich als einen vielſeitigetzt .
i und gruͤndlich beſprochenen Gegenſtand hier nur andeu —

bi, ten fann , werden wohl fuͤr eine ſolche Einrichtung

a8 uͤberwiegen , die ich im Gegenſatz eines , die Gewerb —

i trelbenden ganz iſolirenden , Gewerbſyſtems , und in

ipe Ermanglung einer andern “ Bezeichnung Hlos in Bezie⸗

— bung - auf eine organiſirte Verbindung unter den Ge —

eſe werbtreibenden ein gelaͤutertes Zunftſyſtem genannt habe ,

oz und daſſelbe erſcheint mir daher auch als ein feſtes

di Vorbild , nicht als ein bloßer Uebergangsverſuch und

nicht als Abfindung zwiſchen dem beſtehenden Alten

Sés und den Forderungen einer neuen Beit .

—* Hingegen wuͤrde ich weder eine ſolche Verbin —

SE dung , noch viel weniger die alte Zunftverfaſſung auf

N dag Princip einer Theilung der Arbeit , als Bedin -

Yer gung ihrer Vervollkommnung , gruͤnden . Dieſe iſt eine

et , Marime får den Producenten ſelbſt , beſonders fuͤr Fa⸗

me brieationen hoͤherer Art , nicht ein Geſetz , das gegen
ihn geltend gemacht werden koͤnnte ; ihm muß uͤberlaſ⸗
ſen werden , wo er nach dieſem Princip ſich ſelbſt zu

beſchraͤnken , oder wie ein Fabricant , blos die Arbeit

ige Unter die auf feine Rechnung arbeitende Gehuͤlfen zu

be vertheilen raͤthlich findet — oder , wo er umgekehrt

pi - einen Vortheil in des Berbindung mehrerer Arbeiten

ht fushen fann .

ng Zur Empfehlung einer ganz unbedingten Gewerb⸗
freyhpeit mit Aufhebung aller Verbindung unter den

Gewerbsleuten , beruft man ſich auf das Beyſpiel Frank —

* reichs . Allein es iſt dabey , wie mir ſcheint , nicht
he gehoͤrig unterſucht , welche der angefuͤhrten wohlthaͤti

i gen Wirkungen gerade die ſem Syſteme zuzuſchreiben
— — —
keit der Handwerker vor , — auch ehe dieſes Syſtem

Protokolle der 1. Kammer a4ar Bd. 7
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eingefåhrt turde ; êg mag dief zum - Theil dem Cha -
racter der Nation , welche offenbar in allem was nicht in

der hoͤhern Sphaͤre der Kunſt und Wiſſenſchaft gehoͤrt ,
mehr practiſchen Sinn und Fertigkeit beſitzt , und dem

groͤßern Reichthum des Landes zuzuſchreiben ſeyn ; — eg

iſt eben ſo in Fabriken , auf welche das Zunftweſen
keinen Einfluß hat . Hauptſaͤchlich iſt aber dieſe Er —

ſcheinung eine Folge des Vortheils groͤßerer Central —

punete ; in einer Stadt , wie Paris , wird in der Ge —

ſchickichkeit der Producenten im Luxus der Con —

ſumenten leichter das Höchſte erreicht , als in uuſern

Landſtaͤdten ; auch wird nur dieſe glaͤnzende Erſchei —

nung im Auslande wahrgenommen , nicht die Kehr —
ſeite , — nicht die Pfuſcherey ſchlechter Arbeit , uͤber⸗

haupt nicht der Zuſtand der Gewerbe in kleineren Or —

ten , und Paris iſt nicht Frankreich . Auch beweist die

Vergleichung mit uns ſchon darum nichts fuͤr das

Patentſyſtem an fih , weit wir noh an dem andern aner -

kannt verwerflichen Extreme laboriren .

Der geehrte Redner vor mir hat ſich auch auf
das Beyſpiel Englands und namentlich auf den Con —

traſt zwiſchen alten , zum Theil verfallenen Staͤdten

dieſes Landes , wo noch eine Zunftverfaſſung exiſtirt ,
und den neu emporgekommenen Staͤdten , wo gaͤnz⸗
liche Freyheit herrſcht , berufen . Hierauf bemerke ich
nur , daß es ſich vorerſt frage , welches die Urſache ,
und welches die Wirkung ſey ? Ich glaube , das Ver —

haͤltniß umkehren zu duͤrfen ; nicht durch die Gewerb —

freyheit ſind jene Staͤdte emporgekommen , ſondern
weil ſie , in Folge ihrer Lage und anderer Umſtaͤnde ,
alô Fabrik⸗ oder Seehandelsplaͤtze in Aufnahme kamen ,
haben ſich auch die Handwerke daſelbſt heben muͤſ—
ſen , — und nicht der Zunftverfaſſung wegen ſind
einige alte Flecken in Verfall gerathen .
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Cha⸗ Sr . Durchtaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein :
tin € s feye mir erlaubt , meine Anſichten uͤber eine voͤl—

oͤrt , lige Gewerbefreyheit nur mit wenigen Worten Hier vor -

dem zutragen , da dieſer Gegenſtand bereits fchon fo viel ;

- eg ſeitig von mehreren Rednern vor mir eroͤrtert wor -

efen den ift ,

Erz Ich , meines Orts , wuͤrde mit einer voͤlligen Ge -

tral⸗ werbefreyheit , wie ſolche einer dieſer verehrten Red —

Ge⸗ ner mit ſo viel Waͤrme in Schutz genommen hat ,

Lon⸗ nicht einverſtanden ſeyn koͤnnen da ich uͤberhaupt nicht
iſern dafuͤr bin , etwas Beſtehendes — waͤre es auch aus

thei- frûhern - Zeiten zu ung ùbergegangen , und pafte eg

dehr⸗ aud ) gleich gum Speil niht mehr auf die gegenmwårz

iber- tige Zeit — gaͤnzlich , und mit einemmal niederzu —
Dr - reiſſen ; eine ſucceſive Verbeſſerung eingeſchlichener

- die Gebrechen , eine allmaͤhlige Reform bey Inſti —
das tuten , wie die in Frage ſtehenden Zuͤnfte , wodurch

ner - dag Gute von dem Schlechten ausgeſchieden , und

durch das Hinzuthun beſſerer Theile an die Stelle des

auf Veralteten und Unbrauchbaren , etwas Ganzes und 7

Son - Brauchbares geſetzt wird , ſcheint mir der ſicherſte Weg J5
dten zu ſeyn , zu einem erwuͤnſchten Ziele zu gelangen . k
tirt , Nur zweckmaͤßige Reformen — ich wiederhole es — v
aͤnz⸗ nicht gaͤnzliche Vertilgung des Beſtehenden mit einem *

ich male halte ich fúr Dag Wohl deg Staats und deſſen In — 3

iche, ſtitutionen fuͤr zutraͤglich . Ea
Ber- Daruͤber , daß ſchon laͤngerher große Mißbraͤuche A
erb - bey den Zuͤnften eingerifen find , und daß ſolche daher

dern nothwendig abgeſtellt werden muͤſſen , herrſcht wohl T:
de, nur eine Stimme : a
nen, Der Zunftzwang , wie er fruͤher beſtand , und —
muͤſ⸗ zum Theile noch beſteht , muß aufhoͤren , und eine A]
find vernuͤnftige , und zweckmaͤßlge , den Beduͤrfniſſen der

Zeit angemeſſene , Gewerbeordnung an deſſen Stelle kar,
treten , *

-=
í
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Wollten mir aber , wie : der Herr gb . Hofrath
Bahari der Meinung iff , eine vòllige Gemwerbefrey -
heit einfůhren , fo mårde — wie ein geehrter Ned -

ner vor mir fo eben febr ridhtig bemerfre — die Bil -

dung und dag Fortforeiten in den Kúnfen und Ge -
werben fer darunter feiden , wenn keine Anſtalten
mebr vorhanden måren ; : die: jungen Leute - — welche
fich einer Kunft oder . einem Handwerfe widmen mol

len — auf threnfúnftigen Beruf gehörig vorbereiten ,

und fie durch den noͤthigen wiſſenſchaftlichen und me —

chaniſchen Unterricht , dazu geſchickt machen koͤnnten .

Ich geſtehe aufrichtig , daß es mir aus dem eben

angefuͤhrten , und auch aus andern Gruͤnden , leid

ſeyn wuͤrde , wenn die Zuͤnfte ganz eingehen ſollten .
Bey ihren großen Maͤngeln haben ſie auch manches
Gute und Woͤhlthaͤtige ; und ich errinnere hier nur
an die Unterſtuͤtzung , welche Handwerksgeſellen von

derjenigen Zunft , welcher ſie angehoͤren , in der Fremde
genießen ; eine Sache , welche ſowohl in den Verhand —
lungen der zweyten Kammer uͤber die neue Gewerbe —

ordnung , als auch bey unſerer dermaligen Diseuſſton
hieruͤber , noch nicht zur Sprache kam .

Wie mancher junge Menſch , welcher vermoͤgens⸗
los in die Fremde kommt , ſich von Haus gar keine

Unterſtuͤtzung zu erfreuen , und vielleicht uͤberdieß noch
das Ungluͤck hat , krank zu werden , wuͤrde der Ver —

zweiflung Preis gegeben ſeyn , wenn er nicht mit

Zuverſicht auf Huͤlfe von ſeinen Handwerksgenoſſen
rechnen duͤrfte , die ihm aus dem Fond , den beynahe
jede Innung beſitzt , theils an Koſt und Logis und

theils baar zu Theil wird ; und aus welchem er uͤber —

dief noch , wenn er feinen Wanderſtab weiter fort —
fest , auch einen Sebrpfennig auf die . Reife zåblen
darf . — Aber auch dieſe , ſo wohlthaͤtige, Einrichtung ,
wuͤrde aufhoͤren , wenn eine voͤllige Gewerbfreyheit
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beliebt werden , und der bisherige Zunftverband ſein

ath gaͤnzliches Ende erreichen ſollte .

ey- Eine weitere nachtheilige Folge dieſes Beſchluſſes
ed⸗ wuͤrden auſſerdem noch die Patente ſeyn , welche eine
Sil gaͤnzliche Gewerbfreyheit , als nothwendige Folge , nach

Be- fich ziehen můften ; eine Einrihtung , von deren Schaͤd⸗
ten lichkeit ich mich hinlaͤnglich zu uͤberzeugen Gelegenheit

Iche hatte . — Xo fenne Jranfreich , und fannte aud ) ver -

pol? fhiedene , unter der vorigen Regierung damit in naher
J Verbindung ſtehende , Staaten . —

" e
Şu alen mar dag Patentwefen zu Haufe , und

—
ich habe die großen Nachtheile kennen gelernt , welche

nai daſſelbe dort mit ſich brachte. *

—
Leichtſinnige und arbeitsſcheue Menſchen loͤſten

—*
oft Patente , um eine Kunſt oder ein Handwerk zu trei⸗

ben , das ſie nie erlernt hatten , und gar nicht verſtan —

E
den , Sie waren daher genoͤthigt , Leute darauf zu hal⸗

— ten , welche es fuͤr ſie verſahen . Dieſe nun nahmen

—
ihnen den beſten Theil ihres Gewinnſtes weg ; und ſo

— giengen ſie und ihre Familien bald zu Grunde . — 2
ion Aber niht diefe Nachtheile , und oft der völlige JA

Ruin der Patentifirten giengeu aug diefem , verderbli - %
ngs hen Patentwefen får legtere alein bervor , fondern die - gA
ine fir åufferte fich niht minder bey der eigentlichen Clafe X

och von Kuͤnſtlern und Handwerkern ſelbſt , indem , fuͤr den Kt
erz Augenblick wenigſtens , oft ihre ganze Kundſchaft ver — —
mit loren gieng , und ſie ſomit wenigteng momentan da :

) ,
Ten durch brodlos wurden . 9

ahe Aus allen dieſen Gruͤnden nun kann ich vicht fuͤr r:
ind eine voͤllige Gewerbfreyheit ſtimmen , ſondern muß viel — fa
er - mehr dem Antrage unſerer Commiſſion , dem Beſchluß c
rt⸗ der zweyten Kammer , wie ſolcher in dem Commiſſions — A
fen bericht enthalten iſt , vorlaͤufig beytreten . 8
ng ,

—

eit
Teod

G
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Da die Zeit fon weit vorgerádt war , fo mur
de die Berathung ber diefen Gegenftand auf die nåh -

ſte Sitzung vertagt , und die jetzige geſchloſſen .

Zachariaͤ .
v. Rotteck .

Unterbeylage zu Ziffer 142 .

W usog ug

aue den Protofoen der 82 , 83 , 86. , und SSften
oͤffentlicher Sitzung der zweyten Kammer vom
10 . 14 . , 14 . , und 18 . Dec . 1822 uͤber die von

derſelben in Bezug auf die Nachweiſung des

Gtaatshaushalts pro 18 ° % gefaßten
Beſchluͤſſe .

A.

82ſte Sitzung vom 10 . Dec . 1822 .

1) Die fimmtlichen Activridfånde der Local⸗Caſſen
ſollen dem Finanzminiſterium als ein zum Stamm —

vermoͤgen gehoͤriges Betriebscapital in der Art uͤberlaſ⸗
ſen werden , daß daruͤber jederzeit die gehoͤrige und

genaue Nachweifung gegeben merde ; ( mit 50 Gtimmen . )
2) Die Kammer : vermilligte den erſten Poften der

Ueberſchreitungen ad 42,338 fl. Vorſchuͤſſe an Steuer -

peraͤquatoren ꝛc. betreffend , nachtraͤglich ( mit 50 Stim —

men. )
B.

83ſte Sitzung vom 11 . Dec . 1822 .

I ) der zweyte Poſten der Mehrausgabe von
1839 fl. wegen Abgang bey der Claſſenſteuer , ent —
ſtanden durch Todtesfaͤlle und irrige Berechnungen,
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h wurde mit 49 Stimmen gegen eine ebenfalls nachtraͤg⸗

m lich verwilligt .

2) Der Poſten von 34,705 fl . Haͤlfte der Koſten
fuͤr das Aufſichts - Perſonale , wurde als ein Compenſa⸗

lions⸗Gegenſtand ohne foͤrmlichen Beſchluß umgangen .

3) Mit 47 Stimmen gegen 3 wurde der Mehr -

betrag der Steuerabgaͤnge und Ruͤckverguͤtungen bey

der direeten Steuer von 7439 fl . und

4) mit so Stimmen der Mehrbetrag der Ruͤck⸗

verguͤtungen an indireeten Steuern und Zoll von 18,253 fl .

bewilligt .
). Defgleihen mit 5I Stimmen der Mehrbe —

en trag der Hebgebuͤhren ad 3098 fl . bey der Verwal —

m tung der Gerichtg - Polizey - Revenken, und

n 6) ebenfalls einhellig mit 47 Stimmen , der

es Abgang und Nachlaß bey den Gerichts - und Polizey⸗
Rebenuͤen mit 12,025 fl .

Ferner wurde genehmigt :

7) mit gleicher Stimmeneinhelligkeit die 62 067 fl .

Gemeinds - und Kriegsſteuern , welche nicht in Dag

Budget aufgenommen waren .

en 8) Mit 46 Stimmen die Koſten der Mannhei⸗

n = mer Schiffbruͤcke ad 17,269 fl.

iß 9) Mit 37 gegen 13 Stimmen wurde der Mehr -

1D aufwand im Vauwefen mit 72,288 fi . genehmigt . {y

) 10 ) Der Mehrbetrag der Staatsſſteuern ad 42,276 fl . A

er wurde als Compenſatlonspoſten ohne Abſtimmung um — sis

t = gangen.
: 4

— 1 Die Ausgabe fuͤr erkaufte Naturallen von ——

132,576 fl . wurde ohne foͤrmliche Abſtimmung als A

durchlaufender Poſten angenommen . É

C: 5

—
gófie Sişung bom rten Dee 1822 . S

⸗
3

X
1) Die vom Finanzminiſterlum als Erſparniß

—
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aufgefuͤhrten 40,000 fl . , welche nur fuͤr den Fall der
Vermaͤhlung Sr . Hoheit , des Herrn Markgrafen Wil —
helm , bedingt bewilligt waren , wurden nah Stimmen -
mehrheit von 51 gegen T , nicht alg eine folde € r -
fparnif angenommen , welehe unter denen nah de
Uebereinkunft von 1820 zu ſparenden 285,000 fl . be
griffen ſeyen . Dagegen ſollen

2) vermoͤge des mit Stimmeneinhelligkeit ( 52
Stimmen ) gefaßten Beſchluſſes die in der Nachwei —
ſung aufgefuͤhrten 13,000 fl , bey dem Militår - Etat
als eine ſolche Erſparniß der Staatskaſſe betrachtet
werden , welche unter den vertragsmaͤßigen 285,900 fl .
begriffen fepen ,

D.

88ſte Sitzung vom 18 : Dee , 1822 ,

1) Nah Gtimmeneinheligteit ( s1 Stimmen ) mur -
den die pon dem Finanzminifterium ats Erfparnif in An -
fpruch genommenen 25,000 fl . wegen des nicht angeſtell
ten Landesbiſchefs als Erſparniß niht angeſehen .
Dagegen wurden

2 ) mit 27 Stimmen gegen 24 von den 23,993 fl .
die unter der Rubrik verſchiedene Ausgaben , aufge⸗
fuͤhrt ſind , 5992 fl . als Erſparniß anerkannt .

3) Eben ſo wurde mit 35 gegen 16 Stimmen
die Erſparniß bey den Zucht- ⸗ und Irrenhaͤuſern ad
2255 fl , angenommen .

;

4) Die von der Regierung in Anfpruch genom -
mene Erfparnig bep der Flnanzadminiſtration von
11,484 fl . wurde einhellig ( mit 50 Stimmen ) verwor —⸗
fen . Dagegen ift

) amit 38 gegen r4 Gtimmen die angeſprochene ,
unter der aufgefuͤhrten Summe von 179 , 213 —
nthaltene Erſparniß bey den Adminiſtrationskoſten deg
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der Straßenbaues , im Betrag von Zooo fl. wegen Ver -
il - pachtung der einzelnen Chaufee - Streden , und 2000 fl .
n⸗ wegen verminderter Diaͤten bey dem Waſſer - und Stra⸗

* | ßenbau , anerkannt . Endlich
de 6) Wurde die in Antrag gebrachte allgemeine und
be namentliche Abſtimmung uͤber die Nachweiſung der fuͤr

das Fahr 1820 big 2r verwendeten Gelder mit 31
52 gegen 28 Stimmen verworfen .

ei⸗ 7) Ueber die Frage : ob die Kammer wegen Nicht —
at erfuͤllung des abgeſchloſſenen Vertrags zur Feſtſtellung
tet von Antraͤgen , welche aus Rechts - und Verfaſſungs —
ft. fågen abzuleiten mwåren , eine befondere Commiffion er-

nennen wole ? befchloğ die Kammer mit 46 Stimmen

Segen 4 , Daf die Frage audgefegt bleiben folle , big auf
den nåchften Landtag die Nachweifungen úber die . i :

nanzperiode des Jahres 1821 vorgelegt und berathen
ſeyn werden .

r⸗ Die Aechtheit des vorſtehenden Auszugs wird
tz anmit beurkundet .

+ | Karlsruhe den 28 . Dec . 1822 .

l. Archivariat der zweyten Kammer ,

Douer
i Í



Sieben und fuͤnfzigſte Sitzung .

Karlsruhe , den 7 . Jan . 1823 .

Gegenwaͤrtig :

die bisher erſchienenen Mitglieder , mit AUsnahme :

Sr . Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Leopold
und Maximilian zu Baden ,

Sr . Durchlaucht , des Herrn Fuͤrſten v. Fuͤrſtenberg ,

deg Herrn Staatsminiſters Frhrn . v. Berſtett ,

des Herrn Generallieutenants v. Schaͤffer ,
des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner , und

des Frhrn . v . Gemmingen⸗Steinegg .

Weiter anweſend :

die Herren Regierungscommiſſaͤre , Staatsrath v. Guhat

und Kreisdirector Frhr . v. Liebenſtein .

Unter dem Borfige

deg dritten Bicepråfidenten , Oberhofmarfhals Frýrn .
v. Gayling .
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Bon dem Vicepråfidenten aufgefordert , er -

Ñattete der Landoberjågermeifter v. Kettner den Com -

miſſionsbericht uͤber den Geſetzentwurf wegen Abſchaf —
fung der alten Abgaben ;

Beplage Ziffer 143 . ( I — VIL )

und der geh . Hofrath Zahari jenen Aber die Mo -

tion des Staatsraths Frhr . v. Tuͤrkheim , die Verwand⸗

lung der den Standes - und Grundherrn und Corpora —
tionen angewieſenen Entſchaͤdigungen in Schuldverſchrei⸗ —
bungen auf den Briefsinnhaber betreffend ,

Beylage Ziffer 144 .

Zur Digcuffion beider Berichte wurde eine der

naͤchſten Sitzungen beſtimmt .

Zufolge der Tagesordnung verlas der Staatsrath
Frhr . v. Tuͤrkheim den erſten Theil der Gemeinde -

ordnung nach den von der Erſten Kammer beſchloſſenen
Veraͤnderungen;

Beylage Ziffer 145 .

v . Kettner : Es wird nicht auſſer den Graͤnzen
der Beſcheidenheit liegen , wenn ich mir erlaube , uͤber

Ù. go der Gemeindeordnung , obgleich folcher nach dem

Befchlufe der hohen Kammer bereitë angenommen ift ,
eine Erlaͤuterung zu erbitten . Das Verhaͤltniß zwiſchen
dem landesherrlichen Polizeydirector und der ſtaͤdtiſchen

Polizeycommiſſion iſt mir nicht deutlich , und ich weiß
nicht , wie nach dem vorhergehenden Artikel , welcher
die , unter die Aufſicht der ſtaͤdtiſchen Polizeybehoͤrde
gehoͤrigen , Gegenſtaͤnde aufzaͤhlt , die Reſſortgraͤnzen zwi -
ſchen jenen beiden Behoͤrden getheilt werden ſollen Ich
Slaube , dağ in dem Artikel ausgedruͤckt werden ſollte :
„ der landesherrliche Polizehdirector fuͤhre bey den ge⸗

I
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meinſchaftlichen Berathungen den Vorſitz , da die ſtaͤdti⸗
fhe Polizeycommiffion demfetben untergeordnet fey .
Wåre dief nicht der Fall , fo wården alle jene Gegen⸗
ſtaͤnde der Erledigung der ſtaͤdtiſchen Polizeycommiſſion
ohne Einfluß der landesherrlichen Poltzeydirection uͤber —
laſſen bleiben .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Die Abſicht des Beſchluſ⸗
ſes der Kammer uͤber dieſen Punct gieng , ſo viel ich
mich entſinne , eben ſo wie der Antrag der Commiſſion
dahin , hinſichtlich der groͤßern Staͤdte nur in ſo fern
etwas Beſonderes zu ſtatuiren , daß der landesherrliche
Polizeybeamte den Verhandlungen der ſtaͤdtiſchen Poli —
zeybehoͤrde beywohnen , und wenn er etwas , dem In —
tereſſe der Reglerung Nachtheiliges , wahrnehme , Ein —

ſchreitungen veranlaſſen koͤnne, und zwar in Gemaͤß —
heit der ſ . 18 und 19 wonach die Localſtellen den Ve -

zirksſtellen untergeordnet ſuud . Ohnehin wird der zwey —⸗
te Theil der Gemeindeordnung auch in dieſer Bezie —
hung naͤhere Beſtimmungen enthalten muͤſſen.

v. Kettner glaubt , daß ſich die Kammer uͤber
die von ihm in Zweifel gezogene Abſicht des fruͤher
gefaßten Beſchluſſes erklaͤren muͤſſe , denn es koͤnnte

hierin Grund genug liegen , gegen die Annahme der

ganzen Gemeindeordnung zu ſtimmen .

Frhr . v. Berkheim : Er halte eine naͤhere Be -

ſtimmung in jenem Sen får wuͤnſchenswerth , da leicht
Irrungen entſtehen koͤnnten , und der vorgeſchlagene Zu —
fas um deßwillen keinem Anſtand unterliegen koͤnne ,
weil jede Municipalbepórden unter der Bezirfefielle fte -
be ; wenn daher der Polizeyamtmann in der ftádtifcden
Polizeyeommiſſion erſcheine , derſelbe den Vorſitz und
die Leitung der Geſchaͤfte habe .
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Reg . Com . Frhr . v. Liebenſtein : Die erſte
Kammer hat şu diefem Şen einen : Zufag beſchloſſen,
welchem ich , meiner Inſtruction gemaͤß, beygeſtimmt ha⸗
be . Wenn ich mich gleich wegen eines mweitern Bufa -
tzes in dieſem Augenblicke ohne Inſtruction befinde , ſo
glaube ich doch , daß der von dem Herrn Landobekjaͤ—
germeiſter v. Kettner vorgeſchlagene weitere Beyſatz ,
zur Vermeidung moͤglicher Mißverſtaͤndniſſe , unbedenk —

lich aufzenommen werden koͤnne.

Nachdem der Frhr . v. Tuͤrkheim nochmals dar —

auf aufmerkſam gemacht hatte , daß die landesherrli —
he Polizeyeommiſſion doch nicht identiſch mit der Be —

zirksſtelle ſeye , folglich das bloße Beywohnen des Vor⸗
ſtandes der erſtern , demſelben zwar Gelegenheit , eine

Einſchreitung des Amtes zu veranlaſſen , aber nicht zur
eigenen , unmittelbaren Einſchreitung geben koͤnne, und
wenn man Letzteres wirklich beabſichtige , allerdings eine

weitere Beſtimmung raͤthlich werde , — und v. Kett —
ner ſeinen fruͤhern Bemerkungen noch das Beyſpiel
der Armenpolizey in groͤßeren Staͤdten hinzugefuͤgt hat⸗
te , wo die Regierung eine bedeutende Summe aus
dem Aerar zuſchieße , und alſo auch einen Einfluß auf
die Verwaltung haben muͤſſe, auh Se . Durchlaucht ,
der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſi ein , dem v. Kettnerſchen
Antrag beygeſtimmt hatten , ſo erklaͤrte ſich die Kam⸗

mer — ( mit Ausnahme des Hofraths v. Rot —
teg

fùr vie pon dem Landoberjågermeifter v. Kett -
ner vorgeſchlagene Nachverbeſſerung des §.
90 und

einhellig
fuͤr die Gutheißung der , von der Commiſſion
vorgelegten , Reda etion der Gemeindeordnung .
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Der Hofrath v. Rotteck bemerkte , daß nun wohl
uͤber die Annahme oder Verwerfung dieſer , nach dem

Sinn der einzelnen Beſchluͤſſe redigirten , Gemeindeord⸗

nung in Ganzen werde abzuſtimmen , oder doch wenig —
ſtens daruͤber , ob man ſolches wolle , oder nicht ,
ein Schluß zu faſſen ſeye . Seines Erinnerns ſey am

Ende der Discuſſion uͤber die Gemeindeordnung ſolche
Schlußfaſſung auf die Vorlage der Redaction blog ver

ſcho ben worden .

Der Frhr . v. Tuͤrkheim und der geh . Hofrath

Zachariaͤ verſicherten dagegen , es ſey damals bereits

beſchloſſen worden , nicht uͤber Annahme oder Verwer⸗

fung im Ganzen abzuſtimmen , und letzterer las eine

vor ipm liegende Faſſung ſolches Beſchluſſes abz wor —

auf der Hofrath v. Rotteck erwiederte , daß , wenn

es ſich dem alſo verhalte , was er , da er ſeine eigene

Aufſchreibung nicht bey der Hand habe , nicht wieder —

ſprechen wolle , ſein Antrag auf Abſtimmung natuͤrlich
nicht mehr Statt finden koͤnne .

Die Tagesordnung fuͤhrte zur Fortſetzung der Dis —

euſſion uͤber die Gewerbeordnung .

Frhr . v. Weſſenberg : Aus voller Ueberzeugung

ſtimme ich fuͤr das Begehren eines Geſetzes , wodurch
der Grundſatz der allgemeinen Gewerbefreyheit ausge —

ſprochen , und die wenigen nothwendigen Ausnahmen ge —

nau und beſtimmt bezeichnet werden . In ſſo weit ſteht
meine Anſicht mit der des Herrn geh . HofrathsZa —

chariaͤ auf einer Linie . Zugleich halte ich jedoch fuͤr

keineswegs uͤberfluͤſſig , daß in dem Geſetze die Gewer⸗

befreyheit , mittelſt einer zweckmaͤßigen Gewerbeordnung ,
vor ſtoͤrenden Mißbraͤuchen und Ausartung in Gewerbs —

anarchie geſichert , die unmittelbare Beaufſichtigung und

Handhabung dieſer Gewerbeordnung aber eigenen , ge⸗
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ohl waͤhlten Gewerberaͤthen uͤbertragen werde . Beweisgruͤn⸗

em de þiefår find zum Theil fhon von Mndern entwidelt

w worden , theilg wird die Erdrterung der einzelnen Nr -

iige tifel deg vorliegenden Entwurfs den beten Anlaf ges

ht , ben , ſie geltend zu machen .

am Nur eine Bemerfung erlaube ich mir zum Bor -

che aug ,

et Sollte man nåáåmlich von den Gewerberaͤthen die

naͤmlichen Nachtheile , wie von den Zúnften beforgen s
fo fönnte ith diefe Beſorgniß nicht theilen , teil die

sth Gemerberårhe durch ihren Zwed ihre Zufammenfegung

itg und ihre pflichtmaͤßige Theilnahme an dem Gedeihen

etz fåmmtlicher Gewerbe von den einzelnen Zünften , die

ine nur ifr beſonderes Intereſſe im Auge Haben , wefentlich

or⸗ unterſcheiden . Doch jetzt wird mir nur obliegen , mei -

nh ne Grúnde fúr das geſetzliche Ausſprechen des Grund -

ene fazes allgemeiner Gemwerbefreyheit anzugeben ,

er⸗ Recht ſehr bedauern muͤßte ich es (ich kann es

ich nicht bergen ) mwenn die Gewerbefreyheit durch grofe

Shmwierigřeiten aufgehalten werden folte , nachdem Doch

is⸗ die Studirfreyheit ohne Schwierigkeit zum Geſetz er —

hoben worden iſt . Es moͤchte dabey den Anſchein ge⸗—

winnen , als ob die Folgen mißrathener Studien fuͤr

* f

Ki
*

*
s

mg
die Geſammtheit weniger bedenklich , weniger nachtheilig ,

rch waͤren , als die Folgen mißrathener Gewerbsunterneh —

ge⸗ mungen . Dieſer Meinung kaun ich aber eben ſo we — E]
ge— nig ſeyn , als ich dem Koͤrper den Vorzug vor dem y ;
opt Geit einråumen fanne Bey den Studien hat man Ad

3a- in der Regel eine der Berufsarten im Auge , denen
r:

fùr die Beförderung des Gemeinmohlg obliegt ; wogegen AS
— die Gewerbe zunaͤchſt nur den Privatvortheil des Un⸗ z

ig , nehmers beabſichtigen . Es haͤngt keineswegs von der

* freyen Wahl des einzelnen Staatsbuͤrgers ab , ob er

nd von einem fåhigen oder nicht fåhigen Beamten dag

e⸗
Recht nehmen wolle ; wohl aber ſteht ihm die Wahl
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unter geſchickten oder minder geſchickten Handwerkern
frey .

Alle Gruͤnde, die der Studirfreyheit das Wort

reden , ſprechen eben ſo ſtark , wo nicht noch ſtaͤrker , fuͤr
die Gewerbefreyheit , und den moͤglichen Inconvenien
zen der Studirfreyheit wird gerade durch die Gewer —

befreyheit am Beften , und ohne fie nie gang begegnet ,
indem fie denfelben entweder zuvorfommt , der fie mie -
der auggleicht . Ehen fo wåre eg ein Widerſpruch ,
HNandeldfreyheit zu verlangen , die Gewerbefreyheit aber

mit Zunftzwang eingezaͤumt zu laffen . Nie wird Han -
delgfreyheit auffommen , nie wird fie blúhen , wo und

fo lange Zunftzwang die Gewerbe noch umſchlingt .
Die Gleichheit der buͤrgerlichen Rechte , wie unſere Ver —

faſſung ſie ausſpricht , und der große , unſchaͤtzbare Bor -

theil des ungehemmten Fortſchreitens in der Vervoll —

kommnung der Gewerbe , vereinigen ſich zu Gunſten der

Gewerbefreyheit . Zunftzwang hingegen fuͤhrt nothwen —
dig zur Ausſchließung , zum Monopol , und hindert die

freye Concurrenz , bey welcher doch allein ein wirkſa —
mer , lohnender Antrieb zu Vervollkommnung der Ge —
werbe Statt finden kann .

Von einer Umformung der Zuͤnfte verſpreche ich
mir nichts . Es hieße dieß einen Mohren meif wa -

ſchen wollen . Nicht in der Form der Zuͤnſte (dieſe iſt
ziemlich gleichguͤltig) liegt ihr Nachtheil , ſondern in ih —
rem Geiſt , ihrer Tendenz . Dieſer Geiſt , dieſe Tendenz
treten den Verbeſſerungen des Gewerbeweſens ſelbſt —
ſuͤchtig in den Weg ; ſie laſſen ſich nur durch Aufhe —
bung der Zuͤnfte austreiben .

Deswegen halte ich es fuͤr ſehr wichtig , daß das

Geſetz den Grundſatz der allgemeinen Gewerbefreyheit ,
mit Bezeichnung der wenigen nothwendigen Ausnahmen
klar und unumwunden ausſpreche . Der hervorragen -
de Flor der Gewerbe in England und Frankreich , der
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bey dem Zunftzwang niemals zu dieſer Hoͤhe gelangt
waͤre, leiſtet hiefuͤr die zuverlaͤßigſte Buͤrgſchaft , und
it das unverwerflichſte Urgument , vor twelhem ale

Einwendungen deg furzfichtigen und engherzigen Bor :

urtheils verſchwinden muͤſſen.
Die vorzuͤglichſten ſtaatswirthſchaftlichen Schrift⸗

ſteller vor und nach der Franzoͤſiſchen Revolutions
Adam Smith , Stewart , Forbonnais , Tur —

30t , Sap , Ganilh , Chaptal , erflåren fih alle ein -

fimmig gegen das Zunftwefen , dag feinen Nugen laͤngſt
uͤberlebt bat . Chaptal in ſeinem claſſiſchen Werke

von der franzoͤſiſchen Induſtrie zeigt augenſcheinlich ,
wie ſehr in Frankteich ſeit der Aufhebung der Zuͤnfte
alle Gewerbe , ungeachtet ihrer vielen und langjaͤhrigen
Stoͤrungen durch die Geburtswehen des Staats , ſich
gehoben haben . Er fuͤhrt aber auch aus der vorheri —
gen Zeit die hoͤchſt merkwuͤrdige Thatſache an , daß
aus der Vorſtadt St . Antoine von Paris , der eingi -
gen , wo damals die Gewerbe frey von Zunftzwang
getrieben wurden , die meiſten Erfindungen und Bers

beſſerungen in den Gewerben hervorgegangen find :
Vergeblich ſchuͤtzt man eine Gefaͤhrdung der Rechte

er jetzigen Inhaber von Gewerben vor . Ihre Rechte
werden durch Einfuͤhrung der allgemeinen Gewerbe —⸗
freyheit keineswegs beeintraͤchtigt . Wohl aber iſt ihr
Monopol , ihr Pribilegium , eine beſtaͤndige , fortwaͤh —
ende , Beeintraͤchtigung der Rechte aller Staatsbuͤrger ,
nicht nur der Gewerbetreibenden , auch derjenigen , die
arbeiten laſſen . Hoͤchſtens koͤnnte in Anſehung einiger
wenigen Monopole , wenn fie vom taat erfauft wåren ,
bey ihrer Aufhebung der Anſpruch auf Entſchaͤdigung
Plag greifen , Der gute , gefpidte Arbeiter wird
die Gewerbefrepþeit nicht foeuen , er fann bep ipe
nur gewinnen , wenn aber der ſchlechte dadurch zuruͤck⸗
geſetzt wird , ſo geſchieht ihm nur , was Rechtens iſt ,

8Protokolle der 1. ammer . gr Bd
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nicht das mindeſte Unrecht . Was ferner das Eiger

thum der Zuͤnfte betrifft , ſo bin ich allerdings
dafuͤr , daß es der Geſammtheit der Genoſſen deg bez

treffenden Gewerbes verbleibe . Nur ſoll es eine durch⸗
aus nuͤtzliche, dem Gewerbe ſelbſt foͤrderliche , Verwen⸗

dung erhalten . In keinem Fall aber ſoll und darf es

ein Hinderniß der Gewerbefreyheit abgeben .

Endlich gebe ich gerne zu , daß , wie bey der

Studirfreyheit , die Ausuͤbung eines gelehrten Fachs
im Dienſte der Geſammtheit durch den Erfolg gewiſ —

ſer geſetzlich beſtimmter Pruͤfungen bedingt wird , eben

ſo auch der ſelbſtſtaͤndigen Ausuͤbung eines Gewerbs

eine , geſetzlich zu beſtimmende , Pruͤfung voraus gehen

ſoll . Solch eine Pruͤfung , obgleich ſie nicht abſolut
und allgemein fuͤr nothwendig anerkannt werden duͤrfte ,

ſcheint mir doch eine gerechte und billige Vorſorge ,

welche die Regierung , wenigſtens dermal noch , bis

die Gewerbefreyheit Fruͤchte getragen hat , den Gewer⸗

betreibenden ſowohl , als den uͤbrigen Staatsbuͤrgern

ſchuldig iſt . Jedoch wird die Pruͤfung mehrentheils

nur in der Lieferung einer Arbeit zu beſtehen haben ,

indem dieſe am beſten und zuverlaͤßigſten die Faͤhig—
keit beweist . Die Beurtheilung der Arbeit aber wird

nicht der oͤfters neidiſchen , oder eiferſuͤchtigen Genoſ —

ſenſchaft des betreffenden Gewerbs zu uͤberlaſſen , ſon⸗

dern dem unpartheyiſchen Gewerberath zu uͤbertragen

feyn . Doch daruͤber noch ein Wort zu fagen , wird

ſich ſpaͤter Anlaß darbieten .

Ich wiederhole jetzt meinen allgemeinen Antrag ,

und fuͤge noch mein offenes Glaubensbekenntniß bey ;

daß waͤhrend auch die beſte Gewerbeordnung nur ne⸗ —

gativ zum Gedeihen und zur Vervollkommnung der

Gewerbe beytragen kann , die Regierung durch gute

Gewerbsſchulen , groͤßere und kleinere , hoͤhere
und niedere , auf eine ſehr poſitive Mrt darauf
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et einwirken , und auf den Erfolg mit Zuverſicht rechnen

ngö koͤnne. Geſetze koͤnnen die Gewerbe entfeſſeln und be —

be⸗ ſchuͤtzen , nur bildende Anſtalten koͤnnen ſie beleben und

rch⸗ veredeln .

ena

e8 Frhr . v. Falk enſte in : Wenn ich das Hobe
Praͤſidium als Berichtserſtatter noch einmal um das

der Wort bitte , ſo geſchieht es in der Abſicht , demit es

ichs mir vergoͤnnt ſeye , einige Hauptmomente des Vor —

wiſ⸗ trags des Herrn geh . Hofraths Zachariaͤ als Cinmen -
ben Dungen gegen die Commiiftongantråge , im Ginne der
erbs letztern , in Kuͤrze zu beleuchten :

hen Der verehrte Nedner hat behauptet , daf durd
olut die Beybehaltung der Zuͤnfte ſchaͤdliche Monopole be —

ifte huͤnſtigt wuͤrden . Wenn dieſe Behauptung , ruͤckſichtlich
rge , der alten biéherigen Zunflverfaſſung , zugegeben wird,

bis ſo kann dieſes doch durchaus nicht bey jener neuen
ver⸗ Verfaſſung der Zuͤnfte der Fall ſeyn , wie dieſelbe in

gern Verbindung mit einer neuen , die Gewerbefreyheit x
eilg moͤglichſt beguͤnſtigenden , Gewerbebrdnung gewuͤnſcht `
eN , Und vorgefolagen wird . Man werfe nur einen Blid

—*hig⸗ auf die , in dem Commiſſtonsberichte enthaltenen , deß⸗ —
vird fallſtzen Beſtimmungen . Nach dieſen letztern fol es +3
nof jedem Bürger in einer : Gemeinde erlaubt : feyny das A
fon - ordnungsmaͤßige erlernte Gewerbe , in welchem er ges —*

gen Prùft worden ift , augzuůben , und gu treiben , Ger z
vird ner fol der bisherige grofe Unterfhied zwifHen der Z

Gemwerbbefugnifen auf dem Lande und in den Gtådten *
rag » aufgehoben , - und nicht minder folen ale Erzengniffè

Éeyy des imnern Gewerbfeigeg ungehindert von einem Orte fa |
nes deg Landes in dfe andern gebracht und verfanft wer - —
der den duͤrfen. Ich frage nun : wie iſt es moͤglich, daß beh —2

gute dieſen Beſtimmungen Monopole entſtehen oder beguͤn— *
here ſtigt werden koͤnnen ? Liegt nicht vielmehr hierin N
rauf GN i
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der erfe rafe Schritt zu einer gaͤnzlichen Gewei ?

befreppeit ?
Wenn die Zinfte bisher die Beſchuͤtzerinnen des

Zunftzwanges und der Monopole waren , ſo werden

ſte nach ihrer neuen Geſtaltung gerade rie entgegen -

geſetzte Rolle uͤbernehmen , indem ſie naͤmlich in zweck⸗
maͤßiger Wechſelwirkung mit den Gewerberaͤthen die

neue Ordnung der Dinge handhaben muͤſſen. Bon

dem verehrten Redner wurde ferner angefuͤhrt , daß
durch die Zuͤnfte der buͤrgerlichen Freyheit Eintrag ge —

ſchehe . Wenn die Zuͤnfte in ihrer neuen Geſtaltung
ſich blos mit der Handhabung einer wohlthaͤtigen Ord —⸗

nung unter den Gewerbsgenoſſen , ruͤckſichtlich der Erzie —
hung und Ausbildung der Gewerbbefliſſenen , der Ver —

haͤltniſſe zwiſchen Meiſter und Geſellen , und der guten

Verwaltung und Verwendung des Zunftvermoͤgens ,
abgeben , wenn ſie weder den freyen Betrieb der Ge —

werbe , noch den freyen Verkehr mit Erzeugniſſen des

Gewerbfleißes hindern koͤnnen , ſo iſt wohl nicht abzu —
ſehen , wie dadurch die buͤrgerliche Freyheit geſtoͤrt ,
oder derſelben zu nahe getreten werden kann .

So wenig man behaupten kann , daß durch gute

Polizeygeſetze in einem Staate die buͤrgerliche Freyheit
gefährdet werde , eben ſo wenig laͤßt ſich dieſes von

einer guten , zweckmaͤßigen Zunftordnung ſagen ; daß
aber dieſe letztere wirklich eine zeitgemaͤße Form erhalte ,
dafuͤr werden die Beſtimmungen der neuen Gewerbe —

ordnung ſorgen , ſo wie die Gewerberaͤthe die beſten

Waͤchter ſeyn kounen , daß kein ſchaͤdlicher Kaſtengeiſt ,
kein Zunftzwang mehr aufkomme .

In dem Vortrage des verehrten Redners kommt

die Bemerkung vor , daß , weil man mit der Studir —⸗

freyheit und der Gemeindeordnung neue Verſuche ge —

macht babe , man es auch eben ſo mit der Gewerbe⸗

freyheit thun muͤſſe



—
guan " — — —

D

O

n

To

E

NA

G

N
A

e

T

O

O

Bisi

~
O

r

OE

TN

T

ka

L

er

r

— meEAA O —— K

Gieben und fånfzigfte Sigung vom 7. Jan . 447

Jh muf befennen , daf ich , wie ih eë bereitg
in dem Commiſſtonsberichte erklaͤrt habe , kein Freund
von eigenfinnigem Feſthalten an dem bisher Beſtan —
denen bin , und daß ich daher jeden Schritt zu einem

verbeſſerten Zuſtande gewiß zu ſchaͤtzen weiß ; nur fann

ich mich bey ſolchen Radicalreformen einer gewiſſen aͤngſt⸗
lichen Beſorgniß nicht erwehren , daß der Eifer fuͤr
das Beſſere zu weit fuͤhren , und daß das beſtehende
Gute mit dem Boͤſen zugleich vertilgt werden moͤchte.
Auch halte ich es nicht fuͤt raͤthlich, Dag gleichzeitig
ſo viele neue gewagte Verſuche gemacht werden , wenn
ſie gleich groͤßtentheils auf ſehr ſchoͤnen Theorieen be —

ruhen . Es moͤchte ſonſt dem Staate wie den Kran —
ken gehen , an denen man verſchiedene Heilmethoden
auf einmal verſucht , und die gerade deßwegen nicht
zur Geneſung gelangen koͤnnen.

Endlich wurden auch fremde Staaten ale Bep
ſpiele fuͤr die unbedingte Gewerbefreyheit angefuͤhrt

Es iſt nicht zu mißkennen , daß man ſehr fuͤ
die unbedingte Gewerbefreyheit eingenommen werde

muß, wenn man den bluͤhenden Zuſtand der Gewerb
in England und Frankreich betrachtet ; allein es ent —

ſteht bey dieſer Betrachtung doch die Frage : ob

nicht der große Umfang und der Reichthum , ſo wie
die ausgedehnten und guͤnſtigen commereiellen Verhaͤlt —
niſſe dieſer Laͤnder , einen eben ſo großen Antheil an

dem vortheilhaften Zuſtande der Gewerbe haben , als
die Einfuͤhrung einer unbedingten Gewerbefrehheit ?

Ferner iſt zu erwaͤgen, daß dieſe Laͤnder ſchon
auf dem Punete ſtehen , zu dem Wir erſt hinzukom⸗
men trachten ; die bedenkliche Uebergangsperlkode iſt
ůberſtanden , dort hat man alfo nicht mehr die nah -
theiligen Folgen zu beruͤckſichtigen , welche der ſchnelle
Wechſel eines beſchraͤnkten Zuſtandes mit einem unge —
bundenen, nothwendig mit ſich fuͤhren muß : es ſind
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daſelbſt keine Verhaͤltniſſe zu beachten , die , ohne unge —

recht gegen die Zeitgenoſſen zu ſeyn , mit Schonung
behandelt werden muͤſſen. Wohl aber iſt alles dieſes
bey ung der Fal , ound meun eS daher zwey Wege

gibt , die zum némlichþen Biele führen , fo wåple man

doch den ſicherſten , naͤmlich den vorbereitenden , oder

den Weg der Erfahrung !

v. Rotteck : Ich war nicht geſonnen , an der

Discuffion uͤber die Gewerbeordnung beſondern Theil

zu nehmen , weil mir der Gegenſtand — zum Behuf
der Vorlage blos allgemeiner Wuͤnſche an die Regie —

rung — durch die gruͤndlichen und lichtvollen Eroͤr —

terungen , die er ſowohl in der zweyten Kammer ,

als in dem Berichte unſerer Commiffon erhalten ,

hinreichend entwickelt ſchien . Der in der letzten Sitzung
vernommene Vortrag eines verehrlichen Mitglieds ,

welcher , einen kuͤhnern Schwung nehmend , die Herſtel —

lung einer ganz uneingeſchraͤnkten Gewerbefreyheit
begehrt , und heute ſich der Zuſtimmung noch eines

hochverehrten Redners erfreute , noͤthigt mich jedoch ,
wenigſtens mit einigen Worten , die Tendenz zu recht —

fertigen , die meine eigene Abſtimmung nehmen wird .

Dieſe Tendenz wird naͤmlich den Antraͤgen der zwey —

ten Kammer und unſerer Commiſſton gleichlaufend ,
mithin auf eine , noch in etwas beſchraͤnkte , Ge —

werbefreyheit gehend ſeyn .
Faſt ſollte man dabey glauben , es haͤtten der

verehrte Redner in der letzten Sitzung und ich ihre
Rollen gewechſelt . Ich , dem fon wiederholt
der Vorwurf gemacht worden , das hemmende und er —

haltende Prineip , welches , wie man ſagt ,in dieſer Kammer

vorherrſchen ſollte , verlaͤugnet zu haben , ſcheine es heute
in Anſpruch zu nehmen zu Gunſten der Erhaltung einiger

beſtehender Gewerbseinxichtungen , und mein verehrter
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Gegner , welcher fo oft jenem hemmenden Princip und

dem hiftorifhen Rehte feine Huldigung darbrachte , er -

Hebt fich zu meinem Erſtaunen auf einmal zur entſchie⸗
denen Krieg s erklaͤrung gegen die Vergangenheit , und

will ſofort eine „ Hauptſchlaſcht “ liefern wider das

alterthuͤmliche Zunftweſen .
Es kann mir jedoch nicht ſchwer werden , die Con -

ſequenz meiner Principien auch bey dieſer ſcheinbaren

Abweichung zu bewaͤhren . Ich glaube naͤmlich , und

von jeher hatten meine Abſtimmungen dieſe Richtung ,
es ſoll uͤberall da , wo das Recht es erheiſcht , d . h.

wo die Inſtitutionen der Vergangenhelt als wirkliches
Unrecht , oder als unſerer Conſtitution widerſtreitend ,

erſcheinen , ein entſchiedener Krieg dagegen gefuͤhrt, und

dag Unrecht bis auf die Wurzel vertilgt werden .

Nicht alſo , wo bloße Berechnungen der Staats⸗
wirthſchaft zu einer Veraͤnderung den Anſtoß geben .
Hier ſoll man ſachte , von der Erfahrung Schritt fuͤr
Schritt geleitet , mit moͤglichſter Beachtung aller Inter —

eſſen und mit Schonung des Beſtehenden verfahren ,

alſo nur allmaͤhlig dem Ziele ſich naͤhern . Nur das

Recht gebietet unbedingt , in der Sphaͤre der Klugheit
mag man wohl umſichtig und zaudernd ſeyn .

Alfo ifs mit den Zénften . Was an ihren

Einſetzungen als widerrechtlich ſich darſtellt , muͤſſe

ohne Verzug und Schonung getilgt werden ; was aber

blos minder gut , oder den Planen der Staats⸗

wirthſchaft minder foͤrderlich erſcheint , das werde nur

langſam , an der Hand der ſorgſamen Pruͤfung und Er —

fahrung , aus dem Wege geraͤumt .
Was iſt nun ungerecht bey dem Zunftweſen ?

das Daſeyn der Zuͤnfte gewiß nicht . Die buͤrgerli—
che und insbeſondere die Gewerbefreyheit vertraͤgt ſich
mit Zuͤnften uͤberhaupt ſo gut , als die Studir⸗

freyheit — die mein Gegner als Beyſpiel anzog —
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mitden Facultåten , und menn man bey unbeſchraͤnkten
Freyheit des Studiums doch die A us uͤbung einer Wiſ⸗
ſenſchaft — als Arzt , Advocat u. ſ. w. nicht nur an
gewiſſe Formen des Studiums und an Proben bindet ,
fondern felbft , wie bey Advocaten , cine gewiſſe Zahl
feſtſetzen zu duͤrfen glaubt , uͤber welche hinaus geo Ba
in einem Beziré feine meitern follen lizenzirt werden ;
fo ft fich ein analoges Redt des Staates in Anſe⸗
hung der Gewerbe nicht wohl bezweifeln . Ja , der
verehrte Redner , gegen welchen ich ſpreche , hat ſelbſt
durch Statuirung einiger Ausnah men , z. B . der
Apotheker dasjenige Princip anerkannt , worauf hier
meine ganze Lehre beruht : naͤmlich es iſt dem Staate
erlaubt , aus Gruͤnden des oͤffentlichen Wohls GiB
Sicherheit in weiterer Vedeutung Deg Wort ) die Gez
werbefreyheit zu beſchraͤnken. Ein mehreres begehre
ich nicht . Das Princip der Freyheit mag gar wohl
beſtehen mit den Zuͤnften. Denn mit nichten ſoll
mit dieſen jenes der Ausſchließung aufgeſtellt ſeyn . Sie
folen weder der allgemeinen Erwerbs - over Arbeits⸗
freyheit eines jeden Staatsbuͤrgers , noch dem Rechte
oder Intereſſe der Conſumenten Eintrag thun . Aber
eine Beſchraͤnkung , welche fuͤr jeden Staatsbuͤrger
gleichmaͤßig ausgeſprochen iſt , hebt den Begriff der
allgemeinen buͤrgerlichen Freyheit nicht auf ,
der Nachtheil einer ſolchen , durch allgemeines Geſetz
auszuſprechenden Beſchraͤnkung , ſo wie der Nachtheil
der Conſumenten , der aus vermindeter Coneurrenz der
Arbeiter entſpringt , mag eine Vergleichung aushal —
ten , mit dem Vortheile , der ihnen z. B . aus der
Verhuͤtung des Betrugs und aus der vergroͤßerten Si⸗
cherheit fuͤr die Guͤte der Waaren entſpringt . Daß in
beiden Sphaͤren das Mittelmaaß , naͤmlich die Linie
des Rechts und des allgemeinen Vortheils niht úber .
ſchritten werde , dafuͤr buͤrgt die repraͤſentative Verſaß
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fung ; weil þier diejenigen , welche gefeglih Befhråns
kungen ausſprechen , zugleich diejenigen find , die durch
Diefelben gebunden werden .

Als Momente får die Entſcheldung der Frage :
ob nun wirklich die Zuͤnfte aufgehoben werden oder

fortbeſtehen ſollen , moͤgen einige Blicke auf die Vor⸗

theile , die von ihnen theils naturgemaͤß abfließen ,
theils durch weiſe Benutzung zu gewinnen ſind , von

Bedeutung ſeyn ; Vortheile , die ſich theils auf die

Zunftgenoffen ſelbſt , theils auf die uͤbrigen
Buͤrger , als Conſumenten betrachtet , und theils endlich
auf Dag allgemeine Staatsleben beziehen .

Der Redner entwidelte nunmehr die Bortheile ,

welche erſtens den Conſumenten durch die Zuͤnfte
zugehen ; naͤmlich die beſſere Gewaͤhrleiſtung fuͤr Guͤte

und Dauerhaftigkeit zc . der Waaren , und Abhal—⸗
tung eines jeden Betrugs , und des zudringlichen An —

bietens von aͤuſſerlich ſchoͤner und innerlich ſchlechter
Waare , indem niemals der voruͤbergehende — von Chaz
rakter wie von Zufaͤllen abhaͤngende Credit eines ein —

zelnen Mannes ſo begruͤndet ſeyn koͤnne, wie jener ,
der durch vereinte Aufmerkſamkeit einer fortlebenden
Zunft erhalten wuͤrdez und indem weiter die Zuͤnfte
durch regelmaͤßigen Unterricht und Ausbildung
den Nachwuchs kuͤchtiger Gewerbsleute verbuͤrgten .

Er mwůrdigte ferner zweyteng den — bey der

großen Zahl der Zuͤnfte , oder der Mugbreitung deg

Gewerbsſtandes auch får die Geſammtheit hoch anzu —

ſchlagenden — Vortheil der Zunftgenoſſen , wel —

cher theils in den eben beruͤhrten Puncten , theils auch
in einem bey Fleiß und Maͤßigkeit geſicher ten Le —

bensunterhalt , Zuflucht in Arm uth oder Krank —
heit , Unterſtuͤtzung beym Wandern u. ſ . f. beſte⸗
he, und durch deſſen Verluſt ploͤtzlich eine ſehr große
Anzahl von Staatsgliedern aufs empfindlichſte wuͤrde
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gedrúdt werden , Endlich ſprach er drittens von
dem Verhaͤltniß der Zuͤnfte zum Staatsle —

ben im Ganzen . Die Zuͤnfte ſind eine , ſchon durch
das Alter ehrwuͤrdige , ja aus der Natur ſelbſt her —
vorgegangene , Einſetzung . Aehnlich den geſellſchaftlichen
Vereinbarungen der nachbarlichen Wohner , die naturge —
maͤß zu Gemeinden ſich ſammeln , ſind die Vereinba —

rungen der Genoſſen eines Gewerbs . Was
dort die Nach barſchaft und die aus derſelben ent —

ſtandenen vielſeitigern Beruͤhrungen , das wirkt hier die

Gemeinſchaft des Intereſſes , der Lebensweiſe , der

Beduͤrfniſſe u. ſ. . , und es ſind alſo die Zuͤnfte den
Gemeinden zu vergleichen , und , ſo wie dieſe , keines —

wegs ein Uebel , ſondern vielmehr ein koſtbares Gut —

fuͤr den Staat .

Hebt man die Zuͤnfte auf , und proclamirt man
eine ganz uneingeſchraͤnkte Gewerbsfreyheit , ſo entſteht
ſofort ein ungezaͤhmtes Rennen nach Gewinn im Fache
der Gewerbethaͤtigkeit ein Krieg Aller gegen Alle .

Zwey Hauptquellen der Erhaltung und der Ge —

ſundheit hat der Staat , den Land bau und den © ez

werbfleiß . So wie es aͤuſſerſt verderblich fuͤr ihn
ift , wenn Grund und Boden einerfeit in die aller -

kleinſten Pareellen vertheilt und anderſeits zu un —

geheuern , ganze Bezirke verſchlingenden , Privatguͤ —
tern vereinigt wird ; alſo beſteht ein gleich koſtbares
Intereſſe fuͤr ihn im Felde der Gewerbethaͤtigkeit , oder

des Gewinns aus Gewerben . Hier , wie dort ,
folen niht einige wenige grofe Gewerbgherren ,
und eine Maffe von armen , blog dienenden , Arbeitern

feyn , fondern eg folen , fo wie móglihf viete , måfiig
grofe , dem Unterhaltgbedúrfnig einer Familie ent -

ſprechende Bauernguͤter , alſo auch moͤglichſt viele ,
maͤßig ausgedehnte , doch wohl verſicherte , dem Lebens —

unterhalt einer Familie bey Fleiß und Maͤßigkeit genu —ͤ
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gende , Kreiſe des Gewerbsgewinns ſeyn ; und ſo

wie dort beym Landbau durch weiſe Erbsgeſetze u .

a. Anſtalten der Anhaͤufung ungeheurer Laͤndereyen in

wenig Haͤnden , und der Vermehrung nahrungsloſer ,
knechtiſcher Colonen , ſoll geſteuert werden , alſo hier

bep den Gewerben durch Zuͤnfte . Bey freyer Con —

currenz werden naturgemaͤß die Thaͤtigern , Begehr —

lichern , Gluͤcklichern , oft auch die Schlaueſten
und Betruͤg lich ſten , am meiſten aber die Reich ern ,

den uͤbrigen den Rang ablaufen . Kein Gewerbtreibender

iſt mehr einen Tag lang ſeines Unterhaltes ſicher . Die

genuͤgſame , ehrbare , ſtille Lebensfreude , die ſo

viele Tauſende begluͤckte , ſie iſt dahin ; jeder muß den

Gewinn deg Tages moͤglichſt erhoͤhen , denn er kann

auf den morgenden nicht mehr zaͤhlen . In dieſem Krie —

ge Aller gegen Alle wird aber bald der Arme ver —

draͤngt und unterdruͤckt werden , durch Jenen , der ein

großes Capital hat . Ohne eigene Emſigkeit oder

Kunſt ſetzt dieſer dadurch tauſend dienſtbare Haͤnde in

Bewegung , betreibt alle Gewerbe fabrikmaͤßig , reißt alle

Kunden an ſich , und verſieht allein einen ganzen

Markt . Dem armen Gewerbsmanne bleibt nichts uͤb⸗

rig , als gleichfalls Lohnknecht des Reichen zu werden ,

und ſo entſteht in kurzer Grift eine Theilung deg

Gewerbſtandes in zwey ungleiche Claſſen , wovon die

eine an Zahl geringe — wie die Grundherrn des

Mittelalters den Grund — das Feld der Gewerbthaͤ —⸗

tigkeit und des Gkwerbegewinns als Eigenthum oder

Eroberung beſitzt , die andere , hoͤchſt zahlreiche — wie

die an die Scholle gehefteten Knechte — um kuͤmmer —

liches Brot arbeitend , die Schaͤtze der erſten mehrt ,

aber zugleich — wie zumal die Erfahrungen Englands

zeigen — in daͤllen der geſteigerten Noth , oder in

Sålen deg Banquerouts ihrer Brotherrn , eine fuͤr die

Ruhe des Staats ſehr gefaͤhrliche Maſſe , die vorzuͤg⸗
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tichte . Hoffnung der Radicalen @iefen Namen in
ſeiner ſchlimmen Bedeutung genommen , ich fenne da :
von auch eine gute ) find :

Wollen wir diefe unfelige Geldariſtokratie ver —
huͤten , wollen wir eine große Zahl von ſelb ſt ſt aͤn —
digen , zufriedenen und ruhigen Buͤrgern haben ,
ſo laßt uns die Zuͤnfte ehren und erhalten , als wel —
chen wir groͤßtentheils ſolches koſtbare Beſitzthum ver —
danken . Beym Landbau — mnd dieg ift der Un -
terſchied , welchen ich wohl zu beruͤckſichtigen bitte —
beym Landbau ſetzt der Umfang des Grundes der

Erwerbung ein gewiſſes Ziel , und die Eigenſchaften der
Producte ſind meiſt leicht nach Guͤte und Werth zu
erkennen . Bey den Gewerben hat der Specula⸗
tions⸗ oder Eroberungsgeiſt keine natuͤrliche Grenze , er
muß ihm durch poſitive Verfuͤgung geſetzt werden ,
und hier ſind auch Uebervortheilung , Lift , 3u -
dringlichkeit und Gluͤck weit maͤchtiger als dort .
Noch will ich bemerken , daß die Zuͤnfle ſelbſt eine
Schule des Patriotismus oder des Buͤrgerſinns
werden koͤnnen . Wenn es naͤmlich wahr ift , dag von .
der engherzigen Selbſtliebe bis zur Vaterlandsliebe in
einem Staat , welcher mehr als eine Gemeinde umfaßt ,
cin etwas großer , von der Empfindung Des weniger
Gebildeten ſchwer zu machender Schritt iſt ; ſo erſchei⸗
nen die kleinern Verbindungen im Schooße des
Staates , die , wie allmaͤhlich ſich erweiternde Kreiſe , fuͤr
die Erkenntniß wie fuͤr die Empfindung , ſich darſtellen ,
alſo die Familien , die Gemeinden , die Bezirks —
genoſſenſchaften . f . . , daher auch die Zuͤnfte
und Innungen wie eine wahre Schule des Patrio —
tismus ; worin naͤmlich der Einzelne ſich angewoͤhnt ,
ſich nicht blos als iſolirtes Weſen , fondern als Theil
einer Geſammtheit zu betrachten , und dieſer Gez

ſammtheit mit Intereſſen , Pfüichten und Liebe
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verbunden zu ſeyn . Nichts Traurigeres , und mehr den kaͤl⸗
in

da⸗ teſten Egoismus Naͤhrendes gibt es , als eine Verfaſ —

ſung , wornach auf einer Seite blos die Regierung

et
Oder die hohe dee der GtaatSgefammtheit , und

ina auf der andern Seite Lauter Einzelne — Milio -

en ,
nen von Einzelnen — fich befinden . Wenige vermý -

elz Ben e fofort , fih mit Geif und Hery big zur gro -

er⸗
ßen Geſammtheit empor zu ſchwingen , und alles ver⸗

in — ſinkt daher in ſchnoͤde Selbſſt ſucht, ſo wie , wenn

D5 nicht mehrere Gtaaten , fondern nur ein Welttaat

der waͤre, durchaus keine Rettung gegen den troſtloſeſten

et Egoismus , kein Erhebungsmittel zur Humanitaͤt

zu
mehr bliebe .

la⸗ Mit dieſen allgemeinen Andeutungen — dem

er Zweck der vorliegenden Discuſſion gemaͤß — enthalte

n
ich mich ſpecieller Vorſchlaͤge , und bemerke nur

u - nod, daß eine Zunftverfaſſung , wornach je dem Staats —
3

rte buͤrger, welcher ordnungsgemaͤß ein Gewerbe erlernt hat , A

*
die Aufnahme in die Zunft muͤßte gewaͤhrt ( den nicht —

nS ſchon durch die Geburt Berechtigten etwa gegen ein ver —

on. haͤltnißmaͤßiges Einkaufsgeld ) und mwornach ferner ge - Ri
ii wife einfachere Gewerbe auch aufferhalb der Zunft A

t , oder in Vereinbarung mit eigentlichen 3 unftgewerben kea

er dürften getrieben werden , woned endlich in allen mit K
$a dem allgemeinen Wop ! oderden Yntereffen der ——
8 ùbrigen Bårgerclaffen verbundenen Dingen der 3

t Staat allein , in den blos einheimiſchen Zunftſa — Sa
y hen jedoch die Zunft felbf autonomifHh zu gebieten HA

5
haͤtte — die uns vorliegende Mufgabe fey , Mit Bor -

A

R behalt einiger befonderer Bemerfungen gu den einzelnen 6

ja Urtifeln der ung mitgetheilten Wûnfhe , timme ich hier - 3

i ai im Allgemeinen auf Beytritt zu dem Beſchluſſe E

£
er zweyten Kammer , nah dem Ginne deg Commiffiong -

berichtg ,
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Frhr . v. Baden ? Einige Worte uͤber die Straf⸗
reden , die gegen die Zuͤnfte gehalten worden , erlaube
ich mir zu ſagen , obgleich meine augenblickliche An⸗

kunft mich in das Einzelne des Streitgeſpraͤchs einzu —⸗
laſſen , mir nicht geſtattet .

Die Zuͤnfte ſind unſere aͤlteſten Inſtitute in Eu —

ropa , welchen wir unſern hoͤhern Grad der Cultur zu
danken haben ; ich will nur eine Zunft zum Beweis hier
anfuͤhren , naͤmlich die Maurerzunft , welcher wir
die herrlichen Monumente in Strasburg , Freyburg und
Coͤlln zu danken haben , welche in Schottland alle große
Gebaͤude im hohen Styl ihrer Beſtimmung leitete , wel⸗

che , wenn ſie noch ſo rein erhalten waͤre, uns gewiß
nicht in dieſen Saal beengt haͤtte, und dieſem Staͤnde —

hauſe jenen Charakter wuͤrde gegeben haben , den ein

ſolches Gebaͤude ſeinem Zwecke nach verdiente . Allein

diefe Zunft blicb niht in ihrer Verbindung bey Ge -
båuden frehen , ihr haben wir fo manche bòbere Cultur

zu danken , vielleicht ſelbſt unſer Zuſammenſeyn hier .
Die Zuͤnfte ſind fuͤr das Fortſchreiten des Kunſtfleißes
geweſen , was die Kloͤſter der Wiſſenſchaft ; ich will da —

durch ſo wenig dem Moͤnchthum , als dem Zunftzwan —
ge Dag Wort reden . — Allein ſo wie die Studirfrey —
heit Jedem zu ſtudiren erlaubt , ſo ſoll Jedem erlaubt

ſeyn , jedes Gewerbe zu erlernen ; die Zuͤnfte ſollen die

Pruͤfungsanſtalt des Erlernten ſeyn , und das Geſetz
ſoll dieſer Zunftanſtalt dieſen reinen Charakter geben
— in Verbindung mit Unterſtuͤtzungsanſtalt — und es

wird gebeſſert , ohne zuſammengeriſſen zu werden . Stras —

burg gibt uns das Bild jener ſoliden Einrichtung , denn

ſchwerlich finden ſich beſſere Arbeiter alg dort .

Ich ſchließe mich nach dieſem dem Commiſſtons —
antrage an .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Durch die ſo eben vernom —
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raf⸗ mene Rede wird die Berathung wieder auf den Punet

ubg zuridgefůhrt , auf welchen e $ in diefer Angelegenheit

An⸗ ankommt . Ohne zu wiederholen , was ich hieruͤber in

zu⸗ der letzten Sitzung geſagt habe , erlaube ich mir nur ,

darauf aufmerkſam zu machen , daß man nicht

Eu⸗ weiter kommen wird , wenn man immer nur von

zu Gewerbfreyheit im Allgemeinen , und von den Bor -

hier theilen derſelben ſpricht ; denn dieſelbe iſt als allgemei —

wir nes Princip nicht angefochten worden , ſondern die Ver —

und ſchiedenheit der Meinungen bezieht ſich blos auf die

ofe Wahl zwiſchen jenen beiden Syſtemen , welche ich in

vel⸗ Ermanglung anderer Bezeichnungen , das Patent : und

wiß ein gelaͤutertes Zunftſyſtem genannt habe .

Dez Go wie eg bey der Berathung Aber einen Gefez

éin entwurf auf die genaue Erdrterung Der Ausführung ei -

fein neg Grundfageg in allen einzelnen Beftimmungen anz

Ge⸗ kommt , ſo iſt es bey der Berathung uͤber eine Motion

tur von entſcheidender Wichtigkeit , ſich uͤber die allgemei —

iers nen Ideen ſelbſt zu verfåndigen , von welchen bep der

fes erſt zu erwartenden Geſetzgebung ausgegangen werden ſoll . J

da⸗ Die Beybehaltung einer Verbindung unter den f

anz Genofen eines Handwerfs , welche man nur dann mit Ae

rey⸗ dem alten Namen einer Zunftverbindung bezeichnen K

ubt darf , wenn man fich dabey von Der dee der biêheri - w

die gen , uicht wohl in Schutz zu nehmenden , Zunfteinrich⸗

fet
"

tungen gang log matt , fann , nah meiner Ynfidt , nur

ben aus dem Geſichtspunct des Intereſſe des Publicum i
es und dem allgemeinen Intereſſe des Nalionalreichthums H

ag - und der Gtaatgpolizey vertheidigt werden , welhen idh
3

enn in der legten Gigung gwar niht auggefåhrt aber ange - 9

deutet habe , und worauf man ſich auch in den Bera — aa

ng - thungen der zweyten Kammer beſchraͤnkt hat . F
Der Redner vor mir hat dieſe Zunfteinrichtungen

auch aus dem Geſichtspunete der wohlthaͤtigen Folgen

stii eines Koͤrperſchaftsgeiſtes auf den allgemeinen Charak —

Le)

eon
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ter der buͤrgerlichen Geſellſchaft in Schutz genommen ,
und eineFolge davon wird feyn , daß er von dieſer bishe⸗
rigen Zunftverfaſſung mehr beyzubehalten gemeint ſeyn
muß , als ich und alle diejenigen fuͤr raͤthlich halten
koͤnnen , welche eine fortdauernde Verbindung der Ge —
werbtreibenden , blos aus Gruͤnden der Nationaloͤcono⸗
mie und der Polizey ; — in letzterer Hinſicht nament⸗
lich der Conſumenten wegen — empfehlen . Allein ſo
intereſſant es mir auch war , in der Darſtellung der
Vortheile engerer Verbindungen , und eines dadurch zu
erweckenden , der Selbſtſucht entgegen arbeitenden Ge —
meinſinns , eine Ausfuͤhrung jener Idee zu finden , wel -
he ith am Shlug meineg Berichtes ber die Gemein -
deordnung mit einigen Worten nur beråhrt þatte , fo
glaube ih doh , daf Gewerbe , in welchen nur der
Einzelne feinen Zwed , der Staat aber nur Mittel zu
den Zwecken der Geſammtheit erblicken kann , fuͤr die

Geſetzgebung keinen Haltpunet geben koͤnnen, um einen
untergeordneten Gemeinſinn daran zu knuͤpfen, ſondern
daß dadurch nur eine dem Intereſſe des Publieums ſich
entgegenſtellende Selbſtſucht befoͤrdert werden muͤßte.
Der Verfolg wird zeigen , wie wir bey dleſen verſchie⸗
denen Anſichten , in dem was beybehalten werden ſoll,
von einander abweichen muͤſſen.

Zachariaͤ : Es iſt in aͤhnlichen Verſammlungen
uͤblich , daß der , welcher einen Antrag gemacht hat , ſich
auf die ihm entgegengeſtellten Einreden am Schluſſe
des Streitgeſpraͤchs eine Erwiederung erlauben darf .

Ich darf um ſo mehr auf dieſe Nachſicht rechnen ;
da ich bis jetzt als Vertheidiger der Gewerbefreyheit ,
in dieſer Kammer allein ſtehe . Denn auch der Herr
Bisthumsverweſer , Frhr . v. Weſſenberg , vertheidigte nur
den Worten nach dieſelbe Sache . Freylich darf ich
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niht hoffen , daß meine Vertheidigung an die Feldzuͤge
des ſiebenjaͤhrigen Krieges erinnern werde .

Bor wey Dingen wit ih mig möglich zu bi -
ten fuchen , daS zu wiederholen , was ich bereits in der

legten Sitzung uͤber denſelben Gegenſtand geſagt habe ,
und — zu viel bey allgemeinen Grundſaͤtzen zu ver —

wellen . Dieſe ſind eine Vorkoſt oder ein Nachtiſch ; ſie
gnen fih nicht zur Hauptſpeiſe .

Gleich Anfangs muß ich den eigentlihen Streit -
Punct beftimmen , Die Hauptfrage if die :

Soll eine allgemeine Gemwerbfrêyheit verftattet

werden , mit Vorbehalt gewifer , auf be fon -
deren Gruͤnden beruhender , Ausnahme für ei -

nige befimmte Arten der Gemerbe ? oder

folen die Gewerbe tnter die unmittelbare Qei -

tung des Staates , gleichſam unter cine Befoͤr⸗
ſterung , geſtellt werden , ſeye es , daß dieſes
durch eine Zunftberfaſſung , oder durch andere
Mittel und Behoͤrden , z. B . durch Gewerbs —

raͤthe, oder auf die eine und die andere Weife
zugleich geſchehe ?

Das erſtere Syſtem iſt von einem verehrlichen
Redner mir gegeniiber das Patentfyftem genannt
Worden, Ich fann diefer Benennung nicht - beyftim -
men , Die Patente find in Fránfreich ur ein Mittel ,
von den Gewerben , unbeſchadet der Gewerbfreyheit , ei —
ne Steuer zu beziehen . Die Patente gehoͤren niht
zu dem Weſen der Gewerbefreyheit , ſondern fie beru -
ben auf dem Intereſſe des Staats haushaltes . — Ue -

ber das zweyte Softem bemerfe ih nur dag vorláw

fig, dag alè die obenangegebenen Fålle ihrem Grunde
Und Zwecke nach niht von einander verſchieden ſind .

er Bedenklichſte moͤchte uͤbrigens der ſeyn , wenn
man Zuͤnfte und Gewerbsraͤthe neben einander beſte⸗hen laͤßt . — Ich habe den Grundſatz der Gewerbefrey —

Protokolle der 1 . Kammer . qe Bd . 9
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heit in der letzten Sitzung zuvoͤrderſt durch Thatſa⸗

hen au vertheidigen gefucht . Seh win jegt denfelben
Grundfatz noch durch Beyſpiele von den Folgen zu er -

laͤutern ſuchen , welche die ſtrenge Leit ung der Ge -

werbe hervorbringt . Eine jede Einrichtung lernt man

am beſten da kennen , wo ſie bis aufs aͤuſſerſte verz

verfolgt worden iſt . In China ſtehen die Gewerbe
unter der ſtrengſten Leitung ; und — die Chineſen ſind
alte Kinder , ſie drehen ſich ewig in demſelben Kreiſe .
Die Kaſtenverfaſſung iſt eine ſtreng durchgefuͤhrte Zunft⸗

verfaſſung . Aber man vergleiche die Kunſt der Aegyp⸗

tier , bey welchen es Kaſten gab , mit der Kunſt der Grie —

chen . Bey den Erſtern blieb die Kunſt auf dem Puncte

ſtehen , auf welcher ſie ſich befand , als die Kaſtenver —

faſſung ihre volle Ausbildung erhielt . Die letzteren

bildeten die Kunſt fort , weil ſie don den Feſſeln der

Kaſten⸗ und Zunftverfaſſung frey waren .

Ich habe die Gewerbfreyheit ferner durch allge —

meine Gruͤnde zu vertheidigen geſucht .
Ich behaupte nicht , daß die Zunftverfaſſung oder

eine andere Bevormundung der Gewerbe zu einer je —

den Zeit und unter einer jeden Bedingung zweckwid —

rig ſeye . Das , was ein verehrtes Mitglied , das wir

lange vermißt haben , und jetzt freudig wieder in unſe —

rer Mitte erblicken , zum Lobe der Zuͤnfte des Mittel⸗

alters , zum Preiſe der Bauwerke , welche die freyen

und nichtfreyen Maurer aufgefuͤhrt haben , ſagte , un⸗

terſchreibe ich von ganzem Herzen . Aber andere Zei —

ten , andere Sitten ! Eine Erziehungsart , welche fuͤr das

cine Alter tauglich iſt , iſt es deswegen noch nicht fuͤr

ein anderes .

Daher habe ich auch die Gewerbfreyheit beſon —

ders aus dem Grunde verrheidiget , weil ſie ausſchließ —

lich mit dem Geiſte der jetziigen Verfaſſung im Ein —

klang ſtehe .⸗ Ich erlaube mir , hieruͤber nech Folgen -
des dinzuzuſetzen .
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Man klagt ſo oft uͤber die Groͤße der oͤffentlichen
en Ausgaben . Aber der wahre Grund iſt , daß wir zu viel
r⸗ regiert ſeyn wöollen . Ich koͤnnte wuͤnſchen , daß das

Bort : „ Staat ünbefannt wäre , fo viete dunfle Borz
ſtellungen verbergen ſich hinter demſelben . Was man

dom Staate fordert , fordert man von Andern , mußbe man alſo bezahlen . Die Landbeamten lich ſpreche nicht
id vom Miniſterium ) moͤchten ſich in England und Ba
fe. den, die Bevoͤlkerung gleich gefegt , etwa wie eins zu
ft - vier verhalten .

i
— Allerdings ſagt Montesquieu , daß Koͤrperſchaften
ie⸗ im Geiſte der Einherrfchaft ſind . Aber er ſpricht von
cte der unbeſchraͤnkten Einherrſchaft .
ers Um wenigen Fant idh zugeben , daf Koͤrperſchaf⸗
en ten , daf Bånfte dem Gemeing ei fte förderlich ſeyen .der Sie zerſtören ihn vielmehr . Lykurg , der doch gewiß

wußte, wag zur Belebung der Vaterlandsliebe gehboͤre ,
gez löste ſogar die heiligſte und menſchlichſte aller Verbin —

Ungen , die Familienverbindung , damit ſeine Sparta⸗
wer niir Spartaner waͤren .

Allerdings if dag Syſtem der Gewerbefreyheit ein
id⸗ kriegerifhes Softem . Mber nur da if Leben und
vis , ortſchreiten , wo Kampf umd Krieg if , Muh unſere

der

je⸗

fez Cfafung gedeibt nur auf dDiefem Wege .
teb

Endlich Habe ih in der vorigen Sitzung noch auf
ne en Bufammenhang der vVorliegenden Aufgabe mit einer
hi Menge aͤhnlicher Aufgaben hingedeutet . Go frehen
et è B . die Studirfreyheit und die Gewerbefreyheit
a $ Bang auf derfelðen Linie , Cin jeder fonn fiudiren ,
fùr wie und twag er twil ; mldi er ſich zu Staatsdien⸗

ſten, fo pruͤft ihn der Staat . Ebenſo ſey es einem
on Iden geſtattet , fih einem jeden Gewerbe gu widmen ,
eß⸗ Wenn er denn ſeine Waaten anbletet , ſo pruͤft ihn der
in⸗ Abnehmer. Warum hier noch einen Dritten herbeyru⸗
er fen — die Zunft oder einen Gewerberath ?

9
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Ich fuͤrchte nicht , daß man mich der Unfolgerich⸗

tigkeit beſchuldigen werde . Ich habe auch in aͤhnlichen

Faͤleen die Sache Der buͤrgerlichen Freyheit als die mei⸗

ñige vertheidigt . Yh Habe dagegen bey politiſchen Fra⸗

gen die verfaſſungsmaͤßige Beſtimmung unſerer Kanimer

feſt ins Auge zu faſſen geſucht.
Dieß bemerke ich , damit es nicht ſchiene , als ob

ich ohne irgend ein Syſtem zu ſprechen gewagt haͤtte .

Doch der verehrte Herr Berichtserſtatter hat bemerkt ,

daß es jetzt in dieſer neuerungsſuͤchtigen Zeit , wohl am

wenigſten an der Zeit ſey , eine ſo bedeutende Neue⸗

rung , wie die Einfuͤhrung der Gewerbefreyheit , zu ver⸗

ſuchen . Hat dieſes ſeine Richtigkeit — was ich an

feinen Ort geſtellt ſeyn laſſe , — ſo ſollte man wohl
die Antraͤge der zweyten Kammer gaͤnzlich verwerfen /

da ſie auf halbe , ja , wie ich in der letzten Sitzuns

gezeigt zu pateu glaube , unausfuͤhrbare Maaßregeln

hinauslaufen 3 man ſollte lieber eine guͤnſtigere Zeit ab ?

warten :

Ater dag fann ih nicht zugeſtehen , daß wir fúr

die Gewerbfreybeit noch nicht reif waͤren . — Leiſte

denn die Zunftverfaſſung , oder leiſten Einrichtungen

derſelben Gattung Gewaͤhr fuͤr die Guͤte der Hand⸗

werkserzeugn ſſe ? Hat noch niemand Die Erfahrung gë

maht , da er ge B . einen Hut kaufte , wether aud

nicht ben kleinſten Hoflichkitsbezeugungen widerſtand?
Die Elinwendung laͤßt ſich ja durch ſo viele andere

Thalſechen entkraften ! Warum wachſen die Knaben auf

dem Lande ſo freudig und keck heran ? Weil man ſie

my feb iborläft ! In die atademiſche Frevbeit ma
F

gin Gut , das im Ganzen ſehr wohlthaͤtig wirkt , wenn fi

auh gar manche Duró den Mißbrauch untergehen ? —

Der if ein ſchlechter Staats mann , der ohne Noth MLLE

Dagte aber auch den Staatsmann kann ich niht prer

fen , der eim jedes Wagſtuͤck ſcheut !
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Auch das Intereſſe der dermaligen Handwerks —
meiſter ſcheint mir nicht ein genuͤgender Grund zu
feon , die Gewerbefrehheit nicht gleich jeht an die
Stelle des Zunftweſens zu ſetzen — Das Monos
hol der Zuͤnfte hat ſchon dadurch einen entſcheidenden
Stof erhalten , daf die Regierung zur Mnlegung von ,
Sabrifen ermådtigen fann : Man frage einen jeden
Handwerksmeiſter, mas. nadh , dén , vorliegenden Bor -
ſchlaͤgen der zweyten Kammer von dem Monopole der

Zuͤnfte noch uͤbrig bleibt ! Der Tadel , den ” ip mir
über diefe Vorſchlaͤge auszuſprechen erlaubt habe , iſt
daher nicht der , daß ſie dieſes Monopol beguͤnſtigen ,
ſondern der , daf ſie es vernichten , und dennoch Zuͤnfte
beſtehen laſſen .

Ich gebe zu , daß man , wenn die Zuͤnfte bey
uns aufgehoben werden , unfere jungen Handwerker we —
Riger freundlich auf der Wanderfchaft aufnehmen wera
de. Aber ſeitdem es bey uns eine polytechniſche
Anſtalt gibt , und man jetzt das meiſte aus Buͤchern

ernen kann , was man ſonſt geſchickten Meiſtern abſe⸗ben mufte , it dag . Wandern . niht mehr fo , wie
ehemals Beduͤrfniß . Wohlhabende Handwerker wer —

en ohnehin darauf Bedacht nehmen , ihre Kinder
auch im Auslande lernen zu laſſen

Ich wiederhole daher meinen , in der letzten
Sitzung gemachten , Antrag .

Sehr . v. Türéheim : Der Herr geh . Hofrath
Bahariä bat im Eingang feiner Rede mißbilligt ,
daß ich zur Beziehung des von ihm empfohlenen Sh —
ſtems den Ausdruck : Patentſhſt em gebraucht habe .
Ich koͤnnte mich beflagen , daß er das entgegenſtehende ,
zu welchem ich mich bekenne ein Syſtem der Bevor —
undung von Kindern , gleichſam das Syſtem der

Sefoͤrſterung genannt hat . Die Einwendung gegen die
enennung Patentſyſtem bezieht ſich blos auf das
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Wort , an welches man ſich nicht halten muß , welches

ich jedoch preis gebe . Bey der Patenteinrichtung in

Zeankreich iſt uͤbrigens die finanzielle Seite , naͤmlich

die auf die Patente gelegte Steuer , ganz verſchieden
von der pollzeylichen , nach welcher zur Treibung eines

Gewerbs ein bloßes Patent genuͤgt ; dieß hat mir Unz

laß zur Benennung gegeben , und dieſe Einrichtung iſt
eben ſo wenig finanziell , als es bey uns alle Verlei⸗

hungen ſind , bep melchen zugleich Taren und Spor -

teln angefegt werden , Uebrigens koͤnnen wir zu keinem

Reſultate kommen , wenn man ſich gegenſeitig die Ex⸗
treme vorwirft , und , wie hier , die Gegner nach China

und zu den alten Aegyptiern verweist . Von Einrich⸗

tungen , wie ſie dort beſtehen , oder beſtanden , iſt nix —

gends die Rede . Man muß ſich verſtaͤndigen , aus⸗
ſprechen , was man beabſichtige , und es wird ſich zei⸗

gen , dağ mau fich , wenn man auch niht einig ift , DoD

úber Mancheg , woran von feiner eite gedacht , wird , ohne

Noth bekaͤmpft, und daß man wenigſtens nicht ſo weit

von einander entfernt iſt , als bey den erſten allgemei⸗

nen Aeuſſerungen angenommen wurde .

v . Rotteck : Da das hohe Praͤſidium den Schluß
des Streitgeſpraͤchs noch keineswegs verkuͤndet hat , ſo

darf ich wohl , ungeachtet der von einem fruͤhern Red⸗
ner gemachten Andeutung , noch ein paar Worte . zy

Widerlegung der gegen mih vorgetragenen Einmůrfe

ſprechen . Einige derſelben beruhen auf bloßem Na⸗
menſtreit , und auf mir unbegreiflichem Mißverſtaͤnd⸗
nif . Wie kann man denn immer von Kaſtengeiſt un ?

von engherziger Ausſchließung ſprechen ? — Kein

einziger von allen Rednern hat ſolche gewollt , ſondern

vielmehr haben Alle ausdruͤcklich und warm der Ge⸗
werbefreyheit gehuldigt . Namentlich habe ich ſolches
gethan , und bin daher durchaus uͤbereinſtimmend ge⸗

—

T

E

E

eaii
Ta

i
a



ches
in

alich
eden

ines

3 iff
rlei⸗

por⸗

nem

Ep -

þina
rich⸗

nir ?

aus⸗

zei⸗
doch

ohne

weit

mei

p
u eaaa r A A E E S A o I S E

Sieben und fuͤnfzigſte Sitzung vom 7. Jan . 13

hlieben mit allen Principien , die ich in meinem Berichte
uͤber den Hauſtrhandel aufſtellte . Nicht eine der dort

urglrten Ruͤckſichten habe ich hier vergeſſen Das

Intereſſe der Zunftgenoſſen verdient doch gewiß auch
eine Beruͤckſichtigung . Alle Zuͤnfte mit einander bil —
den einen ſehr großen Theil des Staatsganzen , und
das Intereſſe des Ganzen beſteht nicht aus der Summe
der Theilintereſſen . Was nutzt die Hindeutung auf
Ertreme , auf China und Aegypten ? Ich verwerfe ſie ,
ſowie ich auch das Extrem einer ganz ungebundenen
Gewerbefreyheit verwerfe . Hier , wie uͤbera beruͤhren
ſich die Extreme , beide ſind gleich ſchlimm . Die weiſe
Mittelſtraße allein fuͤhrt uns gut . Sobald die Zuͤnfte
nicht mehr Ausſchließung uͤben duͤrfen, ſo hoͤrt
ihre Schaͤdlichkeit und der engherzige Geiſt ihrer Ge —

noſſen auf . Ja , ich moͤchte ſagen , ſelbſt in minder
gelaͤuterter Zunftverfaſſung bleibt doch die Engherzig⸗
teit der Bunftgenoffen minder Håflih , als jene
des puren Egouſten . Jener hat doh ein Gemein -

twefen, dem . er. mit Liebe und Eifer angehrt , die -
fer pat Niemanden , als ſich ſel bſt . Und wenn es

wahr iſt , daß man das Vaterland in dem Maaße
mehr liebt , als es uns Guͤter gewaͤhrt — Familie
Gemeindeverband , Corporationggut u . f fe fo ift auh
die Zunftverfaſſung — welche den Gewerbsleuten ein

geſichertes , maͤßiges Gluͤck, und ihren Kindern den Le

bensunterhalt , ſofern ſie arbeitſam und maͤßig bleiben ,
gewaͤhrleiſtet — allerdings ein Grund mehr fuͤr dieſe
Claſſe von Buͤrgern , den Staat zu lieben , der dieſes
Gut ihnen erhaͤlt.

Mit nichten iſt unſere Verfaſſung einiger Gewerbs⸗
beſchraͤnkung entgegen fo wenig . alg irgend - einer an -

dern geſetzlichen Beſchraͤnkung der buͤrgerlichen Frey⸗
deit ; ſie leiſtet uns nur die Gewaͤhr dafaͤr , daß ſolche
Veſchraͤnkungen nie anders , alg wo fie wahrhaft
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wohlthaͤtig oder noͤthig , werden eingefuͤhrt oder erhalten

werden . Dieſelbe Verfaſſung laͤßt uns billig hoffen , daß

die Arbeiten und Unkoſten der Regierung nie uͤber das

Maaß des wahren Gemeinnutzens werden vermehrt

werden . Aber der groͤßern Wohlfeilheit allein wegen wol⸗

len wir die Zuͤnfte oder uͤberhaupt die polizeyliche Lei⸗

tung der Gewerbe nicht aufheben , ſo wenig wie uͤberall

eine andere nuͤtzliche und zweckmaͤßige Regierungsthaͤtig⸗
Ffeit , Gonfi fåmen wir endlich , dahin , ung . lieber der g ans

zen Regierung zu entſchlagen .

Nicht eben wegen Montesquieu ' s Autoritaͤt

habe ich die Corporationen in Schutz genommen , ſondern

aus Sachgruͤnden . Obwohl allerdings auch Moutes⸗

quieu ' s Lehre denſelben , und zwar gerade in beſchraͤnk⸗
ten Monarchieen , nicht in despotiſchen , das

Wort redet . Aber mie kann man uns das Beyſpiel
des Lycurgus heute entgegenhalten ! Der abenteuer —

lihe Bau feiner Nepublié war ſelbſt in ſeiner Zeit

eine Mißgeſtalt , und hat , eben durch Unterdruckung

der ſchoͤnſſten Naturgefuͤhle , die haͤßlichſten Auswuͤchſe

erzeugt . Wahrlich nicht in ſeinem Sinne wollen wir

handeln , in einer erleuchteten , die Natur des Men -

ſchen und des Staates beffer fennenden Beit ! —

Man þat jång auch die Behauptung aufgefelt :
dag Zunftvermoͤgen biete dem Staate die Mittet

dar , die durch Aufhebung der Zuͤnfte etwa Benachthei —

ligten zu entſchaͤdigen . Denn obwohl dieſes Vermoͤ —

gen , ſo lange die Zuͤnfte befanden , unantaftbar feye ,

ſo falle es doch nach ihrer Aufhebung , als erbloſes

Gut , dem Staat anheim . Schoͤne Maxime ! den Le —

benden zu berauben , haͤlt man fuͤr unzulaͤſſig , aber ihn

todtzuſchlagen , und den Todten ſodann zu entkleiden ,

das ſoll angehen ! — Dann : welches Maaß der Ent⸗

ſchaͤdigung !— Viele Zuͤnfte Haben wenig oder gar kein

Zunftvermoͤgen , und die Benachthelligung trifft nicht
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ten blos die lebenden . Meifter , fonder aud ihre Kinder

daß und Enkel .

das Ich faſſe alles Geſagte zuſammen in zwey Worte :

prt Ich will Gewerbefreyheit , jedoch ohne gaͤnzliche Auf⸗

pol - hebung , vielmehr nur . mit Berbeferung und Laͤuterung

Lei— des Zunftverbands . Keine Ausſchließung von Befaͤhig⸗

ralk ten , fein 3mwang gegen die Confumenten fol Statt

tig - finden , wohl aber eine geregelte Verbindung Der Ge -

ans werbsgenoſſen zu den Zwecken ihres Gewerbs , und zu

mittelbarer Befoͤrderung des Staatswohls .

itaͤt

vern Se . Durchlaucht , der Herr Fårft v. Loͤwenſteln ?

tes⸗ Ich habe mich ſchon in der letzten Sitzung uͤber dieſen

aͤnk⸗ Gegenſtand ausgeſprochen . Fuͤr eine unbedingte Ge⸗

das werbefreyhelt kann ich nicht ſtimmen ; wenn gleichwohl

piet daͤfur das Beyfplel von . Franfreih und England an -

uerz gefuͤhrt worden , ſo kann fih diep nur auf die groͤßern

Zeit Staͤdte beziehen ; in den Provinzialſtaͤdten und auf

ung dem Lande ſind doch die Gewerbe wenigſtens in kei —

ichſe nem beſſern Zuſtande , als in Deutſchland . In der

wir Ueberzeugung , daß eine voͤllige Gewerbefreyheit dem

Ren - Gewerbfleiße nachtheilig waͤre , und viele Familien zu

Grunde richtete , ſtimme ich vollkommen mit dem Com⸗

elt : miffiongantrage fúr eine freyfinnige Gewerbeordnung -

ittel

thei⸗ Frhr . v. Weſſenberg : Um einem moͤglichen

rmoͤ⸗ Mißverſtaͤndniſſe zu begegnen , bemerke ich , daß in

ſeye , Frankreich , wo die allgemeine Gewerbefreyheit geſetzlich

ofeg beſteht , und durchgehends ausgefuͤhrt iſt , dennoch das ,

Le⸗
was wir unter Gewerberath verſtehen , unter dem Na-

ipn men Conseil dos Prudhommes beftehe . Gemer-

den , beraͤthe wuͤrden , nach meiner Anſicht die Zuͤnfte, die

Ent⸗ man jetzt ohne Zunftzwang will fortbeſtehen laſſen ,

kein ganz uͤberfluͤſſig machen , und fie in allem dem , wag

nicht zur Foͤrderung des Gewerbeweſens geſchehen kann , fuͤr
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die Gewerbe insgeſammt erſetzen . Uebrigens kann
ich mir kelne Zuͤnfte vorſtellen , die nicht mehr oder
weniger auf eine , dem Gewerbe ſelbſt nachtheilige ,
Ausſchließung hinarbeiten wuͤrden . Werden mr in
den Staͤdten ſolche Zuͤnfte ferner belaſſen , waͤhrend die
Gewerbe auf dem Lande , obgleich im uͤbrigen den
Stadtgewerben ganz gleichgeſtellt , ohne alle Zunftbe⸗
ſchraͤnkung getrieben werden duͤrfen , ſo wird es die
Folge haben , daß die Gewerbe aus den Staͤdten auf
das Land ſich begeben , wo ſie , frey von laͤſtigen Ein —
ſchraͤnkungen , leichter ſich entfalten , und zur Voll⸗
kommenheit gelangen koͤnnen .

Auf die vom hohen Praͤſidium gehaltene Um⸗
frage erklaͤrte ſich die Kammer

mit 14 gegen 2 Stimmen ( v. Weſſenberg
und Zachariaͤ ) gegen den von Zachariaͤ
gemachten Verbeſſerungsvorſchlag .

Der Bisthumsverweſer Frhr . v. Weſſen berg beſtimmte
ſeinen eigenen Antrag genauer dahin : ein Geſetz zu
begehren , wodurch die allgemeine Gewerbefreyhelt als

Grundſatz klar ausgeſprochen , die wenigen nothwen —
digen Ausnahmen genau und beſtimmt bezeichnet , die
Gewerbefreyheit aber mittelſt einer zweckmaͤßigen Ge —

werbeordnung vor ſtoͤrenden Mißbraͤuchen geſichert , und
die unmittelbare Beaufſichtigung und Handhabung dieſer
Gewerbeordnung eigenen gewaͤhlten Gewerberaͤthen uͤber —

tragen werde .

Die Kammer erklaͤrte ſich aber ( mit Ausnahme
der eigenen Stimme des Frýrn . v. Weffenberg )

einhellig gegen deſſen Antrag ,
dagegen mit 14 gegen 2 Stimmen

fuͤr den Commiſſionsantrag .
Hierauf wurde die Sitzung geſchloſſen .

Zachariaͤ .
v Rot teč ,
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e ` Beylag e Ziffer 144 .

e

in

Commiſſionsbericht

⸗ über die Motion deg Herrn Staatsraths ,
e Frhrn . v. Tuͤrkheim , die den Standes - und

f Grundherren ,ſo wie gewiſſen Corporatio —

nen angewieſenen Entſchaͤdigungs⸗Renten
in verzinsliche , auf den Briefinhaber lau —
tende Schuldverſchreibungen ( in verzins —

lihe Obligationen au porteur )

;
umzuwandeln ,

: Erffattet

3 pon dem I
t 3

|

;
geheimen Hofrathe Zachariaͤ.

|

, 5. 4.

Daß Staͤmme ſich zu einem Volke , kleinere Gemein⸗

weſen ſich zu einem einzigen Gemeinweſen vereinigen ,

— daß der Staat , der ſie nun umſchließt , nachdem

er durch Eroberungen vergroͤßert worden iſt , durch die

Laſt ſeiner Groͤße zur Spaltung und Zerſplitterung der

Staatsgewalt genoͤthigt , ſich uͤber kurz oder uͤber lang

wieder in mehrere kleinere Staaten aufloͤßt , und je

groͤßer das Staatsgebiet , je zuſammengeſetzter das

Volk war , deſto ſchneller , — daß endlich dieſe kleine —

ren Staaten wieder mit einander zu einem oder meh —

reren groͤßeren Staaten verſchmolzen , oder von einem

maͤchtigeren Staate verſchlungen werden , damit fruͤher

*
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oder ſpaͤter eine neue Aufloͤſung eintrete , — das ifi ,
wie die Staatengeſchichte in ſo vielen und ſo mannig⸗
faltigen Beyſpielen lehrt , der ewige Kreislauf der Na —
tur . — Deutſchland , einſt von ſo vielen ſelb ſtſtaͤndigen
Voͤlkerſchaften bewohnt, wurde , auf Koſten dieſer Selbſtſtaͤn⸗
digkeit , ein Ganzes . Aber die fo vereinten Voͤlkerſchaf —
ten erinnerten ſich nicht ohne Sehnſucht der Vergan —
genheit . Die kaiſerliche Gewalt wurde zerſplittert . End⸗

lich war von dem deutſchen Reiche nur . noch der Na -
me uͤbrig . Jetzt leben wir. in dem Zeitalter der Wies

dervereinigung . Wer vermag vorauszufagen , wenn,
und mie Diefes Zeitalter enden merde ?

S Z

Die Aufloͤſung eines Staates trifft unmittelbar .
und am hårteften dag ganze Gemeindeweſen , das Volk
als ein Ganzes . Die Vereinigung mehrerer Staaten

zu einem Einzigen trifft unmittelbarer und am haͤrte⸗
ſten Einzelne ; diejenigen , welche , einſt Herren , jetzt
der neuen Gewalt gehorchen mifen .— So hat durd
das Verſchwinden ſo vieler kleiner deutſcher Staaten
das Volk , die große Mehrzahl , unfireitig gewonnen .
Aber der Berlu , welchen diejenigen erlitten haben ,
die einſt an der Spitze jener Staaten ſtanden , oder an
der Regierung dieſer Staaten vorzugsweiſe Theil hat —
ten , kann von Niemanden , am wenigſten von denen
verkannt werden , welche auf die thaͤtige Theilnahme
des Volks an der Verwaltung der oͤffentlichen Angele —
genheiten einen beſondern Werth ſetzen .

VEE `

€ $ ift , in einem jeden Falle dieſer Art , das Yn
terefe Der Regierung und des Bolfg , die Spannungen
zu loͤßen , die Erinnerungen zu mildern , welche die einſt
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Maͤchtigern von der offenen und freudigen Theilnahme

an der neuen Ordnung der Dinge zuruͤckhalten koͤnnten .

Nicht nur , daß die Macht des Staates von der Einig⸗

keit ſeiner Mitglieder abhaͤngt , die , von deren Verluſt

und Mißbehagen hier die Rede iſt , ſind noch ins beſon⸗
dere Maͤnner , welche , fuͤr die neue Heimath gewonnen ,

durch ihre perſoͤnlichen Eigenſchaften und Verhaͤltniſſe
die neue Ordning der Dinge , dag Wohi ihrer neuen

Mitbuͤrger , maͤchtig ſtuͤtzen und foͤrdern koͤnnen . Wenn

auch die Regierung in ihrem und des Volkes Namen

fordern kann , daß nich ts mehr an dic alten und ver -

' alteten Låndergrånzen erinnere , fo gebietet doch nicht

nur die Klugheit , fondern auh , damit dag Eigentum

in einer jeden feiner Erfheinungen heilig gehalten werde ,

dag Recht , den Verlierenden mit einer jeden andern

Entſchaͤdigung entgegen zu kommen .

Saig

In dieſem Lichte glaubt der Berichtserſtatter die

vorliegende Motion des Herrn Staatsraths , Frhrn . v.

Tuͤrkheim , betrachten zu koͤnnen und zu muͤſſen . Es

iſt in derſelben ſogar nicht einmal davon die Rede , ob

und welche Entſchaͤdigungen den Standes - und Grund —

herren bewilligt werden ſollen ? ſondern ſie bezieht ſich

ganz allein auf die Art , wie die den Standes⸗ und

Grundherren bereits zugeſtandenen , oder in Zukunft

noch zu bewilligenden Entſchaͤdigungen geleiſtet oder in

Vollziehung geſetzt werden ſollen . Nur davon iſt die

Rede , daß die Regierung die Renten , welche ihnen zur

Entfhåádigung bisher angewiefen worden find , der ihnen

în Zukunft zu dieſem Zwecke angewieſen werden , nach

dem landuͤblichen Zinsfuße von 5Procent zu Capital an⸗

ſchlagen , und ihnen uͤber dieſe Capitalien verzinsliche
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Schuldbriefe , die auf den Briefginhaber lauten , aug :

ſtellen ſoll .

gal
Die Commiffion , in deren Namen ich zu ſprechen

die Ehre habe , hat ſich einſtimmig uͤber den Antrag ver⸗

einiget ma

cine dem Zwede jener Motion enfptechende treu :

gehorfamfte Borftelung an Seine Königliche Ho -
heit , den Großherzog , zu richten .

Die beſonderen Gruͤnde , aus welchen fich dag Yn -
terefe deg Gtaateg mit Dem der Gtandesg - und Grunda

þerren får jene Motion und fåt diefen Antrag vereinigt ;

find von dem Herrn Staatsrath , Frhrn . v. Tuͤrkheim ,
ſelbſt bereits im Jahr 1820 ( vergl . die gedruckten Ver —

handlungen der Erſten Kammer vom Jahr 1820 S . 329 ,

ff . ) ſo vollſtaͤndig , deutlich und genuͤgend aus einander

geſetzt worden , daß ſich der Berichtserſtaätter kaum er⸗

lauben darf , noch uͤberdieß der Theilnahme , mit web

cher die Standes - und Grundherren auf die ſem Landtage
das große Werk einer neuen Gemeindeordnung gefoͤrdert
haben , als eines Grundes , fuͤr den patriotiſchen Wunſch
zu gedenken , daß dieſe Concordia Ordinum auf alle

Art und Weiſe erhalten und geſtaͤrkt werden moͤge.
Der Bericht wird fich daher gang allein auf diè

Beſeitigung zweyer Bedenklichkeiten beſchraͤnken , welche
der Motion vieleicht entgegengefegt werden tónntens

- O ;

Afo Erffeng : Könnte niht die vorliegende Mö -

tion indie Verhandlungen ftórend cinwirfen , welche
dermalen zwiſchen der Regierung einerſeits , und zwi -
ſchen den Standes - und Grundherren andererſeits ge —

pflogen werden ? ſo wie auf die Maaßregeln , welche

zufolge dieſer Verhandlungen dereinſt zu ergreifen ſeyn

A

ES

„~ha

as

A

m
M

jP

[l

—



—
— — n > is —

—
— —

— — a
pm

Sieben und fuͤnfzigſte Sitzung vom 7. Jan . 148

durften ? — Die Antwort auf dieſen Zweifel iſt wohl

nicht ſchwer . — In welcher Lage ſich auch dieſe Ver —

handlungen befinden , oder welche Folgen ihnen auch

am Ende zu geben ſeyn moͤgen , ſo kann es doch , und

zwar beiden Theilen , nicht anders , als willkommen

ſeyn , wenn dieſe Verhandlungen , wie mittelſt der vor —

liegenden Motion geſchieht , in Beziehung auf einen

Hauptpunct eine in jeder Hinfiht ficherere Grundlage

erhalten ,

——
Wichtiger iſtzweytens : die Bedenklichkeit , daß

die Rechte , Gefaͤlle und Einkuͤnfte , fuͤr welche die

Standes⸗ und Grundherren Entſchaͤdigung erhalten

haben oder anſprechen , zu einem Theile , vielleicht zu

einem großen Theile , Lehn - oder Stammgut ſind , daß

mithin beziehungsweiſe die Rechte des Lehnsherrn , und

die Rechte der Lehnsfolger und der Stammgenoſſen ge—⸗

faͤhrdet ſeyn wuͤrden , wenn den Standes - und Grinds

herren Schuldverſchreibungen auf den Briefsinhaber

ausgefertigt wuͤrden . Und , wenn ſchon dem Lehnsherrn

und den uͤbrigen Betheiligten allemal frey ſtaͤnde , die

zu ihrer Sicherung in ſo fern dienenden Maaßregeln

zu ergreifen , ſo waͤre es doch eine Haͤrte , ſie in die

Nothwendigkeit ſolcher Vorkehrungen zu verſetzen . Je⸗
doch , es kann dieſe Einwendung dadurch beſeitigt

twerden , daf einem jeden einzelnen Standes - und Grind -

herren die Schuldverſchreibung nur unter der Bedin —

gung eingehaͤndiget wird, daß er entweder die Selbſt —

ſtaͤndigkeit ſeines Eigenthums an der Forderung oder

die Zuſtimmung der Miteigenthuͤmer nachweist , ſey es ,

im letzteren Falle, daß er die Zuſtimmung unentgeltlich ,
oder daß er ſie gegen eine Vergeltung , 3. B . weil er
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ſtatt des Capitals ein Grundſtuͤck zu Lehn aufgetragen
oder in Stammgut verwandelt hatte , erhielt .

$. S.

Mit denfelben Gründen låft ſich die vorliegende
Motion auh in fo fern , alg fie die , einer Koͤrper —
fhaft får entzogene Rechte und Gefålle zu leiſtende,
Entſchaͤdigung betrifft , vertheidigen . In ſo fern ſtehen
ihr nicht einmal die Bedenklichkeiten entgegen , welché
wegen der , den Standes , und Grundherren einzuhaͤn —
digenden , Schuldverſchreibungen erhoben werden konnten .

S-
€ s geht daher der Schlufantrag der Commiffion

dahin , der vorliegenden Motion gemaͤß ,
Seine Koͤnigliche Koheit , den Großherzog , unter —

thaͤnigſt zu bitten , den Standes - und Grundher -
ren , ſo wie den Koͤrperſchaften , welchen Rechte
und Gefaͤlle entzogen worden ſind , wofuͤr ihnen
eine Entfhådigung aug Gtaatgmitteln entweder bes
reit zugebilligt worden ift , oder in Zufunft zuge⸗
billigt werden wird , uͤber den Capitalwerth dies

fer EntfHådigungen auf 5 Procent Zin
fen und auf einen jeden Briefginþaber lautende

Schuldverſchreibungen huldreichſt einhaͤndigen zu

laſſen , jedoch einem Standes - oder Grundherrn
nur unter der Bedingung , daß er nachweist , ent —

weder , daß die Forderung ſein vollſtaͤndiges Ei —

genthum ſey , oder daß die Miteigenthuͤmer ihre

Einwilligung zur Ausantwortung des Schuldbriefs
ertheilt haben .
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Beilage Ziffer 145 ,

Erſter Theil

der

Gemeindeordnung .
Nach den von der erſten Kammer beſchloſſenen

Abaͤnderungen .

Die in der folgenden Redaction nicht eitirten ſ5en deg

Entwurfs der zweyten Kammer ſind als geſtrichen

zu betrachten . )

BAV —

Erſter 6e

Allgemeine Beſtimmungen .

Sah

Wie im Entwurfe der zweyten Kammer ,

§. 2 .

Jede Gemeinde þat einen beftimmten umgrångten
Staatsbezirk , welcher die Gemarkung heißt . Jedes
Haus und jede andere Liegenſchaft muß der Gemar —

kung einer Gemeinde angehoͤren , jedoch ſind diejenigen
Waldungen, welche bisher feiner Gemaréung zugetheilt
waren , mit Einſchluß der zu denſelben gehoͤrenden Hoͤfe,
Haͤuſer und Gebaͤude , deßgleichen einzeln gelegene Hoͤfe,

Vrotokolle der 1. Kammer ar Bd. 10

Pae aaoa " a
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welche bisher eigene Gemarfungen bildeten , wie auh

ſolche Strecken Landes , welchen die Regierung aug beż

ſondern Gruͤnden die Eigenſchaft einer fuͤr ſich beſtehen⸗

den Gemarkung beyzubehalten oder anzunehmen ge⸗

fattet , nur in Beziehung auf die im §. 47 Nro . Ibis V
einſchließlich genannten Gemeinderechte mit der Ges

markung einer benachbarten Gemeinde zu vereinigen ,

inſofern nicht eine vollſtaͤndige Vereinigung mit Zuſtim —

mung der Betheiligten bewerkſtelligt werden kann . Sonſt

bilden jene Waldungen , Hoͤfe und Landesſtrecken auch

fuͤr die Zukunft eigene Gemarkungen .

Soe

Die Mitglieder einer Gemeinde werden Gemeinde -

buͤrger genannt . Die dermaligen Orts⸗ und Schutzbuͤr—⸗

ger werden als Gemeindebuͤrger beſtaͤtigt .

T

Cin jeder Staatsbuͤrger muß fuͤr ſich und ſeine

Familie Mitglied einer Gemeinde ſeyn .

Ausgenommen ſind Standes⸗ und Grundherren ,

Staatsdiener , Militaͤrperſonen bis zum Feldwebel , dies

ſen ausgeſchloſſen , und andere vom Staate Angeſtellte ,
Geiſtliche und Schullehrer , ſtandes - und grundherrliche

Beamte , und diejenigen , welche vermoͤge beſonderer

Bewilligung der oberſten Staatsbehoͤrde auf Nachwei⸗

ſung eines von der Verſorgungspflicht der Gemeinden

unabhaͤngigen Nahrungsſtandes die Ermaͤchtigung er⸗

halten haben , ſich in der Eigenſchaft als bloße Staats :

buͤrger in einer Gemeinde niederzulaſſen , desgleichen die

Bewohner der f > Wgedachten Waldungen und Höfe ,

vorbehaltlich der dort ausgeſprochenen polizeylichen Zu⸗

theilung .
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Heimathloſe , die einer Gemeinde zugewieſen wer —

den, ſind unter der obigen Regel nicht begriffen :

Ss 5.

Die Rechte aller Gemeindemitglieder , als ſolcher , ſind
gleich , wenn nicht dieſes Geſetz oder , in Betreff der

Gemeindenutzungen , beſondere Rechtstitel eine Aus —

nahme feſtſetzen .

—

In den Orten , in welchen es bisher in Beziehung
auf die Gemeindenutzungen ( den Buͤrgergenuß ) verſchie —

dene Klaſſen von Buͤrgern gegeben hat , behaͤlt es , was

diefe Verſchiedenheit der Klaſſen betrifft , bey den bishe -
tigen Rechten und Gerechtigkeiten ſein Bewenden .

Wo ein ſolcher Klaſſenunterſchied nicht ſchon beſteht ,
kann er nicht eingefuͤhrt werden . Wo er beſteht , kann
er durch einen , von der in Beziehung auf den Buͤr —

gergenuß bevorrechteten Buͤrger gefaßten Beſchluß auf —
gehoben werden .

Sen T;

;
Dan fann in mehreren Orten zugleich Bürger feyn ;

hicht aber an mepreren Orten zugleich . die politiſchen
Rechte eines Gemeindebuͤrgers ( alſo das Stimmrecht

in der Gemeindeverſammlung, das Recht , bey Beſetzung
der Gemeindeſtellen zu waͤhlen und gewaͤhlt zu werden )
ausuͤben ; dieſe Rechte kann ein Buͤrger nur in der Ge —

meinde ausuͤben , in deren Gemarkung er ſeinen Wohn⸗
ſitz hat . Im Uebrigen iſt das Gemeindebuͤrgerrecht und

eſſen Ausaͤbung von dem Wohnſitz unabhaͤngig
19 *
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8

Die Kinder der Staatsdiener , der Militaͤrperſonen

bis zum Feldwebel , dieſen ausgeſchloſſen , anderer vom

Staate Angeſtellter , der ſtandes⸗ und grundherrlichen

Beamten , der Geiſtlichen und Schullehrer haben , bis

daß ſie in einem Orte das Buͤrgerrecht angetreten ha⸗

ben , in allen jenen Gemeinden , in welchen der Vater

angeſtellt war , oder ſich als Penſioniſt bleibend nieders

gelaſſen hat , einen geſetzlichen Anſpruch auf das Buͤr —

gerrecht . Die Kinder der Rol - und PolizeysGardiften

paben gleiche Anſpruͤche , jedoch nur in dem Orte , wo

ihr Vater zuletzt angeſtellt war .

IMEDI SAtrL

Erwerbung und Veriut des Bårgerredtg .

Yeg

Dag Gemeindebårgerrecht wird erworben :
a ) durch Geburt ,

b ) durch Verleihung von Seite der Gemeinde ,

c) durch beſondere Staatsbewilligung .

Frauen , welche die geſetzlichen Eigenſchaften haben , er⸗

langen das Buͤrgerrecht in der Gemeinde ihres Mannes .

Das von dem Vater erworbene Buͤrgerrecht kommt

auch den ehelichen , oder ehchch gemachten Kindern ,

welche die Bolljåhrigfeit noh niht erreicht haben , und

nicht gewaltsentlaffen find , zu gut . Die volljáhrigen oder

gewaltsentlaſſenen Kinder aber behalten ihre vorigen Bår

gerrechts -⸗Verhaͤltniſſe .

Uneheliche Kinder folgen , ſo lange ſie minderjaͤhrig
und nicht gemaltsentlafen find , dem Stande der Muts
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ter ; ſind ſie aber volljaͤhrig oder gewaltsentlaſſen , ſo

behalten ſie ihre vorigen Buͤrgerrechts-Verhaͤltniſſe .

n §$ 40

m :

i
Der Mntritt des angebornen Buͤrgerrechts er⸗

fordert :
a ) Volljaͤhrigkeit , oder daß der Buͤrger gewaltsent⸗

— laſſen iſt , und

a
b) den Befig ıc . Mag Uebrige wie im Sen 40 deg . mits

s
getheilten Entwurfs ) .

n §. t1 . i

z
Das niht angeborne Gemeindebuͤrgerrecht fann

nicht erworben werden
`

90

a) von Auslaͤndern , ſo lange ſie nicht von der Staats —

behoͤrde das Indigenat erlangt haben , und

b) von den Iſraeliten in ſolchen Orten , wo bisher

s. noch keine derſelben angeſeſſen ſind . Aber auch in

jenen Gemeinden , in welchen bereits Iſraeliten an⸗

geſeſſen ſind , kann die Annahme zum Buͤrger von

der Gemeinde und von der Staatsbehoͤrde nur dens

jenigen Iſraeliten bewilligt werden , welche die , in

den hieruͤber beſtehenden beſondern Geſetzen , be —

—
ſtimmten Eigenſchaften haben .

es . So cT
mt Das nicht angeborene Bürgerrecht fann von der

* Gemeinde und nach Vernehmung der Gemeinde , von der

nd Staatsbehoͤrde nur denen ertheilt werden , welche

— a ) volljährig oder gewaltgentlaffen find ,
ur b) einen beſtimmten Nahrungszweig , und

c) einen guten Leumund haben .

rig Auch folen diejenigen , welche fich unr dag Bürger -
uts
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recht bewerben , ein hinreichendes Einbringen nachwei —
ſen , welches

fuͤr Frauensperſonen in Staͤdten unter 2000

Einwohnern und in Landgemeinden 100 fl.
in Staͤdten úber 2000 Einwohner 150 fl
får Manngperfonen :

im erten : Gall ; 300 fi.
im zweyten 600 fle

betragen muf .

Jedoch fann in befondern Fállen dag Bürgerrecht
ſowohl von der StaatSbehórde alg von der Gemeinde

auch an folche Perfonen verliehen werden , welche diefeg
gefegliche Einbringen gar *

oder nur gum Theil befi -

gen , Gemeindemitgliedern , welche mit

der Buͤrgerrechtsverleihung nicht einverſtanden ſind , ſteht
aber in ſolchen Faͤllen die Befugniß des Recurſes zu .

§. 13 .

Wie 8. 14 des Entwurfs — ausgenommen , daß in

dem letzten Abſatze des Fen ſtatt : „ das Orts⸗ oder

Schutzbuͤrgerrecht “ zu ſetzen iſt „ da s Buͤrgerrecht . “

§- 14 .

Wenn in einer Gemeinde in Peziebung auf die

Theilnahme an Gemeindegenuͤſſen , ein Unterſchied ver —

ſchiedener Klaſſen von Bürgern befteht , fo tritt der Neuz

aufgencmmene bey einer Erwerbung deg Gemeindebir -

gerrechts durch Geburt oder Verehelichung in jene Klaſſe ,
in welche die Eltern oder der Ehemann gehoͤren ; bey

einer Erwerbung durch Verleihung von Seiten der Ge —

meinde , oder durch beſondere Staatsbewilligung aber ,

fo wie im Falle deg hen 8 , in die wenigſt berechtigte

ù
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Klaſſe , in ſofern er nicht durch beſondere Bewilligung

der Gemeinde in eine mehr berechtigte Klaſſe aufgenom —

wen wird . Letzteres kann auch auf erhobenen Recurs

von der Staatsbehoͤrde geſchehen , wenn der , welcher

darum anſucht , wenigſtens das Dreyfache deg in §. 12

feſtgeſetzten Einbringens nachweist .

5. 66 .

Wie §- 15 deg Entwurfs , ausgenommen , daf ftatt

„ Orts - oder Schutzbuͤrgerrechts “ zu ſetzen iſt : „ Buͤr —

gerrecht . “

§. 46 .

Das Gemeindebuͤrgerrecht geht verloren , durch den

Verluſt des Staatsbuͤrgerrechts .

Die Beſtimmungen des buͤrgerlichen Geſetzbuches

uͤber den buͤrgerlichen Tod und ſeine Rechtswirkungen

bleiben bey Kraͤften . Jedoch kann der buͤrgerlich Todte

an dem Orte , wo er ein Buͤrgerrecht hatte , ſich aufhal —⸗

ten, durch Arbeit erwerben , und auf Unterſtuͤtzung aus

oͤffentlichen Mitteln Anſpruch machen .

D AA N

Von den Rechten und Pflichten der Gemein —

den und von deren Unterordnung unter die

Bezirksaͤmter .

§. 17 .

Die Gemeinden uͤben in ihren Gemarkungen fol —

gende Rechte und Pflichten aus :
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h die Berfåndung und den Vollzug der Gefege , Vers

ordnungen und hôhern Weifungen , mit den in den

SS . 15. und 19 nachfolgenden Beſtimmungen .

II . In Bezug auf Polizeyverwaltung : ;

1) Die Sicherheitspolizey , und die Aufſtellung des

dazu erforderlichen Perſonals ;

MDie Marktpolizey mit allen damit verbundenen

Vortheilen und Laſten , jedoch unbeſchadet der

auf einem beſondern Titel beruhenden Anſpruͤche
des Staates oder Anderer auf dieſe Vortheile ;

3) Die Gewerbspolizey nach Maaßgabe der hier⸗
uͤber beſtehenden Geſetze;

4 Die Feld - und die niedere Waldpolizey , durch
Anſtellung der erforderlichen Feld - und Wald —

ſchuͤtzen , ausgenommen in Anſehung der §. 2

gedachten Hoͤfe und Waldungen . Die Waldfrevel
werden von den Bezirksaͤmtern , unter Mitwir —⸗

kung der Forſtbehoͤrden und mit Beyzug der

Orts vorſtaͤnde , nach den hieruͤber beſtehenden

beſonderen Geſetzen gethaͤtigt ;
5 ) Die Geſundheitspolizey ;

6) Die Armenpolizey , gemeinſchaftlich mit den

Ortsgeiſtlichen ;
7) Die Kirchenpolizey und die Aufſicht uͤber die

Ortsſchulen mit den Ortsgeiſtlichen , jedoch nach
Maaßgabe der Kirchenſatzungen und Kirchen - und

Schulordnungen ;

8) Die Bau⸗ und Straßenpolizey ;
9 Die Feuerpolizey und Aufſicht auf Loͤſchgeraͤth⸗

ſchaften ;

10 ) Die Geſindepolizey .
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r⸗ M . In Bezug auf Rechtspolizey fuͤr jetzt und

n mit Vorbehalt einer gefeglichen Erweiterung :
1) Die Mufficht auf Waifen und andere unter Vor⸗

mundſchaft oder Pflegſchaft ſtehende Perſonen , und

die Aufſicht auf die Verwaltung des Vermoͤgens

—

24

ZA
—

ſolcher Perſonen ;

2 ) Die Fåhrung und Aufbewahrung der Grundháher , N

n Unterpfandsbuͤcher , Kaufprotokolle und Contracten⸗ —

buͤcher , und die Ausſtellung der Auszuͤge aus den⸗ FA
* ſelben ;

—*

5) Die Vornahme urkundlicher Abſchaͤtungen und der E

r⸗ obrigkeitlich angeordneten oder von Privatperſonen ——

verlangten Verſteigerungen ;

a

h H Die Vornahme von Obſignationen , fo wie derje⸗ j

Js nigen Vermoͤgens - Verzeichnungen , welche den Gez $

2 meinden von dem Amte aufgetragen werden . g
t

cu

s IV . Sn Bezug auf bårgerlihe Rehtspflege : Pn

19 1) Die Entfcheidung in alen Gtreitigfeiten , welche SN

n den Betrag von 5 fi. in den Landgemeinden , und f
von 15 f . in den Gtadtgemeinden nicht åberfteigen , 5

mit Vorbehalt des Recurſes an das Bezirksamt . Ko

n Diefer Recurs if bey Strafe deg Berlufreg in den Ki
nåchften 10 Tagen nach der Entfheidung einzulegen . Ee

e D Dad Recht und die Pflicht der Vermittlung in

h allen buͤrgerlichen Streitſachen auf das Anſuchen a

D deg Klägers .
s

V. In Bezug atf Strafrecht :

j 4) Die Gemeinden : erfennen durch ihre Gemeinderk -

the auf folgende polizeyliche Strafen , e $ mag die

Handlung durch ein Gefeg oder dureh eine polizen -

tiche Vorſchrift fuͤr ſtrafbar erklaͤrt worden ſeyn :
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a) Auf Geldſtrafen bis zum Betrage von 2f . auf
dem Lande , und 5 f . in den Gtådten .

b ) Bürgerliches - Gefångnif bis gur Dauer von 24
1Stunden ,

©) óffentlihe , der Ehre nicht nachtheilige Arbeiten
bis auf die Dauer von zwey Tagen .

Alle uͤbrigen , und insbeſondere alle die Ehre ver
legende Strafen find den Gemeinden verboten ,

: 2) DaS Recht der Gemeinden , die obigen Strafen zu
erfennen , erftredt fih niht auf Standes - und
Grundherrn , patentiſtrte Staatsdiener in ihren

Amtsbezirken und Ortsgeiſtliche , und nicht auf die
4Samilien derfelben , auch . nicht auf wirklich angeſtell⸗ ite Schullehrer und ihre Eheweiber , desgleichen nicht

auf diejenigen , welche einen beſondern Gerichtsſtand
haben .

Jedoch polizeyliche Strafen , welche fuͤr gewiſſe
Uebertretungsfaͤlle ſchon im Voraus geſetzlich aus
geſprochen ſind , haben die Ortsbehoͤrden gegen
einen jeden Uebertreter zu erkennen , und , ausge —
nommen gegen die unmittelbaren Vorgeſetzten , zu
vollziehen .

3 ) Von den Straferkenntniſſen des Gemeinderaths
findet der Recurs an die Bezirksaͤmter mit einhal⸗
tender Wirkung Statt .

4 ) Der Gemeinderath iſt berechtigt und verpflichtet ,
entdeckte Verbrecher und Verdaͤchtige auf friſcher
That zu verhaften , Hausviſitationen vorzunehmen ,
und Vorunterſuchungen anzuſtellen , unter Beobach⸗

tung der Vorſchriften der peinlichen Gerichtsord⸗
unung

VI Das Recht , ein eigenes Siegel zu fuͤhren, und
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if damit diein ihren Wirfungsfreig gehörigen Urfunden

und deren Abſchriften zu beglaubigen .

4
VII . Verwaltungs - Recht .

Die Verwaltung des Gemeinde⸗ - Vermoͤgens und

des Vermoͤgens derjenigen Stiftungen und Fonds ,
deren Zweck auf den Umfang der Gemeinde beſchraͤnkt

—
iſt , und nicht einem Religionstheile ausſchließlich

gehoͤren ; die geſetzliche Verwendung des Vermoͤ⸗

gens ; die Sorge fuͤr die Stellung und Abhoͤr der

Rechnungen .

Die in dieſem Fen unter J. bis VI . einſchließlich

angefuͤhrten Rechte und Pflichten uͤben die Gemeinden

im Namen und aus Auftrag der Staatsgewalt aus .

4
S S :

Wie der Şe 54 . DeB Entwurfes .

Yedoh if die erfte Periode diefe Fen die Ge -

meinde und der Gemeinderath find den Bezirfsámtern

untergeordnet ” fo zu fafen : . „ die Gemeindebehórden

find dem Bezirfgamte : untergeordnet . ”

S. 19 .

Die Gemeindebehoͤrden uͤben die ihnen in dieſem

Geſetze verliehenen Rechte aus , ohne Einmiſchung des

Bezirksamtes .
Dem Bezirksamte ſteht aher die unmittelbare Auf⸗

ſicht uͤber die Amtsverwaltung des Buͤrgermeiſters und

des Gemeinderathes und die Entſcheidung in Recurs⸗

faͤllen zu . Wenn Zweifel uͤber die Auslegung eines

Geſetzes oder einer Weiſung entſtehen , ſo hat ſich der

Gemeinderath zur Beſeitigung derſelben an das Be —

zirksamt zu wenden ; letzteres iſt auch berechtigt , wenn
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Faͤlle dieſer Art zu ſeiner Kenntniß kommen , von Amts⸗

wegen dem Gemeinderathe die noͤthigen Belehrungen £

au geben , w

Vierter Titen .

Bon dem Gemeinderathe .

H. h. 20 — 23 .

Wie die Sfen 18 —24 , değ Entwurfs . n

So. 24 .

Wahlberechtigt find alle Gemeindebúrgera

Gemas ,
Wie Ş. 23 . deg Entwurfs . Jedoch ift die erfte

Periode deg Sen fo zu fafen ” „ Wähthar find alle
Gemeindebuͤrger chriſtlicher Religion . “ E

E

O
Á=

§. 26 .
Der Bürgermeifrer wird von der Gemeinde in der

Art gewählt , daf diefelbe drey Bürger vorſchlaͤgt, von
welchen dann die Staatsbehoͤrde einen zum Buͤrger⸗

meiſter ernennt . ( Das Uebrige , was der §. 24 . deg
Entwurfs enthaͤlt , bleibt weg. )

T or

Bur Wahl deg Bårgermeifters berechtigt , find alle
Gemeindebuͤrger . Waͤhlbar ſind alle Gemeindebuͤrger ,
welche zu Mitgliedern des Gemeinderaths erwaͤblt wer⸗
den koͤnnen , und das fuͤnf und zwanzigſte Altersjahr
zuruͤckgelegt haben . Diejenigen , welche das Wirths⸗
gewerbe treiben , ſollen in der Regel nicht , ſondern nur
aus dringenden Gruͤnden , durch Dispenſation der

*
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Staatsbehoͤrde , zum Buͤrgermeiſteramte gelangen koͤn—

nen ,

. ,

Wie 6. W. des Entwurfes .

§ : - - 29 ,

Wie §. 27 , deg Entwurfegs jedoch find die Mus -

Rahmen unter a und bzu fireichen ,

§. 30 .

Der Gemeinderath und defen einzelne Mitglieder

find der Gemeinde , wie ein jeder Gewalthaber , nach

den allgemeinen Vorſchriften der buͤrgerlichen Geſetze

verantwortlich , in ſo fern nicht die Geſetze eine beſon⸗

dere Verantworklichkeit feſtſetzen .

§. §. 31 . 32 .

Wie die §. §. 29 . 30 . des Entwurfs .

65. 33 .

Wie 6. 31 . des Entwurfs . Jedoch iſt

1 ) in dem erften Gage deg Şen ſtatt : „ Verbeſſerungs⸗

verſuche “ , zu ſetzen : „ Beſſerungsverſuche “ und

2) die legte Periode deg Sen „ Bey den Faͤllen “ ꝛtc.

ſo zu veraͤndern : „ In den Faͤllen Zund 4 des §. 30 .

kann , und in den Faͤllen 1 , 5 und 7ſoll die

Entlaſſung ohne vorlaͤufige Beſſerungsverſuche er⸗

folgen . “

§ § . 34 —36 .

Wie die §. §. 32 —34 , deg Entwurfs ,
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|
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|
Wie H 35 . dés Entwurfs . Jedoch ift fatt der |

Worte „ nicht angeborner Orts , Shug - und Ehren t

buͤrgerrechte “ zu ſetzen : „ des nicht angebornen tı
Buͤrgerrechts . “

Auch iſt am Schluſſe des Fen hinzuzufuͤgen :
Die Verwaltung der Ortsſtiftungen , ſoweit ſie
den Gemeinden zukommt , wird nach den beſtehen⸗
Den oder noch zu erlaſſenden Geſetzen durch beſon⸗
dere Stiftungs - oder Verwaltungsraͤthe beſorgt.

—— 38 :

Wie S+ 36 . deg Entwurfeg mit folgendér Abaͤnde⸗
rung :

Statt der Worte :

„Jedoch erhalten die Buͤrgermeiſter ꝛc. die taxord —
nungsmaͤßigen Gebuͤhren “ iſt zu ſetzen :

„ Jedoch erhalten die Buͤrgermeiſter fuͤr aus waͤrtige
Verrichtungen , ſo wie in Partheyſachen , die tax⸗
ordnungsmaͤßigen Gebuͤhren , und da , wo es herge⸗
bracht iſt , oder von der Gemeinde , mit Zuſtim⸗
mung der Staatsbehoͤrde , beſchloſſen wird , einen
ſtaͤndigen Gehalt . “

Auch iſt in dem gleich folgenden Perioden fatt : „kei⸗
ne Beſoldung “ zu ſetzen : „ keinen Gehalt . “

§. 89 .

Der Gemeinderechner wird von der Gemeinde aus
den Buͤrgern auf ſechs Jahre , jedoch bey ordentlichem
Wechſel nicht in demſelben Jahre , wie der Buͤrgermei⸗
ſter gewaͤhlt . Nach Ablauf dieſer ſechs Jahre iſt er
wieder erwaͤhlbar . Er darf kein Wirth und kein Han⸗
delsmann u , f. w: ( Das Uebrige wie in dem Ent -
wurf $. 37 . )
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§. 40 .

eË Wie Ş. 38 deg Entwurf ; jedoch ift bey den Wor -

iż ten : „ die Ehrung der Grund , Unterpfandg : und Con »

p trac tenbuͤcher,“ hinzuzufuͤgen :
|

„ Ìegtere jedoch unter unmittelbarer Aufſicht und

| Leitung des Buͤrgermeiſters . “
fe |
" a

& “4T,
n⸗

Wie §. 39 deg Entwurfs .

êz ; :
SNNT Z teL

ò
Von dem Buͤrgerausſchufſe .

——

— Wie §. 40 des Entwurfs ; mit folgendem Zufatze
( S. 148 deg Entwurfs der Regierung ) :

i „ Die Mitglieder des Ausſchuſſes muͤſſen zu einem

* Drittheil aus den Hoͤchſtbeſteuerten , zu einem Drit —
theil aus den Niederſtbeſteuerten , und zu einem

Drittheil aus jenen genommen werden , welche ſich
A

ı ġwifhen dem erften und legten Drittheif in der

Mitte befinden .

i
Wenn bey der Theilung diefer Zahl. durch drep

8 einer ñbrig bleibt , fo muf diefes Mitglied aus der

m mittlern Klaſſe genommen werden . Bleiben zwey
i⸗ uͤbrig , ſo wird von dieſen beiden einer aus der

er Klaſſe der Hoͤchſtbeſteuerten , und einer aus der
n⸗ Klaſſe der Niederſtbeſteuerten genommen . “
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§. 43 .

Wahlberechtigt ſind alle Gemeindebuͤrger .

So 44 .

Wåhlbar find alle Gemeindebuͤrger chriſtlicher Re⸗

ligion , Auggenommen find ıc . ( Dag Uebrige wie im ? § ;
42 des Entwurfs , jedoch iſt der Schlußſatz : „ wirkliche
Staatsdiener “ bis zu den Worten : „ annehmen wol —⸗

len “ zu ſtreichen . )

§. 45 .

Das Amt eines Mitgliedes des Ausſchuſſes dauert

6 Jahre . Der Ausſchuß wird nach Ablauf von 6 Jah⸗
ren durch Wahl erneuert .

§. 46 .

Der Gewaͤhlte muß die Stelle eines Ausſchuß⸗
mitgliedes auf 6 Jahre uͤbernehmen . Nur ein ausge⸗
tretenes 1c, ( wie im Entwurf §. 44 ) »

§. 47 .

Der Ausſchuß iſt keine unmittelbar an der Verwal —

tung Theil nehmende Verſtaͤrkung des Gemeinderathes ,
ſondern eine , die Handlungen des Gemeinderathes con —

trolirende , beſondere Stelle . Daher moͤgen zwar Ge —

meinderath und Ausſchuß die Gegenſtaͤnde gemeinſchaft⸗
lich verhandeln und berathen ; aber die Schlußfaſſungen
muͤſſen von jeder Stelle nach der Stimmenmehrheit

be⸗
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beſonders geſchehen . Eine Zuſammenwerfung und Durch —

zaͤhlung aller Stimmen des Gemeinderathes und des

Ausſchuſſes hat nicht Statt .

Nur in den durch das Geſetz ausdruͤcklich angege⸗
benen Faͤllen ſind die Handlungen des Gemeinderaths
an die Zuſtimmung des Ausſchuſſes gebunden . In
dieſen Faͤllen wird der Schluß des Gemeinderathes
nur dann guͤltig , wenn er von dem Ausſchuſſe
durch einen nah der Stimmenmehrheit gefaßten

beſondern Beſchluß genehmigt wird , und inſofern die

Geſetze in dem gegebenen Falle nicht uͤberdieß die

Zuſtimmung der Gemeindeverſammlung oder Staats —

genehmigung erfordern .

Uebrigens ſollen die Geſchaͤfte zwiſchen dem Ge -

meinderathe und Ausſchuſſe immer nur muͤndlich verhan⸗
delt werden , und kein Schriftenwechſel Statt haben .

§. 48 .

Folgende auf die Verwaltung des Gemeindevermoͤ⸗

gens ſich beziehende Handlungen des Gemeinderathes
ſind an die Zuſtimmung des Ausſchuſſes gebunden , und

der Ausſchuß kann in Betreff derſelben die Beſchluͤſſe
es Gemeinderaths genehmigen oder verwerfen ; mit

Vorbehalt der Zuſtimmung der Gemeinde und der

Staatsgenehmigung , wo diefe nach dem Geſetze erfor —⸗
lich find ,

M Beſchluͤſſe zu Fuͤhrung von Rechtsſtreiten auf Ko —

ſten der Gemeinde und zur Eingehung von Ver⸗

gleichen nach den unten in den ( 88. 476 und 177 )

folgenden naͤhern Beſtimmungen .

Protokolle der 1. Kammer . ar Bd. IÍ
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) BVeraͤußerung von Gemeindecigenthum ( nadh $ $

178 und 186 . )

3 ) Kapitalaufnahmen und Verpfaͤndung der Gemeinde —⸗

guͤter ( nach 5. 243 und 215 . )

4) Geldausleihen .

5) Beſchluͤſſe uͤber die Vorfrage : ob Gemeindeeigen

thum verpachtet werden fol ? ( nach $9 . 185 und

189, )
|

6) Wirkliche Verpachtung ohne oͤffentliche Verſteige⸗

rung ( nach 8. 179 ) .
hi! ,

7) Erwerbungen von Gemeindegut auf låftige Bedny

gungen ,

8 ) Aufführung newer VBauten ( nach Şe 185 ) .

9 Vornahme von Hauptreparationen ( nach §. 184 }

10 ) Abſchluß von Lieferungscontracten .

19 Beſorgung des Einquartirungs - und Frohndweſens
( nach §. 145 ) .

12 ) Errichtung neuer fåndiger und unſtaͤndiger Ge⸗

meindedienfe und Beftimmung der Damit verbul

denen Gehalte ,

13 ) Mie Umlagen und die Aufſtellung von Beduͤrfniß⸗
Etats und Schuldentilgungsplanen ( nach §. 247 )

14 ) Einfùhrung von ODctroigefållen ( nah S- 211 ) .

15 ) Abgangsdekreturen uͤber Schuldigkeiten zur

meindekaſſe ( nach F. 255 ) .
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16) Geſchenke und Remunerationen ( nach 8. 63 ) .

17 ) Umaͤnderungen in der Cultur des Gemeinde —

guts .

18 ) Die auf Waldmeiſtereygeſchaͤfte Bezug habenden

Beſchluͤſſe.

19 ) Erledigung der Gemeinderechnungen ( nach 6.

274 ) .

§. s 49

Mit dem Gemeinderathe verleiht der Ausſchuß dag

nicht angeborne Gemeindebuͤrgerrecht

§. 50 .

Wie §. 47 deg Entwurfs

Sechster Titel .

Bon der Gemeindeverſammlung ,

§, 5l :

Wie §. 49 deg Entwurfs , Jedoch if
D Nro . 5 in diefem Paragraph jit freidhens

2) Nro . 6 f zu fafen :

—*

„ Wenn der Ausſchuß oder eine Zahl von ſo viel

Gemeindegliedern , als der Gemeinderath und
der Ausſchuß betraͤgt / die Verſammlung der Ge -
meinde zu dem Zwecke verlangt , daß im Namen

—
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und aus Auftrag der Gemeinde ꝛc. “ ( das Uebrige

wie im Entwurf . )

§§. 52 —55 .

Wie die §. 50 —53 deg Entwurf .
p

Siebenter Titel .

Von den perſoͤnlichen Rechten und Pflich —

ten der Gemeindeglieder .

§. 56 .

Wie 6. 57 des Entwurfs . Jedoch ſind die Worte

zu ſtreichen : „ zum Erwerbe von Liegenſchaften und “

S Gh

Wie §. 58 deg Entwurfs , Jedoch find die Såpe x
Nro , 1 und 2 zu fireihen .

Achter Titel .

Vom Gemeindevermoͤgen —

§. 58 . oi

Alles Gemeindevermoͤgen , es mag in Kapitalien , ſpe

Renten , Guͤlten und Gefaͤllen , in Berechtigungen , in der

Gebaͤuden , Guͤtern und Waldungen beſtehen — es mag dun

einen Ertrag abmwerfen oder niht , und ` im erfen Fale def

mag folcher unmittelbar in die Gemeindefaffe fliefen ſtaͤt

oder einſtweilen den einzelnen Gemeindebuͤrgern oder Şo

einer Klaſſe der Gemeindebuͤrger zum Genuſſe zugewie — wel

ſen ſeyn , iſt ein Eigenthum der Geſamtheit der derma⸗ Ob

ligen und zukuͤnftigen Gemeindebuͤrger.
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§: 59 ;
rige ;

Wie §. 60 deS Entwurfs .

§. 60 .

Wie §. 61 deg Entwurfg , und ift am Ende des

Paragraphs hinzuzufegen :

| „ Jedoch ſteht ihnen das Recht der Wiedereinſetzung
in den vorigen Stand in eben demſelben Maaße ,

4
wie den Minderjaͤhrigen zu . “

§ § . 61 . 62 .

Wie die F8 . 62 und 63 des Entwurfs .
orte

o “ §. 63 .

Wie §. 64 deg Entwurfs . Am Ende diefeg Para -

aͤtze
draphs iſt hinzuzuſetzen :

„Daſſelbe gilt auch von Verehrungen und Geſchenken ,
wenn ſie nicht mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes
und mit Staatsbewilligung gemacht worden ſind . “

§. 64 .

Die Waldungen der Gemeinden und ihrer Gtiftun -

'
gen unterliegen den allgemeinen Forſtgeſetzen und der

teny ſpeciellen Befoͤrſterung durch die aufgeſtellten Forſtbehoͤr⸗
in

den, Solen Gemeinden aber , deren Gemeindewal -
mag dungen úber 2000 Morgen betragen , foll aufihr Hnfuhen
zalle Yekattet werden , einen eigenen , — jedoch inallen Gegen -
eßen ånden deg technifchen Forſtbetriebs dem betreffenden ,
oder Forſtamte untergeordneten —Revierfoͤrſter aufzuſtellen ,
wie⸗ welcher von dem Gemeinderath gewaͤhlt und von der
ma⸗ Oberforfibehörde geprüft und beftåtigt wird . Senen
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Gemeinden , welche 6000 Morgen Waldungen beſitzen ,

wird unter gleichen Bedingungen geſtattet , eigene , nur

den obern Forſtbehoͤrden untergeordnete Forſtinſpektoren
aufzuſtellen .

§. 65 .

Der bon den Gemeinden gu befireitende Mufmwand
bezieht fih entweder auf Gemeindebedirfnife , zu wel

hen nur die Gemeindebuͤrger beytragen , oder auf Gc -

markungsbeduͤrfniſſe , zu welchen ein jeder Beſitzer eines

ſteuerbaren Objeets in der Gemarkung beyzutragen hat .

Die bey den Gemeinden vorkommenden Aufwands —
gegenſtaͤnde gehoͤren in der Regel in die erſte Klaſſe⸗

ausgenommen ſind und werden zu den Gemarkungs —

beduͤrfniſſen gezaͤhlt die in F. 66 genannten Gattun —

Ben ,

; §. 66 .

Gemarkungsbeduͤrfniſſe ſind :

4) Kriegskoſten , in ſo fern ſolche auf den Gemein

den und nicht auf Einzelnen haften , nach befon :

derm Geſetze .

b) c) A mie im Entwurf S. 69 . Yedoh tfe bey d)

hinzuzuſetzen :

in Faͤllen dieſer Art kann die Umlage auch nur auf

einen Theil der Gemarkungsgenoſſen in ſo fern
geſchehen , als die Unternehmung nur dieſem
Theile derſelben zu Statten kommt . “
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— 9. 67.

nur Die Deckung der Gemeindebeduͤrfniſſe geſchieht
ren nadh. folgenden Grundſaͤtzen :

1) Bor alem muf hierzu der CErirag deg Gemeinde -

eigenthums und die in die Gemeindefafe fließen -
de baare Einnahme verwendet werden .

sand 2) ©ind diefe Einnahmen niht hinreichend , fo- fann

wel von dem Gemeinderathe mit Zufimmung deg Mus -

Ge ſchuſſes auf die einzelnen Gemeindebuͤrger , welche ,

ines als ſolche , Gemeindeeigenthum im Genuß haben ,

hat. oder ein Ertraͤgniß daraus ziehen , ein verhaͤlt —

nißmaͤßiger Beytrag umgelegt werden .

ká
3 ) Wird eine fole befondere Nuflage auf den

affe Buͤrgergenuß nicht beſchloſſen , oder reicht dieſelbe
ngs ? ebenfalls nicht zu , fo mird dag Fehlende auf alle
tun⸗ Gemeindeglieder nach dem direkten Steuerkapitale

umgelegt . Die Beſoldungsguͤter und Gefaͤlle der

Geiſtlichen und Schullehrer bleiben jedoch von

dieſer Umlage auch in dem Falle frey , wenn dieſe
zugleich Gemeindebuͤrger ſind . A

Diejenigen ſteuerbaren Objecte , welche bey Verkuͤn —⸗
ew dung des gegenwaͤrtigen Geſetzes im Beſitz von Ge⸗

foni Meindebárgern find , werden in Bufunft zu den Umla —

gen fuͤr die Deckung der Gemeindebeduͤrfniſſe auch in

9) dem Falle beygezogen , wenn ſie in der Folge an Aus —

maͤrker oder an Einwohner , die nicht Gemeindebuͤrger
fnd , uͤbergehen.

auf

fern —

ofen.
5. 68 .

Sowohl jåhriich vorfommende , als auferordent -
liche Ausgaben , welche ausſchließend einer gewiſfen
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Klaſſe von Eigenthum und Eigenthuͤmern , wie den

Haus - Wieſen - und Waldeigenthuͤmern , oder einem

gewiſſen Diſtrikt zum Vorthelle gereichen , und welche
von ſolcher Bedeutung ſind , daß eine beſondere Erhe⸗

bung der dazu noͤthigen Beytraͤge und eine von der

Gemeinderechnung getrennte Verrechnung derſelben aus⸗

fuͤhrbar wird , koͤnnen jederzeit ſtatt der Beſtreltung aus

der Gemeindekaſſe auf die dabey Betheiligten beſonders
nach dem Steuerkapital jenes Eigenthums derſelben ,
welchem der Aufwand zu ſtatten kommt , erhoben und

beſonders verrechnet werden .

§. 69.

Von den Gemarkungsbeduͤrfniſſen werden die

Kriegskoſten ſchlechthin , die uͤbrigen aber , in ſo weit

nicht nach Bedeckung aller Gemeindebeduͤrfniſſe der Er -

trag des Gemeindeeigenthums und die in die Gemein⸗

dekaſſe fließenden baaren Einnahmen noch Deckungs⸗

mittel uͤbrig laſſen , durch Umlagen beſtritten , wozu nach
dem direkten Steuerkapital alle ſteuerbaren Objecte der

Gemarkung ohne Ruͤckſicht anf die perſoͤnlichen Eigen⸗

ſchaften des Beſitzers beygezogen werden . Jedoch dur —

fen den Geiſtlichen und den Schullehrern auch durch Bey —

traͤge zu den Gemarkungsbeduͤrfniſſen nicht diejenigen

Theile ihrer Beſoldung geſchmaͤlert werden , welche nach

den beſtehenden Geſetzen und Ordnungen ihre Compe -
teng biden .

—

Wie H. 72 des Entwurfs ; nur iſt auf

Beite 1. ſtatt auſſergewoͤhnliche Beduͤrfniſſe — „ Ge⸗
markungsbeduͤrfniſſe “ und auf
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ben Belle 2 , mb , 7 . ffatt : Chrenbirger — n Einwohner,

yent welche nicht Gemeindebuͤrger ſind “

he u ſetzen .

hes
a

oe S- TL
us⸗ N r
aus Wie im Entwurf . 73 . Nur iſt nach den Worten

ers „ obigen Faͤllen und “

en ,

und zu ſetzen :

„ bey einer jeden ſie treffenden neuen Umlage . “

Se 72

die Wie im Entwurf §. 74 .
veit

cu S. 73 .
ein⸗

gs⸗ Wie 8 . 82 des Entwurfs der Regierung .

ah
der $ 74

erg Alle Frohnden , fowohl die Hand alë die Spann -
— frohnden muͤſſen in der Regel von den dazu Pflichtigen

epz in Natur geleiftet werden . E6 ift jedoch den Gemein -

gen den geftattet , die Naturalfropnden mit Beftåtigung der

ah Gtaatgbehórde zu tariren und den Betrag , wenn die

pee Frohnden zu den Gemeindebeduͤrfniſſen zu leiſten find ,

|
nadh den im §. 67 aufgefelten Regeln , wenn fie aber

i wegen eineg Gemarkungsbeduͤrfniſſes erforderlich find,
nah den Regeln des §. 69 umzulegen , fo daf die

Frohndpflichtigen zwar die Frohnden in Natur zu lei -

ften haben , jedoch die tapirte Entfhådigung erhalten ,

Be - Ru einem Gemeindebeſchluß diefer Art werden zwey

Drittheile der Stimmen erfordert .
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F

Wie im Entwurfe 8. 76 und wird hinten beys |

geſetzt :

„ Die Vorſchriften der FFen 70 und 71 ſind auch
auf dieſen Fall anzuwenden . “

9. 76 .

Die Gemeindeuͤberſchuͤſſe , d. h. derjenige Betrag
des in die Gemeindekaſſe fließenden Einkommens , von
dem nicht zur Benutzung der einzelnen Bürger ber -
theilten Gemeindevermoͤgen , welcher nach Beſtreitung
der Gemeinde - und der §. 66 unter b. c. und d. auf -
gefuͤhrten Gemarkungsbeduͤrfniſſe uͤbrig bleibt 20 , ( wie
im Entwurf 6. 77 . )

§. 77 .

Die Art und die Groͤße des Buͤrgergenuſſes rich⸗
tet ſich nach dem dermaligen Zuſtande u . ſ. tw. ( wie
im Entwurf S. 78 big ang Enbe . )

SS . 78 . 79 . 80 .

‘ Wie im Entwurfe S5. 79 . 80 . 81 .

W en mte atek

Beſondere Beſtimmungen fuͤr die groͤßern
Staͤdte des Landes .

S5. 85 82 .

Wie im Entwurfe ŞS. 32 und 83 ,
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A 83 :

j - Solche befondere Deputationen koͤnnen aufgeſtellt

werden :

a ) fuͤr die den Gemeinden nach 8. 17 zuſtehende
Polizeyverwaltung , unter dem Vorſitze des Buͤr⸗

germeiſters und mit Zuziehung des Bezirksarztes ;

mit dieſer Deputation kann auch die Armencom⸗

miſſion verbunden werden , unter Beyzug der Orts⸗

geiſtlichen .
:

b) fúr die buͤrgerliche und Strafrechtspflege .

( Wie im Entwurfe 80

e
§. 34 .

Mie im Entwurfe S, 85

§. 85 .

: Es beſteht in den groͤßern Staͤdten ein doppelter

Ausſchuß , ein kleinerer und ein groͤßerer, in ſo fern

die Gtådte die Einfuͤhrung des groͤßern Ausſchuſſes

nach Stimmenmehrheit wuͤnſchen. Der kleinere iſt das ,

was der Ausſchuß in den uͤbrigen Gemeinden , und

hat ganz dieſelben Verrichtungen . Waͤhlbar ſind in

denſelben alle Gemeindebuͤrger ohne unterſchled der

Religion , mit den im 8. 44 feſtgeſetzten Ausnahmen .
Der groͤßere Ausſchuß u. ſ . w.

( Wie im Entwurf 8. 86. )

5. 86 .

Der groͤßere Ausſchuß iſt dreymal ſo ſtark , als

der kleinere . Er wird von der Buͤrgerſchaft gewaͤhlt.



172 Protokolle der Erſten Kammer .

Wahlberechtigt und waͤhlbar ſind dabey alle Gemeinde —
buͤrger; ausgenommen ſind von der Waͤhlbarkeit

a) Soldaten im activen Dienſt ,

b ) Minderjaͤhrige und Entmuͤndete ,

c) Ale in Gant Gerathene , in fo fern fie vom
Gantrichter fuͤr ſchuldig und ſtrafbar erklaͤrt, und

nicht wieder in der Folge befaͤhigt worden ſind .

Das Amt eines Mitgliedes des großen Ausſchuſ⸗
ſes dauert ebenfalls 6 Jahre , nach deren Ablauf der⸗
ſelbe durch Wahl erneuert wird . Die Austretenden
ſind nicht verbunden , vor 6 Jahren u. fe ws ( wie im
Entwurfe 6. 87. )

SS . 87 . 88 .

| Wie im Entwurfe S5. 88 . 89 .

Se 89 .

Sn den grófern Gtådten wird in der Regel Feine
Gemeindefrohnde perſoͤnlich geleiſtet . Alle ſolche Ar⸗
beiten werden in Accord gegeben und bezahlt . Je
nach dem Zwecke , wozu die Arbeit geleiſtet werden

mußte , fallen die Auslagen in die Rubrik der Gemein —
de - oder der Gemarkungsbeduͤrfniſſe .

S. 90 .

Es bleibt der Regierung vorbehalten , in den
Städten erfen Manges für die Höhere und die

Sicherheitspolizey , eine beſondere Polizeybehoͤrde auf⸗
zuſtellen . Alle uͤbrigen Zweige der Polizeyverwaltung ,
wic fie im Ç. 17 . H. 2 big 1o einfoltieĝlih verzeich



pori

sannan
A A

AS SO T E A A TN

nS —7—
— —

Sieben und fuͤnfzigſte Sitzung vom7 . Jan . 173

e⸗
net ſind , ſtehen auch in den Staͤdten erſten Ranges

dem Gemeinderathe zu .

Der Vorſtand der von der Regierung in dieſen

Staͤdten aufgeſtellten Polizeybehoͤrde iſt jedoch bered -

tigt , den Sitzungen der ſtaͤdtiſchen Polizeydeputation

d beyzuwohnen , und in derſelben , als der ihm unterge⸗

ordneten Behoͤrde, den Vorſitz zu fuͤhren .

Zebnter Titel

Beſondere Beſtimmungen fuͤr kleinere

Ortſchaften .

S. 91

Sn Fleinern Gemeinden , welche aug weniger alg

25 Bürgern begehen , unterbleibt die Einfuͤhrung deg

Buͤrgerausſchuſſes , und an die Stele defelben tritt

die Gemeindeverſammlung .
>

£ 9. 92 .

In Gemeinden , welche nicht 40 Buͤrger zaͤhlen,
kann die Adminiſtrativ - Mittelſtelle von den in den

SS. 25 umd 44 auggefprohenen Hinderniſſen der Waͤhl -

barfeit in den Gemeinderath und in den Ausſchuß we —

gen Verwandtſchaft dispenſiren .

S. 93 .

Kleine Ortfhaften , auf mwelhe die Anwendung
der in diefem Gefez befimmten Berfafung SAmwie-

rigfeit findet , nnen mit einem angraͤnzenden Orte ,

mit Beybehaltung eines abgeſonderten Vermoͤgens in
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Beziehung auf die im §. 17 von Nro . L big V.

ainſchließlich genannten Rechte und Pflichten , zu einer
Gemeinde vereinigt werden . In dieſem Falle bleibt
es den ſich in eine Gemeinde verbindenden Ortſchaften |überlaffen , mit Genehmigung der Staatsbehoͤrde , die
naͤhern Beſtimmungen uͤber die Beſetzung der gemein -
ſchaftlichen Gemeindeſtellen , uͤber die Theilung der ge⸗
meinſchaftlichen und beſondern Ausgaben und iber die
Verwaltung der beſondern Angelegenheiten eines jeden
Orts nach den Localverhaͤltniſſen unter ſich feſtzufetzen .

Se 94 :

Wenn mehrere Ortfdháften fih auf die in dem
vorhergehenden Sen befimmte Weiſe zu einer Gemeins
de verbinden , fo muf in den gemeinſchaftlichen Ge⸗
meinderath und in den gemeinſchaftlichen Ausſchuß aus
jedem der vereinten Ortſchaften wenigſtens ein Mit⸗
glied genommen werden .

— J 0—
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Beylag e Ziffer 143 .

Commiſſionsber icht

die Aufhebung der alten Abgaben betreffend .

Erſtattet

von dem Landoberjaͤgermeiſter v . Kettner .

Durchlauchtigſte ,

Hochzuverehrende Herren !

Nachdem ſich Ihre Commiſſion bemuͤht hat , den

Geſetzentwurf uͤber die Abſchaffung der alten Abgaben ,

Í wie folcher unterm ten Oftober d. F . von der wep -

ten an die Erfe Rammer gelangte , in mehreren Beraz

thungen , ſeiner hohen Wichtigkeit angemeſſen , zu wuͤr —

digen , erhielt ich von ihr den Auftrag , Ihnen , meine

hochzuverehrende Herren ! uͤber die Anſichten , in wel

chen ſie ſich vereinigte , Vortrag zu erſtatten . Dieſem

Auftrag entſpreche ich in Folgendem :

Der naͤheren Pruͤfung des Geſetzentwurfs ſelbſt

muͤſſen einige allgemeine Bemerkungen vorausgehen .

Sie betreffen :

a) Die Nothwendigkeit moͤglichſter Gleichſtellung

der geſammten Staatsangehoͤhrigen in der Beſteuerung ,

~ b oke Berweifung der alten Steuerſchulden auf
die Staatskaſſe ,

c) den allgemeinen Rechtsgrundſatz der Beweis —

fuͤhrung, wenn in zweifelhaften Faͤllen uͤber die Natur
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der Steuern oder einer Grundabgabe geſtritten wer -

den folte .
i

ad a) Die Gleihftefung aller Staatsangehoͤrigen
in den ôffentlichen Abgaben ift fhon durch die Conftiz
tution ſelbſt ausgeſprochen ; ihr Princip liegt Åberdief
in der . Natur der Sache , Diefes Prinçip ift von fei -

ner Seite beftritten und fann nicht beftritten werden . - Ef

handelt fich fonach hier lediglich von feiner Anwendung ,und
von der Frage : Ob ſolches durch das Fortbeſtehen der

alten neben den neuen Abgaben verletzend ſey , oder nicht ?

Auch hieruͤber kann die Entſcheidung durchaus nicht

zweifelhaft ſeyn , wenn man erwaͤget , wie offenbar und

auffallend diejenigen prågravirt måren , welche die alten ,

einer Zeit angehòrigen Gteuern , in welcher ihre Bor -

åltern , auffer folen , gar feine oder nur menige Stener ?

tafien łu tragen hatten , mir jenen Steuern entrichten
muͤßten , die durch den eingefuͤhrten allgemeinen Steuer -

fug auf fie gefommen find .
Die Commiffion fonnie eg ingwifchen fich nicht ver -

hehlen , daß bey der Nothwendigkeit , den , durch die MH-

ſchaffung der alten Abgaben in der Finanzverwaltung
entſtehenden Ausfall mit einer verhaͤltnißmaͤßigen Steu —

ererhoͤhung zu decken , eine Laſt fuͤr Individuen erwachſe ,
welchen die alten Abgaben bis daher voͤllig fremd waren ;

ſie hat ſich aber den , in dieſer Beziehung moͤglichen
Einwand durch die Betrachtung loͤſen zu koͤnnen geglaubt ,
daß die Fortentrichtung der alten neben den neuen

Abgaben , får diejenigen , welche ſie trifft , unerſchwing —

lich ſey , demnach die Geſammtheit des Staats das

tragen muͤſſe, was der Einzelne nicht tragen kann .

ad b) Die Abſchaffung der alten Abgaben iſt mit

der gleichzeitig in Anregung gefommenen Zuweifung der

alten Steuerſchulden auf die allgemeine Staatskaſſe ,
woruͤber gegenwaͤrtig der Geſetzentwurf bey der zweyten
Kammer zur Berathung vorliegt , zu enge verflochten ,
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als daß dieſe beiden Gegenſtaͤnde geſondert und nicht
a

vielmehr ſo zu erledigen ſeyn bdårften , daş der eine

en
von dem andern als voͤllig abhaͤngig betrachtet werde .

fiz | Durch die alten Steuerſchulden wird naͤmlich den

ef Steuerpflichtigen eine Abgabe aufgebůrdet , Deren An -

a forderung neben der jetzt eingefuͤhrten gewoͤhnlichen

Es
Steuer , ſich ebenſowenig , als die Fortentrichtung der

dd
alten Abgaben , rechtfertigen lågt ; denn diefe Steuer -

yer pilichtigen mifen auf Der einen . Geite zur Abzahlung

t2 der , urfprånglich und vor Der allgemeinen Steuer -

ht gleichſtellung, nach gewiſſen Steuerbezirken auf ſie radi —

nd
eirten Schulden , contribuiren , auf der andern Seite

w
aber auch wieder nah dem Steuerfuß die allgemeine

E Staatsſchuld zahlen helfen , wodurch ſie , da die alten

Steuerſchulden , ihrer Entſtehung nach , nichts anderes

en
als Staatsſchulden ſind , eine doppelte Buͤrde tragen .

Aber auch hievon ganz abgeſehen , liegt in der

übereinftimmenden Erledigung beider Gegenſtaͤnde ein

H erwuͤnſchtes Ausgleichungsmittel des Vortheils und

bi
des Verluſtes , den die verſchiedenen Landesgegenden
bey jedem dieſer Gegenſtaͤnde insbeſondere zu erwarten

haben ; denn wie bey Uebernehmung der Steuerſchul —

fe
den der Main - und Tauberfreis mit dem Seekreis ge —

Minnet , und die Bezirfe Haflah , Wolfach , Neudenan

* und Billigheim Vortheile ziehen ; ſo erwaͤchſt dagegen

w fuͤr die uͤbrigen Kreiſe , durch die Abſchaffung der alten
en

Abgaben ein Gewinn , welchen die zwey erſteren nicht ,

E
dder wenigſtens nicht gang theilen .

3 In Beruͤckſichtigung obiger Verhaͤltniſſe ſtellt es

die Commiſſton zuvoͤrderſt dem Ermeſſen der hohen

a
Kammer anheim , ob zwar inzwiſchen ñber die einzelnen
Artikel des Geſetzentwurfs discutirt und abgeſtimmt ,er
der Hauptbeſchluß uͤber die Annahme des ganzen Ge —

— fees aber , inſolange ausgeſetzt bieiben wolle , bis die

Mittheilung des Geſetzentwurfs uͤber die alten Steuer —
*

Hulden erfolgt .
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ad c) Um dag Gefez auf einen feften Redhtgho -
den zu bauen , duͤrfen allenthalben die Grundſaͤtze nih !
auſſer Acht bleiben , welche , in der alten , wie in der

neuen Geſetzgebung durchgefuͤhrt , als Hauptpunet al⸗

ler Rechts verhaͤltniſſeerſcheinen ; dieſe Rechtsverhaͤltniſſe
wuͤrden aber durchaus erſchuͤttert , und es waͤre jedes
Eigenthum gefaͤhrdet , wenn man gegen die Lehre , den

Rechtsbegriffe und die klarſten Geſetze uͤber den Beſitzſtand ,
die Beweispflichtigkeit umkehren , und ſolche , ſtatt auf
den , welcher einen Beſitz beſtreitet , auf jenen legen wollte ,

der ſich im Beſitze der beſtrittenen Sache befindet .

Dieſes , auf die Frage angewendet : wer in beſtrittenen
Faͤllen uͤber die Natur einer Steuer oder einer Grund⸗

abgabe den Beweis fuͤhren muͤſſe? wird deren Entz

ſcheidung niht zweifelhaft lafen .
Nach diefen allgemeinen Betrahtungen gebe ih

zu den einzelnen Artikeln des Geſetzentwurfs nadh der

Faſſung der zwehyten Kammer , und zu den Antraͤgen
uͤber, welche , auf dieſe Betrachtungen gegruͤndet , die

Commiſſion dieſer hohen Kammer vorlegt .
Art . J.

Die Commiſſion hat angenommen , was auch der ,

zu ihren Berathungen zugezogene Regierungscommiſſaͤr ,
Herr Staatsrath Frhr . v. Sensburg beſtaͤtigte , daß
es durch die , dem Geſetzentwurf vorangegangene , Un⸗

terſuchungen , hinlaͤnglich ausgemittelt ſey , welche Ab —

gaben nunmehr , zufolge des Geſetzes , in jeder einzel—⸗
nen Gemeinde hinwegfallen , ſo daß , wenn das Geſetz
verbindende Kraft erhaͤlt , auf Anordnung der ober⸗

ſten Staatsbehoͤrde durch die oͤrtlichen Zwiſchenſtellen ,
an jede einzelne Gemeinde die genaue und namentliche

Ueberſicht der bey ihr aufhoͤrenden Abgaben , mitgetheilt
werden fann . Auf diefer und der weiteren Unterftel

fung , dag alleg , wag in Dem vorliegenden Artikel von

urkundlichen Nachweiſungen geſagt iſt , ſich lediglich
guf die ſchon vorhergegangene Unterſuchungen beziehe ,

bei
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ho⸗ beruhen hauptſaͤchlich die Antraͤge, welche bey den ein⸗

icht zelnen Abtheilungen des vorliegenden Artikels folgen .

der Lit . 4 . Gegen dieſe Abtheilung hat die Commiſ⸗

al⸗ ſion nichts zu erinnern ;

iſſe ſie traͤgt auf Beybehaltung der Faſſung an .

e $ Lit . B. Auch bier ife nur infofern eine Erinnerung

yen | , al diefe Notheilung mit der Faſſung von lit . C.

nd , | in Einflang gefegt werden muf : Ben lit . B. heift eg

auf naͤmlich von den Abgaben „welche laſten , oder gelaſtet

tey baben ” dagegen fept lit. C. blog „ laften ” und ben der Mus -

et , nahme 2 blog haften ’ alfo lediglich Dag Tempus praesens 5

nen es waͤre ſonach das „urſpruͤnglich gelaſtet haben ”

ad⸗ zu ſtreichen .
ntz wodurch fich der Regierungsentwurf wieder herſtellt.

Lit C. bis lit . L. einfotieflih , ift die Commiffion

ich mit der Faſſung vollig einverſtanden ,

der ſie glaubt ſohin , daß ſolche durchgaͤngig beyzubehal⸗ 0

jen ten fey .
—

die Lite M. Die Natur und - Eigenfhaft jener Abgaben , Sp

J

a
*

Si
8welche auf Hof⸗ und Burgrechten beruhen , iſt im Ein⸗

zelnen nicht vollſtaͤndig nachgewieſen , und wird auch

er , in der Folge nicht genau nachgewieſen werden koͤn⸗

ár , nen ; ihre Ausſcheidung nach Der feuer : oder der priz Ae

af valrechtlichen Eigenſchaft iſt ſohin unmoͤglich ; ſo viel g
n⸗ mag jedoch anzunehmen ſeyn , daß die den Burgrech⸗ xi

Ab⸗ ten angehoͤrigen Abgaben , theils als Steuer , theils —

el - als privatrechtliche Laſten zu betrachten , und hiernach
ſetz gemiſchter Natur ſeyen , und in dieſem Anbetracht

er⸗ vereinigte ſich die Commiſſion u einem Mittelwege , A

ny auf melhem uͤberhaupt die Haͤlfte dieſer Abgaben nach⸗ D
he gelaͤſſen werden duͤrfte : *
ilt ſie traͤgt daher auf folgende Faſſung der Abtheilung
el - M. an , „ Ale die Abgaben , welche auf Hofe und

on Burgrechten beruhen , und niht in den vorherge⸗

ich henden Abtheilungen dieſes Artikels aufgefuͤhrt ſind ,

Her
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jedoch nur zur Haͤlfte , wogegen die andere Haͤlfte unter
Art . V. begriffen ſeyn ſoll . “

Lit . N. Die Zuſicherung eines eigenen Geſetzes ,
uͤber die Aufhebung der Bannrechte , haͤlt die Com —
miſſion , wenigſtens dermalen noch , fuͤr durchaus unzu⸗
laͤßig , indem dieſe Rechte die Steuereigenſchaft jener
Abgaben nicht haben , welche durch das gegenwaͤrtige
Geſetz abgeſchafft werden ſollen ; und weil auſſerdem
die Niederſchlagung fraglicher Bannrechte zu den ohnehin
aͤuſſerſt bedeutenden Entſchaͤdigungen auch einen weite -
ren unmåfigen Aufwand får die Staats baffe veranlaſ⸗
ſen wuͤrde . Zugleich uͤberzeugte ſich die Commiſſion ,
daß , ſo lange die Bannrechte im Allgemeinen nicht auf⸗
gehoben ſind , im Einzelnen an dieſelben keine Hand
koͤnne gelegt werden ;

ſie traͤgt demnach an , die Abtheilung lit . N. ganz
zu ſtreichen .

Lit . O. Hier ift nichts zu erinnern und
wird auf die Beybehaltung der Faſſung angetragen .

In Beziehung auf lit . P. glaubt die Commiſſion ,
in Bezug auf dasjenige , was uͤber den gegenwaͤrtigen
Artikel im Allgemeinen ſchon geſagt iſt ,

ſtatt — wie es in der Faſſung des Entwurfs heißt —

„ dargethan wird, “ die Aenderung : „ dargethan iſt “
vorſchlagen zu muͤſſen .

Bey lit . Q. ind Pflug - Karren - und Eſelsgeld eben
fo wie Fruchtbaugeld , Dienſtkorn , Reiſtengeld , Spinn⸗
redemtion , Madergeld ꝛc. — als Frohndredemtionen zu
betrachten ; es wuͤrde ſohin nicht allein inconſequent
ſeyn , alte Frohndreluitionen niederzuſchlagen , waͤhrend
ein Geſetz zu Abloͤſung der Frohnden neuerlich gemacht
worden iſt , ſondern es ſtünde aquch im Widerſpruch mit
dem Prineip des gegenwaͤrtigen Geſetzes , nach welchem
lediglich ſolche alte Abgaben abgeſchafft werden follen , die
den Charafter einer Steuer haben ,

Diefeg führt die Commiffion şu dem Antrage :
die Abtheilung unter lit . Q. zu fireichen ,

zt

m
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Art . M.

Die Commiſſion hat gegen dieſen Artikel nichts ein —

zuwenden ,

ſte traͤgt an , demſelben beyzupflichten .
Arta

Dieſer Artikel enthaͤlt keine geſetzliche Beſtimmung ;

er ſpricht nur von Recherchen , welche die Regierung
uͤber die der Jagd und Forſteylichkeit angehoͤrige Abga —
ben machen fof , um diefe aufheben zu koͤnnen . Er eig -
net fich daher offenbar nicht zur Annahme in das Gefeg s

Die Commiſſion traͤgt demnach an , ihn zu ftreichen ,
und ſtatt deſſen den Wunſch in das Protokoll nieder —

zulegen , daß die , wegen Aufhebung jener , der Jagd
und Forſteylichkeit angehoͤrigen Abgaben , welche den

Charafter einer Steuer haben koͤnnten , noͤthigen Rez

cherchen angeordnet werden moͤchten .
Art . IV . und V.

Mit der Faſſung dieſer beiden Artikel iſt die Com —

miſſton voͤllig einverſtanden ;
ſie ſtellt ihre Annahme der hohen Kammer anheim .

ATE NI :

In Beziehung auf die bey dem Art . T. deg Gefegeg
in dem gegenwaͤrtigen Commiſſionsberichte vorausgegan —
gene Bemerkung ,

glaubt die Commiſſion , daß der Art . VI . folgender —
maßen zu faſſen ſey :
„ Es wird einer jeden Gemeinde ein Verzeichniß der

Abgaben zugeſertigt , welche nach Maßgabe dieſes Ge -

ſetzes , und zufolge der bereits Statt gehabten Unter —

fuchungen , nicht weiter zu entrichten find . Eine jede

betheifigte Gemeinde iff zu dem Beweis zuzulaſſen ,
dafi fie von einer gewiffen Abgabe , welche ihr durch
jene Zufertigung nicht abgenommen worden feyn

folte , dennoch , zufolge dieſes Geſetzes , freyzuſpre —

chen ſey ; welcher Beweis bey den Kreisdirectorien
einzureichen ift . Ueber die Beweisführung entfheidet

ausſchließlich die oberde Staatsbehoͤrde , und der

Weg Rechtens bleibt ganz allein fuͤr die Leiſtung der

von der oberſten Staolsbehoͤrde feſtgeſetzten Entſchaͤ⸗

digung vorbehalten . Die Abgabe , wegen welcher ein

folcher Beweis gefuͤhrt wird , ift , big daf fie von der

oberſten Staatsbehoͤrde fuͤr aufgehoben erklaͤrt wird ,
fortzuentrichten , jedoch mit Vorbehalt des Ruͤckerſa —

tzes , im Falle ſie fuͤr aufgehoben erklaͤrt werden ſoll —
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te . Diejenigen , welche erf nach zwey Fahren vont
Tage der ihnen zugefellten , die Vollziehung des Ge

fegeg betreffenden , Zufertigungen diefen Beweis ein -

zureichen , erhalten , wenn die Abgabe får aufgehoben

erklaͤrt wird , den Ruͤckerſatz nur vom Zage der einge⸗
reichten Beweisfuͤhrung . “

Art . VIL

Die Commiffion bat hier niht şu erinnern ,
fie trågt auf Bepbehaltung der Fafung an .

Art . VIII .

Die Art der Deckung jenes Ausfalles , welcher fuͤr die

Staatskaſſe durch die aufgehobenen Abgaben , u . durch die

Entſchaͤdigungen , wozu ſie verpflichtet wird , entſteht , iſt

hier voͤllig unbeſtimmt , und durch ein bloßes Verſprechen
aͤusgedruͤckt ; es wird ihr ein beſtimmtes Einkommen entzo⸗

gen , und eine beſtimmte Laſt aufgelegt , dagegen aber nur ein

unbeſtimmtes Deckungsmittel ganz im Allgemeinen zuge —

ſichert , ſo zwar , daß wenn alle Beſtimmungen in Kraft

treten , die Abgaben aufgehoben und die Entſchaͤdigun —
gen auf die Staatskaſſe gelegt ſind , dann erſt das De —

ckungsmittel nachgeſucht werden muͤßte , und der Aus —

fall ungedeckt bliebe , wenn man ſich uͤber das Deckungs —
mittel hicht vereinigen koͤnnte . In dieſem Anbetracht

ſchlaͤgt die Commiſſion folgende Faſſung des Art . VIII -

vor :

„ Der Ausfall , welcher ſich durch die , Kraft dieſes Ge⸗

ſetzes , aufgehobene Abgaben , ſo wie durch die , von

der Staatskaſſe zu leiſtende Entſchaͤdigungen ergibt ,
oder nach Art . V. durch die Abloͤſung der in Guͤlten

und Zinſen verwandelten Abgaben entſtehen kann , wird

durch Steuern gedeckt .
Art . IX :

Dicfer Mrtifet lågt fich gar wohf auf den Titel V.

deg Landrechts Gag 7410 a und 710 b beziehen , erift al

eine Beſtaͤtigung dieſer Saͤtze zu betrachten , und erklaͤrt

fuͤr den gegenwaͤrtigen beſondern Fall die Abſicht der

Geſetzgebung genauer , daher die Commiſſton ſeine Zweck⸗
maͤßigkeit erkennt , und

auf ſeine Beybehaltung ankraͤgt .
Schließlich iſt noch zu bemerken , daß , wenn dem

Antrage der Commiſſton gemaͤß der Art . III . geſtrichen
werden folte , die Beziehungen auf den Mrt . Ve auf Den

Art . IV . gehen můften .
— —
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